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RICHTLINIE 2013/34/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 26. Juni 2013 

über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit 
verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen 
und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 

78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL 1 

ANWENDUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND 
RECHTSFORMEN VON UNTERNEHMEN UND GRUPPEN 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

(1) Die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Koordinierungsmaß­
nahmen gelten für die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit­
gliedstaaten für die Rechtsformen von Unternehmen, 

a) die in Anhang I genannt sind; 

b) die in Anhang II genannt sind und bei denen alle unmittelbaren oder 
mittelbaren Gesellschafter des Unternehmens mit ansonsten unbe­
schränkter Haftung tatsächlich nur beschränkt haftbar sind, weil 
diese Gesellschafter 

i) über eine in Anhang I aufgeführte Rechtsform verfügen oder 

ii) nicht den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats unterliegen, 
aber über eine Rechtsform verfügen, die einer in Anhang I ge­
nannten vergleichbar ist. 

▼M3 
(1a) Die durch die Artikel 48a bis 48e und Artikel 51 vorgeschrie­
benen Koordinierungsmaßnahmen gelten auch für die Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Zweigniederlassungen, die 
in einem Mitgliedstaat von einem Unternehmen errichtet worden sind, 
das nicht den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats unterliegt, aber 
eine Rechtsform hat, die einer der in Anhang I genannten Rechtsformen 
vergleichbar ist. Artikel 2 gilt für diese Zweigniederlassungen, soweit 
die Artikel 48a bis 48e und Artikel 51 auf solche Zweigniederlassungen 
Anwendung finden. 

▼B 
(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission innerhalb einer 
angemessenen Zeitspanne über Änderungen bei den Rechtsformen von 
Unternehmen in ihren einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die Rich­
tigkeit des Anhangs I oder des Anhangs II beeinträchtigen könnten. In 
diesem Fall ist die Kommission befugt, die Verzeichnisse der Rechts­
formen von Unternehmen in den Anhängen I und II mittels delegierter 
Rechtsakte im Einklang mit Artikel 49 anzupassen. 

▼B
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(3) Die in den Artikeln 19a, 29a, 29d, 30 und 33, Artikel 34 Absatz 1 
Unterabsatz 2 Buchstabe aa, Artikel 34 Absätze 2 und 3 sowie Arti­
kel 51 der vorliegenden Richtlinie vorgeschriebenen Koordinierungs­
maßnahmen gelten unabhängig von der jeweiligen Rechtsform auch 
für die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
folgende Unternehmen, sofern es sich um große Unternehmen oder 
um kleine und mittlere Unternehmen – mit Ausnahme von Kleinstunter­
nehmen –, handelt, die Unternehmen von öffentlichem Interesse im 
Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a der vorliegenden Richtlinie 
sind: 

a) Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der 
Richtlinie 91/674/EWG des Rates ( 1 ); 

b) Kreditinstitute im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 2 ). 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, die in Unterabsatz 1 ge­
nannten Koordinierungsmaßnahmen nicht auf die in Artikel 2 Ab­
satz 5 Nummern 2 bis 23 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 3 ) genannten Unternehmen an­
zuwenden. 

(4) Die in den Artikeln 19a, 29a und 29d vorgeschriebenen Koor­
dinierungsmaßnahmen gelten nicht für Finanzprodukte nach Artikel 2 
Nummer 12 Buchstaben b und f der Verordnung (EU) 2019/2088 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ). 

(5) Die in den Artikeln 40a bis 40d vorgeschriebenen Koordinie­
rungsmaßnahmen gelten auch für die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten für Tochterunternehmen und Zweigniederlassun­
gen von Unternehmen, die nicht dem Recht eines Mitgliedstaats unter­
liegen, deren Rechtsform aber den in Anhang I genannten Rechtsformen 
vergleichbar ist. 

▼B 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

1. „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ Unternehmen im An­
wendungsbereich des Artikels 1, 

▼M4 

( 1 ) Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den Jahres­
abschluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen 
(ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 1). 

( 3 ) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die 
Beaufsichtigung von Kreditinstituten, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG 
und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 
vom 27.6.2013, S. 338). 

( 4 ) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2019 über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten 
im Finanzdienstleistungssektor (ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 1).
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a) die unter das Recht eines Mitgliedstaats fallen und deren über­
tragbare Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt 
eines Mitgliedstaats im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 
14 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstru­
mente ( 1 ) zugelassen sind, 

b) die Kreditinstitute im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Richt­
linie 2006/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2006 über die Aufnahme und Ausübung der Tätig­
keit der Kreditinstitute ( 2 ) – mit Ausnahme der in Artikel 2 jener 
Richtlinie genannten Kreditinstitute – sind, 

c) die Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 
der Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 
über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von 
Versicherungsunternehmen ( 3 ) sind oder 

d) die von den Mitgliedstaaten als Unternehmen von öffentlichem 
Interesse bestimmt werden, beispielsweise Unternehmen, die 
aufgrund der Art ihrer Tätigkeit, ihrer Größe oder der Zahl ihrer 
Beschäftigten von erheblicher öffentlicher Bedeutung sind. 

2. „Beteiligung“ Anteile an anderen Unternehmen, die dazu bestimmt 
sind, dem eigenen Geschäftsbetrieb durch Herstellung einer dauern­
den Verbindung zu jenen Unternehmen zu dienen. Dabei ist es 
gleichgültig, ob die Anteile in Wertpapieren verbrieft sind oder 
nicht. Es wird eine Beteiligung an einem anderen Unternehmen 
vermutet, wenn der Anteil am Gesellschaftskapital über einem pro­
zentualen Schwellenwert liegt, der von den Mitgliedstaaten auf 
höchstens 20 % festgesetzt werden darf; 

3. „nahestehende Unternehmen und Personen“ Unternehmen und Per­
sonen im Sinne der gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betref­
fend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards ( 4 ) 
übernommenen Internationalen Rechnungslegungsstandards; 

4. „Anlagevermögen“ diejenigen Vermögensgegenstände, die dazu be­
stimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen; 

▼M4 
5. „Nettoumsatzerlöse“ die Beträge, die sich aus dem Verkauf von 

Produkten und der Erbringung von Dienstleistungen nach Abzug 
von Erlösschmälerungen und der Mehrwertsteuer sowie sonstigen 
direkt mit dem Umsatz verbundenen Steuern ergeben; für Versiche­
rungsunternehmen nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buch­
stabe a der vorliegenden Richtlinie wird der Begriff „Nettoumsatz­
erlöse“ jedoch gemäß Artikeln 35 und Artikel 66 Nummer 2 

▼B 

( 1 ) ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 177 vom 30.6.2006, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7. 
( 4 ) ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1.
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der Richtlinie 91/674/EWG des Rates ( 1 ) definiert; für Kreditinsti­
tute nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b der vor­
liegenden Richtlinie wird der Begriff „Nettoumsatzerlöse“ gemäß 
Artikel 43 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie 86/635/EWG des 
Rates ( 2 ) definiert; und für Unternehmen, die in den Anwendungs­
bereich von Artikel 40a Absatz 1 dieser Richtlinie fallen, bezeichnet 
der Begriff „Nettoumsatzerlöse“ die Einnahmen gemäß der Defini­
tion durch die bzw. im Sinne der Rechnungslegungsgrundsätze, auf 
deren Grundlage die Abschlüsse des Unternehmens erstellt werden; 

▼B 
6. „Anschaffungskosten“ den Einkaufpreis samt Nebenkosten, vermin­

dert um alle zurechenbaren Anschaffungspreisminderungen; 

7. „Herstellungskosten“ die Anschaffungskosten der Rohstoffe, Hilfs- 
und Betriebsstoffe und die sonstigen dem einzelnen Erzeugnis un­
mittelbar zurechenbaren Kosten. Die Mitgliedstaaten gestatten oder 
schreiben vor, dass angemessene Teile dem einzelnen Erzeugnis nur 
mittelbar zurechenbarer fixer oder variabler Gemeinkosten in dem 
Maße berücksichtigt werden, wie sie auf den Zeitraum der Herstel­
lung entfallen. Vertriebskosten sind nicht zu berücksichtigen; 

8. „Wertberichtigung“ alle Wertanpassungen von Vermögensgegen­
ständen, die zur Berücksichtigung am Bilanzstichtag festgestellter, 
endgültiger oder nicht endgültiger Wertänderungen dienen; 

9. „Mutterunternehmen“ ein Unternehmen, das ein oder mehrere 
Tochterunternehmen kontrolliert; 

10. „Tochterunternehmen“ ein von einem Mutterunternehmen kontrol­
liertes Unternehmen, einschließlich jedes mittelbar kontrollierten 
Tochterunternehmens eines Mutterunternehmens; 

11. „Gruppe“ ein Mutterunternehmen und alle Tochterunternehmen; 

12. „verbundene Unternehmen“ zwei oder mehrere Unternehmen inner­
halb einer Gruppe; 

13. „assoziiertes Unternehmen“ ein Unternehmen, an dem ein anderes 
Unternehmen eine Beteiligung hält und dessen Geschäfts- und Fi­
nanzpolitik durch dieses andere Unternehmen maßgeblich beein­
flusst wird. Es wird vermutet, dass ein Unternehmen einen maß­
geblichen Einfluss auf ein anderes Unternehmen ausübt, sofern es 
20 % oder mehr der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschafter 
dieses anderen Unternehmens besitzt; 

▼M4 

( 1 ) Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den Jahres­
abschluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen 
(ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7). 

( 2 ) Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahres­
abschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanz­
instituten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1).
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14. „Investmentunternehmen“ 

a) Unternehmen, deren einziger Zweck darin besteht, ihre Mittel in 
Wertpapieren oder Immobilien verschiedener Art oder in ande­
ren Werten anzulegen mit dem einzigen Ziel, das Risiko der 
Investitionen zu verteilen und ihre Aktionäre oder Gesellschafter 
an dem Gewinn aus der Verwaltung ihres Vermögens zu betei­
ligen; 

b) Unternehmen, die mit Investmentunternehmen verbunden sind, 
die ein festes Kapital haben, sofern der einzige Zweck dieser 
verbundenen Unternehmen darin besteht, voll eingezahlte Antei­
le, die von diesen Investmentunternehmen ausgegeben worden 
sind, zu erwerben, unbeschadet des Artikels 22 Absatz 1 Buch­
stabe h der Richtlinie 2012/30/EU; 

15. „Beteiligungsgesellschaft“ Unternehmen, deren einziger Zweck da­
rin besteht, Beteiligungen an anderen Unternehmen zu erwerben 
sowie die Verwaltung und Verwertung dieser Beteiligungen wahr­
zunehmen, ohne dass sie unmittelbar oder mittelbar in die Verwal­
tung dieser Unternehmen eingreifen, unbeschadet der Rechte, die 
ihnen in ihrer Eigenschaft als Aktionäre oder Gesellschafter zuste­
hen. 

16. „wesentlich“ den Status von Informationen, wenn vernünftigerweise 
zu erwarten ist, dass ihre Auslassung oder fehlerhafte Angabe Ent­
scheidungen beeinflusst, die Nutzer auf der Grundlage des Ab­
schlusses des Unternehmens treffen. Die Wesentlichkeit einzelner 
Posten wird im Zusammenhang mit anderen ähnlichen Posten be­
wertet; 

▼M4 
17. „Nachhaltigkeitsaspekte“ Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsfak­

toren sowie Governance-Faktoren, einschließlich Nachhaltigkeits­
faktoren im Sinne von Artikel 2 Nummer 24 der Verordnung 
(EU) 2019/2088; 

18. „Nachhaltigkeitsberichterstattung“ die Berichterstattung über Infor­
mationen über Nachhaltigkeitsaspekte gemäß den Artikeln 19a, 29a 
und 29d; 

19. „wichtigste immaterielle Ressourcen“ Ressourcen ohne physische 
Substanz, von denen das Geschäftsmodell des Unternehmens grund­
legend abhängt und die eine Wertschöpfungsquelle für das Unter­
nehmen darstellen; 

20. „unabhängiger Erbringer von Bestätigungsleistungen“ eine Konfor­
mitätsbewertungsstelle, die gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) für 
die in Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der vor­
liegenden Richtlinie genannte Konformitätsbewertung akkreditiert 
ist. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und zur Auf­
hebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 
13.8.2008, S. 30).
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Artikel 3 

Kategorien von Unternehmen und Gruppen 

(1) Mitgliedstaaten, die von einer oder mehreren der Möglichkeiten 
in Artikel 36 Gebrauch machen, definieren Kleinstunternehmen als Un­
ternehmen, die am Bilanzstichtag die Grenzen von mindestens zwei der 
drei folgenden Größenmerkmale nicht überschreiten: 

▼M6 
a) Bilanzsumme: 450 000 EUR; 

b) Nettoumsatzerlöse: 900 000 EUR; 

▼B 
c) durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftig­

ten: 10. 

(2) Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die am Bilanzstichtag 
die Grenzen von mindestens zwei der drei folgenden Größenmerkmale 
nicht überschreiten: 

▼M6 
a) Bilanzsumme: 5 000 000 EUR; 

b) Nettoumsatzerlöse: 10 000 000 EUR; 

▼B 
c) durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftig­

ten: 50. 

▼M6 
Die Mitgliedstaaten können Schwellenwerte festlegen, die über die 
Schwellenwerte in Unterabsatz 1 Buchstaben a und b hinausgehen. 
Die Schwellenwerte dürfen jedoch 7 500 000 EUR für die Bilanzsumme 
und 15 000 000 EUR für die Nettoumsatzerlöse nicht überschreiten. 

▼B 
(3) Mittlere Unternehmen sind Unternehmen, bei denen es sich nicht 
um Kleinstunternehmen oder kleine Unternehmen handelt und die am 
Bilanzstichtag die Grenzen von mindestens zwei der drei folgenden 
Größenmerkmale nicht überschreiten: 

▼M6 
a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR; 

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR; 

▼B 
c) durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftig­

ten: 250. 

(4) Große Unternehmen sind Unternehmen, die am Bilanzstichtag 
mindestens zwei der drei folgenden Größenmerkmale überschreiten: 

▼M6 
a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR; 

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR; 

▼B
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c) durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftig­
ten: 250. 

(5) Kleine Gruppen sind Gruppen, die aus Mutter- und Tochterunter­
nehmen bestehen, welche in eine Konsolidierung einzubeziehen sind, 
und die auf konsolidierter Basis am Bilanzstichtag des Mutterunterneh­
mens die Grenzen von mindestens zwei der drei folgenden Größenmerk­
male nicht überschreiten: 

▼M6 
a) Bilanzsumme: 5 000 000 EUR; 

b) Nettoumsatzerlöse: 10 000 000 EUR; 

▼B 
c) durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftig­

ten: 50. 

▼M6 
Die Mitgliedstaaten können Schwellenwerte festlegen, die über die 
Schwellenwerte in Unterabsatz 1 Buchstaben a und b hinausgehen. 
Die Schwellenwerte dürfen jedoch 7 500 000 EUR für die Bilanzsumme 
und 15 000 000 EUR für die Nettoumsatzerlöse nicht überschreiten. 

▼B 
(6) Mittlere Gruppen sind Gruppen, die keine kleinen Gruppen sind 
und die aus Mutter- und Tochterunternehmen bestehen, welche in eine 
Konsolidierung einzubeziehen sind, und die auf konsolidierter Basis am 
Bilanzstichtag des Mutterunternehmens die Grenzen von mindestens 
zwei der drei folgenden Größenmerkmale nicht überschreiten: 

▼M6 
a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR; 

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR; 

▼B 
c) durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftig­

ten: 250. 

(7) Große Gruppen sind Gruppen, die aus Mutter- und Tochterunter­
nehmen bestehen, welche in eine Konsolidierung einzubeziehen sind, 
und die auf konsolidierter Basis am Bilanzstichtag des Mutterunterneh­
mens die Grenzen von mindestens zwei der drei folgenden Größenmerk­
male überschreiten: 

▼M6 
a) Bilanzsumme: 25 000 000 EUR; 

b) Nettoumsatzerlöse: 50 000 000 EUR; 

▼B 
c) durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftig­

ten: 250. 

(8) Die Mitgliedstaaten gestatten, dass bei der Berechnung der in den 
Absätzen 5 bis 7 genannten Größenmerkmale weder die Verrechnung 
nach Artikel 24 Absatz 3 vorgenommen wird noch infolge der Anwen­
dung des Artikels 24 Absatz 7 Posten herausgenommen werden. In 
diesen Fällen werden die Größenmerkmale in Bezug auf die Bilanz­
summe und die Nettoumsatzerlöse um 20 % erhöht. 

(9) Für jene Mitgliedstaaten, die den Euro nicht eingeführt haben, 
wird der Betrag in nationaler Währung, der den in den Absätzen 1 
bis 7 genannten Beträgen gleichwertig ist, durch die Anwendung des 
Umrechnungskurses ermittelt, der gemäß der Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union am Tag des Inkrafttretens einer Richtlinie 
gilt, die diese Beträge festsetzt. 

▼B
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Bei der Umrechnung in die nationalen Währungen der Mitgliedstaaten, 
die den Euro nicht eingeführt haben, dürfen die in den Absätzen 1, 3,4,6 
und 7 in Euro genannten Beträge um höchstens 5 % erhöht oder ver­
mindert werden, so dass sich abgerundete Beträge in den nationalen 
Währungen ergeben. 

(10) Überschreitet ein Unternehmen oder eine Gruppe zum Bilanz­
stichtag die Grenzen von zwei der drei in den Absätzen 1 bis 7 ge­
nannten Größenmerkmale oder überschreitet es diese nicht mehr, so 
wirken sich diese Umstände auf die Anwendung der in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Ausnahmen nur dann aus, wenn sie während zwei auf­
einanderfolgenden Geschäftsjahren fortbestanden haben. 

(11) Die Bilanzsumme im Sinne der Absätze 1 bis 7 setzt sich bei 
der Gliederung in Anhang III aus dem Gesamtwert der Posten A bis E 
unter „Aktiva“ oder bei der Gliederung in Anhang IV aus dem Gesamt­
wert der Posten A bis E zusammen. 

(12) Bei der Berechnung der Schwellenwerte in den Absätzen 1 bis 7 
können die Mitgliedstaaten für Unternehmen, für die das Konzept der 
„Nettoumsatzerlöse“ nicht einschlägig ist, die Einbeziehung von Ein­
kommen aus anderen Quellen vorschreiben. Die Mitgliedstaaten können 
Mutterunternehmen vorschreiben, ihre Schwellenwerte auf konsolidierter 
statt auf individueller Basis zu berechnen. Die Mitgliedstaaten können 
zudem verbundenen Unternehmen vorschreiben, ihre Schwellenwerte 
auf konsolidierter oder aggregierter Basis zu berechnen, wenn diese 
Unternehmen ausschließlich zur Vermeidung der Berichterstattung 
über bestimmte Informationen gegründet worden sind. 

(13) Um eine inflationsbedingte Bereinigung vorzunehmen, überprüft 
die Kommission mindestens alle fünf Jahre die in den Absätzen 1 bis 7 
dieses Artikels genannten Schwellenwerte unter Berücksichtigung der 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten Inflationsmaß­
nahmen und ändert sie gegebenenfalls mittels delegierter Rechtsakte 
im Einklang mit Artikel 49. 

KAPITEL 2 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN UND GRUNDSÄTZE 

Artikel 4 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Der Jahresabschluss ist als eine Einheit anzusehen und enthält für 
Unternehmen zumindest die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung 
und den Anhang. 

Die Mitgliedstaaten können Unternehmen, bei denen es sich nicht um 
kleine Unternehmen handelt, vorschreiben, dass der Jahresabschluss zu­
sätzlich zu den in Unterabsatz 1 genannten Unterlagen weitere Bestand­
teile umfasst. 

(2) Der Jahresabschluss ist klar und übersichtlich aufzustellen; er hat 
dieser Richtlinie zu entsprechen. 

▼B
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(3) Der Jahresabschluss hat ein den tatsächlichen Verhältnissen ent­
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unter­
nehmens zu vermitteln. Reicht die Anwendung dieser Richtlinie nicht 
aus, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln, 
so sind im Anhang zum Abschluss alle zusätzlichen Angaben zu ma­
chen, die erforderlich sind, um dieser Anforderung nachzukommen. 

(4) Ist in Ausnahmefällen die Anwendung einer Bestimmung dieser 
Richtlinie mit der Anforderung nach Absatz 3 unvereinbar, so wird die 
betreffende Bestimmung nicht angewandt, um sicherzustellen, dass ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Unternehmens vermittelt wird. Die Nicht­
anwendung einer Bestimmung ist im Anhang anzugeben und zu begrün­
den und ihr Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Unternehmens darzulegen. 

Die Mitgliedstaaten können die Ausnahmefälle festlegen und die ent­
sprechenden Ausnahmeregelungen vorgeben, die in diesen Fällen zur 
Anwendung kommen. 

(5) Die Mitgliedstaaten können Unternehmen, die keine kleinen Un­
ternehmen sind, vorschreiben, dass sie in ihrem Jahresabschluss Anga­
ben zu machen haben, die über die gemäß dieser Richtlinie geforderten 
hinausgehen. 

(6) Abweichend von Absatz 5 können die Mitgliedstaaten vorschrei­
ben, dass kleine Unternehmen Informationen erstellen, im Abschluss 
angeben und offenlegen, die über die Anforderungen dieser Richtlinie 
hinausgehen, sofern diese Angaben im Rahmen eines einheitlichen Ein­
reichungssystems erfasst werden und die Angabepflicht im nationalen 
Steuerrecht ausschließlich für Zwecke der Steuererhebung vorgesehen 
ist. Die nach diesem Absatz geforderten Angaben werden in den betref­
fenden Teil des Abschlusses aufgenommen. 

(7) Bei der Umsetzung dieser Richtlinie und wenn neue Anforderun­
gen im Einklang mit Absatz 6 in den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten festgelegt werden, unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission 
über die im Einklang mit Absatz 6 geforderten zusätzlichen Angaben. 

(8) Mitgliedstaaten, die für die Einreichung und Offenlegung der 
Jahresabschlüsse elektronische Lösungen nutzen, stellen sicher, dass 
kleine Unternehmen nicht verpflichtet sind, die zusätzlichen nach Ab­
satz 6 aufgrund des nationalen Steuerrechts geforderten Angaben gemäß 
Kapitel 7 zu veröffentlichen. 

Artikel 5 

Allgemeine Angaben 

In dem Dokument, das den Abschluss enthält, sind der Name des Unter­
nehmens und die nach Artikel 5 Buchstaben a und b der Richtlinie 
2009/101/EG vorgeschriebenen Informationen anzugeben. 

▼B
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Artikel 6 

Allgemeine Grundsätze für die Rechnungslegung 

(1) Die im Jahresabschluss und im konsolidierten Abschluss aus­
gewiesenen Posten werden gemäß folgenden allgemeinen Grundsätzen 
angesetzt und bewertet: 

a) Es wird eine Fortsetzung der Unternehmenstätigkeit unterstellt. 

b) Rechnungslegungsmethoden und Bewertungsgrundlagen sind von ei­
nem Geschäftsjahr zum nächsten stetig anzuwenden. 

c) Bei Ansatz und Bewertung ist der Grundsatz der Vorsicht in jedem 
Fall zu beachten; das bedeutet insbesondere: 

i) Nur die am Bilanzstichtag realisierten Gewinne werden aus­
gewiesen. 

ii) Es müssen alle Risiken berücksichtigt werden, die im Laufe des 
betreffenden Geschäftsjahres oder eines früheren Geschäftsjahres 
entstanden sind, selbst wenn diese Risiken erst zwischen dem 
Bilanzstichtag und dem Tag der Aufstellung der Bilanz bekannt 
geworden sind. 

iii) Wertminderungen sind unabhängig davon zu berücksichtigen, ob 
das Geschäftsjahr mit einem Gewinn oder einem Verlust ab­
schließt. 

d) In der Bilanz und in der Gewinn- und Verlustrechnung angesetzte 
Beträge werden nach dem Prinzip der Periodenabgrenzung berech­
net. 

e) Die Eröffnungsbilanz eines Geschäftsjahres muss mit der Schluss­
bilanz des vorhergehenden Geschäftsjahres übereinstimmen. 

f) Die in den Aktiv- und Passivposten enthaltenen Vermögensgegen­
stände und Schulden sind einzeln zu bewerten. 

g) Eine Verrechnung zwischen Aktiv- und Passivposten sowie zwischen 
Aufwands- und Ertragsposten ist unzulässig. 

h) Posten der Gewinn- und Verlustrechnung sowie der Bilanz werden 
unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Gehalts des betreffenden 
Geschäftsvorfalls oder der betreffenden Vereinbarung bilanziert und 
dargestellt. 

i) Posten im Abschluss werden gemäß dem Anschaffungs- oder dem 
Herstellungskostenprinzip bewertet. 

j) Die Anforderungen in dieser Richtlinie in Bezug auf Ansatz, Be­
wertung, Darstellung, Offenlegung und Konsolidierung müssen nicht 
erfüllt werden, wenn die Wirkung ihrer Einhaltung unwesentlich ist. 

(2) Ungeachtet von Absatz 1 Buchstabe g können die Mitgliedstaaten 
Unternehmen in besonderen Fällen eine Verrechnung zwischen Aktiv- 
und Passivposten sowie zwischen Aufwands- und Ertragsposten gestat­
ten oder vorschreiben, sofern die verrechneten Beträge im Anhang zum 
Abschluss als Bruttobeträge angegeben sind. 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 12 

(3) Die Mitgliedstaaten können Unternehmen von den Anforderun­
gen des Absatzes 1 Buchstabe h ausnehmen. 

(4) Die Mitgliedstaaten können den Anwendungsbereich von Absatz 
1 Buchstabe j auf Darstellung und Offenlegung begrenzen. 

(5) Zusätzlich zu den nach Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii angesetzten 
Beträgen können die Mitgliedstaaten gestatten oder vorschreiben, dass 
alle voraussehbaren Verbindlichkeiten und potenziellen Verluste ange­
setzt werden, die im Laufe des betreffenden Geschäftsjahres oder eines 
früheren Geschäftsjahres entstanden sind, selbst wenn diese Verbind­
lichkeiten oder Verluste erst zwischen dem Bilanzstichtag und dem 
Tag der Aufstellung der Bilanz bekannt geworden sind. 

Artikel 7 

Alternative Bewertungsgrundlage für Anlagevermögen zu 
Neubewertungsbeträgen 

(1) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i können die 
Mitgliedstaaten für alle Unternehmen oder Unternehmenskategorien 
die Bewertung des Anlagevermögens zu Neubewertungsbeträgen gestat­
ten oder vorschreiben. Sehen die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine Bewertung auf Neubewertungsbasis vor, so sind der Inhalt, die 
Beschränkungen und der Anwendungsbereich festzulegen. 

(2) Findet Absatz 1 Anwendung, ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
der Bewertung zu den Anschaffungs- oder den Herstellungskosten und 
der Bewertung auf Neubewertungsbasis der Neubewertungsrücklage in 
der Bilanz unter „Eigenkapital“ zuzuführen. 

Die Neubewertungsrücklage kann jederzeit ganz oder teilweise aktiviert 
werden. 

Die Neubewertungsrücklage ist zu verringern, soweit die auf diese 
Rücklage übertragenen Beträge nicht mehr für die Anwendung der 
Neubewertungsmethode erforderlich sind. Die Mitgliedstaaten können 
Vorschriften über die Verwendung der Neubewertungsrücklage vor­
sehen, sofern Übertragungen aus der Neubewertungsrücklage auf die 
Gewinn- und Verlustrechnung nur insoweit vorgenommen werden dür­
fen, als die übertragenen Beträge als Aufwand in der Gewinn- und 
Verlustrechnung verbucht worden sind oder tatsächlich realisierte Wert­
steigerungen darstellen. Die Neubewertungsrücklage darf, außer wenn 
sie einen tatsächlich realisierten Gewinn darstellt, weder unmittelbar 
noch mittelbar und auch nicht zum Teil ausgeschüttet werden. 

Vorbehaltlich der Unterabsätze 2 und 3 dieses Absatzes darf die Neube­
wertungsrücklage nicht verringert werden. 

(3) Wertberichtigungen sind jedes Jahr auf der Grundlage des neu 
bewerteten Betrags vorzunehmen. Die Mitgliedstaaten können jedoch in 
Abweichung von den Artikeln 9 und 13 gestatten oder vorschreiben, 
dass nur der sich aus den Wertberichtigungen infolge der Bewertung zu 
den Anschaffungs- oder den Herstellungskosten ergebende Betrag unter 
den betreffenden Posten in den Gliederungen in den Anhängen V und 
VI ausgewiesen wird und dass die Differenz, die sich aus der nach 
diesem Artikel vorgenommenen Neubewertung ergibt, in den Gliederun­
gen gesondert ausgewiesen wird. 

▼B
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Artikel 8 

Alternative Bewertungsgrundlage des beizulegenden Zeitwerts 

(1) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i und vorbehalt­
lich der Bedingungen dieses Artikels 

a) gestatten oder schreiben die Mitgliedstaaten für alle Unternehmen 
oder einzelne Unternehmenskategorien die Bewertung von Finanz­
instrumenten, einschließlich derivativer Finanzinstrumente, zum bei­
zulegenden Zeitwert vor und 

b) können die Mitgliedstaaten gestatten oder vorschreiben, dass alle 
Unternehmen oder einzelne Unternehmenskategorien bestimmte Ar­
ten von Vermögensgegenständen, die keine Finanzinstrumenten sind, 
auf der Grundlage des beizulegenden Zeitwerts bewerten. 

Eine solche Genehmigung oder Vorschrift kann auf konsolidierte Ab­
schlüsse beschränkt werden. 

(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten Warenkontrakte, bei de­
nen jede der Vertragsparteien zur Abgeltung in bar oder durch ein 
anderes Finanzinstrument berechtigt ist, als derivative Finanzinstrumen­
te, es sei denn, diese Kontrakte 

a) wurden geschlossen, um zum Zeitpunkt ihres Abschlusses und in der 
Folge den für den Kauf, Verkauf oder die eigene Verwendung er­
warteten Bedarf des Unternehmens abzusichern, und dienen weiter­
hin dazu; 

b) waren von Anfang an als Warenkontrakte konzipiert und 

c) gelten mit der Lieferung der Ware als abgegolten. 

(3) Absatz 1 Buchstabe a gilt nur für folgende Verbindlichkeiten: 

a) als Teil eines Handelsbestands gehaltene Verbindlichkeiten und 

b) derivative Finanzinstrumente. 

(4) Die Bewertung gemäß Absatz 1 Buchstabe a wird nicht ange­
wandt auf: 

a) bis zur Fälligkeit gehaltene nicht derivative Finanzinstrumente; 

b) vom Unternehmen vergebene Darlehen und von ihm begründete 
Forderungen, die nicht für Handelszwecke gehalten werden, und 

c) Anteile an Tochterunternehmen, assoziierten Unternehmen und Ge­
meinschaftsunternehmen, vom Unternehmen ausgegebene Eigenkapi­
talinstrumente, Verträge über eventuelle Gegenleistungen bei einem 
Unternehmenszusammenschluss sowie andere Finanzinstrumente, die 
solch spezifische Merkmale aufweisen, dass sie nach gängiger Auf­
fassung bilanzmäßig in anderer Form als andere Finanzinstrumente 
erfasst werden sollten. 

▼B
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(5) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i können die 
Mitgliedstaaten gestatten, dass Aktiv- oder Passivposten, die im Rahmen 
der Bilanzierung zum beizulegenden Zeitwert von Sicherungsgeschäften 
als gesichertes Grundgeschäft gelten, oder ein bestimmter Anteil an 
solchen Aktiv- oder Passivposten mit dem nach diesem System vor­
geschriebenen spezifischen Wert angesetzt werden. 

(6) Abweichend von den Absätzen 3 und 4 können die Mitglied­
staaten den Ansatz, die Bewertung und die Offenlegung von Finanz­
instrumenten im Einklang mit den gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungsstan­
dards gestatten oder vorschreiben. 

(7) Der beizulegende Zeitwert im Sinne dieses Artikels ermittelt sich 
unter Zugrundelegung eines der folgenden Werte: 

a) Im Fall von Finanzinstrumenten, für die sich ein verlässlicher Markt 
ohne weiteres ermitteln lässt, entspricht er dem Marktwert. Lässt sich 
der Marktwert für das Finanzinstrument als Ganzes nicht ohne wei­
teres bestimmen, wohl aber für seine einzelnen Bestandteile oder für 
ein gleichartiges Finanzinstrument, so kann der Marktwert des In­
struments aus den jeweiligen Marktwerten seiner Bestandteile oder 
dem Marktwert des gleichartigen Finanzinstruments abgeleitet wer­
den. 

b) Im Fall der Finanzinstrumente, für die sich ein verlässlicher Markt 
nicht ohne weiteres ermitteln lässt, wird der Wert mit Hilfe all­
gemein anerkannter Bewertungsmodelle und -methoden bestimmt, 
sofern diese Modelle und Methoden eine angemessene Annäherung 
an den Marktwert gewährleisten. 

Finanzinstrumente, die sich nach keiner der unter Unterabsatz 1 Buch­
stabe a und b beschriebenen Methoden verlässlich bewerten lassen, 
werden zu den Anschaffungs- oder den Herstellungskosten bewertet, 
soweit eine Bewertung auf dieser Grundlage möglich ist. 

(8) Wird ein Finanzinstrument zum beizulegenden Zeitwert bewertet, 
so ist ungeachtet des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe c eine Wertände­
rung in der Gewinn- und Verlustrechnung auszuweisen, ausgenommen 
in folgenden Fällen, in denen die Wertänderung direkt in einer Zeitwert- 
Rücklage zu erfassen ist: 

a) Das Finanzinstrument stellt ein Sicherungsinstrument dar und wird 
im Rahmen einer Bilanzierung von Sicherungsgeschäften erfasst, bei 
der eine Wertänderung nicht oder nur teilweise in der Gewinn- und 
Verlustrechnung ausgewiesen wird, oder 

b) die Wertänderung ist auf eine Wechselkursdifferenz zurückzuführen, 
von der ein monetärer Posten betroffen ist, der Teil der Nettobetei­
ligung eines Unternehmens an einer wirtschaftlich selbstständigen 
ausländischen Teileinheit ist. 

Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass eine Wert­
änderung einer zur Veräußerung verfügbaren Finanzanlage, die kein 
derivatives Finanzinstrument ist, direkt in einer Zeitwert-Rücklage er­
fasst wird. Die Zeitwert-Rücklage ist anzupassen, wenn die darin aus­
gewiesenen Beträge nicht mehr für die Anwendung des Unterabsatzes 1 
Buchstaben a und b erforderlich sind. 

▼B
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(9) Ungeachtet Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c können die Mitglied­
staaten gestatten oder vorschreiben, dass alle Unternehmen oder ein­
zelne Unternehmenskategorien im Fall der Bewertung von Vermögens­
gegenständen, die keine Finanzinstrumente sind, zum beizulegenden 
Zeitwert eine Wertänderung in der Gewinn- und Verlustrechnung aus­
weisen. 

KAPITEL 3 

BILANZ UND GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

Artikel 9 

Allgemeine Vorschriften für die Bilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung 

(1) Bei der Gliederung aufeinanderfolgender Bilanzen und Gewinn- 
und Verlustrechnungen ist Stetigkeit zu wahren. Abweichungen von 
diesem Grundsatz sind jedoch in Ausnahmefällen zulässig, um sicher­
zustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens vermittelt 
wird. Diese Abweichungen und die Gründe dafür sind im Anhang an­
zugeben. 

(2) In der Bilanz sowie in der Gewinn- und Verlustrechnung sind die 
in den Anhängen III bis VI genannten Posten, einzeln und in der an­
gegebenen Reihenfolge auszuweisen. Die Mitgliedstaaten gestatten eine 
weitere Untergliederung dieser Posten, sofern die Gliederung der 
Schemata beachtet wird. Die Mitgliedstaaten gestatten das Hinzufügen 
neuer Zwischensummen und neuer Posten, soweit ihr Inhalt nicht von 
einem der in den Schemata vorgesehenen Posten abgedeckt wird. Die 
Mitgliedstaaten können eine solche weitere Untergliederung oder die 
Hinzufügung von Zwischensummen oder neuen Posten vorschreiben. 

(3) Die Gliederung, Nomenklatur und Terminologie bei mit ara­
bischen Zahlen versehenen Posten der Bilanz und der Gewinn- und 
Verlustrechung wird angepasst, wenn dies aufgrund der Besonderheit 
des Unternehmens erforderlich ist. Die Mitgliedstaaten können solche 
Anpassungen für Unternehmen fordern, die in einem bestimmten Wirt­
schaftszweig tätig sind. 

Die Mitgliedstaaten können gestatten oder verlangen, dass die mit ara­
bischen Zahlen versehenen Posten der Bilanz und der Gewinn- und 
Verlustrechnung zusammengefasst ausgewiesen werden, wenn sie in 
Bezug auf die Zielsetzung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre­
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unterneh­
mens zu vermitteln einen unwesentlichen Betrag darstellen oder wenn 
dadurch die Klarheit vergrößert wird; die zusammengefassten Posten 
müssen jedoch gesondert im Anhang ausgewiesen werden. 

(4) Abweichend von Absatz 2 und 3 dieses Artikels können die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeiten des Unternehmens, von den in den 
Anhängen III bis VI festgelegten Gliederungen abzuweichen, soweit 
einschränken, wie dies für eine elektronische Hinterlegung der Ab­
schlüsse erforderlich ist. 

(5) In der Bilanz sowie in der Gewinn- und Verlustrechnung wird zu 
jedem Posten die Zahl für das Geschäftsjahr, auf das sich die Bilanz und 
die Gewinn- und Verlustrechnung beziehen, und die entsprechende Zahl 
des vorhergehenden Geschäftsjahres angegeben. Die Mitgliedstaaten 
können vorschreiben, dass die Zahl des vorhergehenden Geschäftsjahres 
anzupassen ist, wenn diese Zahlen nicht vergleichbar sind. Besteht diese 
Vergleichbarkeit nicht und werden die Zahlen gegebenenfalls angepasst, 
so ist dies im Anhang anzugeben und zu erläutern. 

▼B
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(6) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass die 
Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung für den 
Ausweis der Verwendung der Ergebnisse angepasst werden kann. 

(7) In Bezug auf die Behandlung von Beteiligungen in Jahres­
abschlüssen gilt Folgendes: 

a) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass Betei­
ligungen unter Zugrundelegung der Equity-Methode gemäß Arti­
kel 27 bilanziert werden, wobei den wesentlichen Anpassungen 
Rechnung zu tragen ist, die sich aus den Besonderheiten des Jahres­
abschlusses im Vergleich zum konsolidierten Abschluss ergeben; 

b) die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass der auf 
Beteiligungen entfallende Teil des Ergebnisses in der Gewinn- und 
Verlustrechnung nur ausgewiesen wird, soweit er Dividenden ent­
spricht, die bereits eingegangen sind oder auf deren Zahlung ein 
Anspruch besteht; und 

c) übersteigt der auf die Beteiligung entfallende Teil des Ergebnisses in 
der Gewinn- und Verlustrechnung die Beträge, die als Dividenden 
bereits eingegangen sind oder auf deren Zahlung ein Anspruch be­
steht, so ist der Unterschied in eine Rücklage einzustellen, die nicht 
an die Aktionäre ausgeschüttet werden darf. 

Artikel 10 

Aufstellung der Bilanz 

Für die Aufstellung der Bilanz schreiben die Mitgliedstaaten eine oder 
beide der in den Anhängen III und IV festgelegten Gliederungen vor. 
Schreibt ein Mitgliedstaat beide Gliederungen vor, so gestattet er es den 
Unternehmen, sich für eine der beiden Gliederungen zu entscheiden. 

Artikel 11 

Alternative Darstellung der Bilanz 

Die Mitgliedstaaten können Unternehmen oder bestimmten Unterneh­
menskategorien gestatten oder vorschreiben, bei der Gliederung anders 
als in den Anhängen III und IV festgelegt zwischen kurz- und lang­
fristigen Posten zu unterscheiden, sofern der vermittelte Informations­
gehalt dem nach den Anhängen III und IV abzubildenden mindestens 
gleichwertig ist. 

Artikel 12 

Besondere Vorschriften zu einzelnen Posten der Bilanz 

(1) Fällt ein Vermögensgegenstand auf der Aktiv- oder Passivseite 
unter mehrere Posten des Gliederungsschemas, so ist die Mitzugehörig­
keit zu den anderen Posten bei dem Posten, unter dem er ausgewiesen 
wird, oder im Anhang zu vermerken. 
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(2) Eigene Aktien und Anteile sowie Anteile an verbundenen Unter­
nehmen werden nur unter den dafür vorgesehenen Posten ausgewiesen. 

(3) Für die Zuordnung der Vermögensgegenstände zum Anlage- oder 
Umlaufvermögen ist ihre Zweckbestimmung maßgebend. 

(4) Unter dem Posten „Grundstücke und Bauten“ sind Rechte an 
Grundstücken sowie grundstücksgleiche Rechte auszuweisen, wie sie 
die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festlegen. 

(5) Bei den Gegenständen des Anlagevermögens, deren wirtschaftli­
che Nutzung zeitlich begrenzt ist, werden die Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten oder, sofern Artikel 7 Absatz 1 Anwendung findet, der 
Neubewertungsbetrag um Wertberichtigungen vermindert, die so berech­
net sind, dass der Wert des Vermögensgegenstandes während dieser 
Nutzungszeit planmäßig zur Abschreibung gelangt. 

(6) Für Wertberichtigungen bei Gegenständen des Anlagevermögens 
müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

a) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass Wert­
berichtigungen bei Finanzanlagen vorgenommen werden, um sie mit 
dem niedrigeren Wert anzusetzen, der ihnen am Bilanzstichtag bei­
zulegen ist. 

b) Bei einem Gegenstand des Anlagevermögens sind ohne Rücksicht 
darauf, ob seine Nutzung zeitlich begrenzt ist, Wertberichtigungen 
vorzunehmen, um ihn mit dem niedrigeren Wert anzusetzen, der ihm 
am Bilanzstichtag beizulegen ist, wenn es sich voraussichtlich um 
eine dauernde Wertminderung handelt. 

c) Die unter den Buchstaben a und b genannten Wertberichtigungen 
sind in der Gewinn- und Verlustrechnung aufzuführen und gesondert 
im Anhang anzugeben, wenn sie nicht gesondert in der Gewinn- und 
Verlustrechnung ausgewiesen sind. 

d) Der niedrigere Wertansatz nach den Buchstaben a und b darf nicht 
beibehalten werden, wenn die Gründe der Wertberichtigungen nicht 
mehr bestehen; diese Bestimmung gilt nicht bei Wertberichtigungen 
in Bezug auf den Geschäfts- oder Firmenwert. 

(7) Bei Gegenständen des Umlaufvermögens sind Wertberichtigun­
gen vorzunehmen, um diese Gegenstände mit dem niedrigeren Markt­
preis oder in Sonderfällen mit einem anderen niedrigeren Wert anzuset­
zen, der ihnen am Bilanzstichtag beizulegen ist. 

Der niedrigere Wertansatz im Sinne von Unterabsatz 1 darf nicht bei­
behalten werden, wenn die Gründe der Wertberichtigungen nicht mehr 
bestehen. 

(8) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass Zin­
sen für Fremdkapital, das zur Finanzierung der Herstellung von Gegen­
ständen des Anlage- oder des Umlaufvermögens gebraucht wird, in die 
Herstellungskosten einbezogen werden, sofern sie auf den Zeitraum der 
Herstellung entfallen. Die Anwendung dieser Bestimmung ist im An­
hang zu erwähnen. 
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(9) Die Mitgliedstaaten können zulassen, dass die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten gleichartiger Gegenstände des Vorratsver­
mögens sowie alle beweglichen Vermögensgegenstände einschließlich 
der Wertpapiere nach den gewogenen Durchschnittswerten oder auf­
grund des „First in — First out (FIFO)“- oder „Last in — First out 
(LIFO)“-Verfahrens oder eines Verfahrens, das allgemein anerkannten 
bewährten Verfahren entspricht, berechnet werden. 

(10) Ist der Rückzahlungsbetrag von Verbindlichkeiten höher als der 
erhaltene Betrag, so können die Mitgliedstaaten gestatten oder vor­
schreiben, dass der Unterschiedsbetrag aktiviert wird. Er ist gesondert 
in der Bilanz oder im Anhang auszuweisen. Dieser Betrag ist jährlich 
mit einem angemessenen Betrag und spätestens bis zum Zeitpunkt der 
Rückzahlung der Verbindlichkeiten abzuschreiben. 

(11) Immaterielle Anlagewerte werden während ihrer Nutzungsdauer 
des jeweiligen immateriellen Anlagewerts abgeschrieben. 

In Ausnahmefällen, in denen die Nutzungsdauer des Geschäfts- oder 
Firmenwerts oder von Entwicklungskosten nicht verlässlich geschätzt 
werden kann, werden diese Werte innerhalb eines von dem Mitglied­
staat festzusetzenden höchstzulässigen Zeitraums abgeschrieben. Die 
Dauer dieses höchstzulässigen Zeitraums beträgt nicht weniger als 
fünf und nicht mehr als zehn Jahre. Im Anhang wird der Zeitraum 
erläutert, über den der Geschäfts- oder Firmenwert abgeschrieben wird. 

Soweit die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften eine Aktivierung der 
Entwicklungskosten gestatten und diese Entwicklungskosten nicht voll­
ständig abgeschrieben sind, schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass 
keine Ausschüttung von Gewinnen stattfindet, es sei denn, dass die 
dafür verfügbaren Rücklagen und der Gewinnvortrag mindestens so 
hoch wie der nicht abgeschriebene Teil dieser Aufwendungen sind. 

Soweit die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften eine Aktivierung der 
Aufwendungen für die Errichtung und Erweiterung des Unternehmens 
gestatten, müssen sie spätestens nach fünf Jahren abgeschrieben sein. In 
diesem Fall schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass Unterabsatz 3 auf 
die Aufwendungen für die Errichtung und Erweiterung des Unterneh­
mens entsprechend Anwendung findet. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch für Ausnahmefälle Abweichungen 
von den Unterabsätzen 3 und 4 gestatten. Diese Abweichungen sind 
im Anhang zu erwähnen und hinreichend zu begründen. 

(12) Als Rückstellungen werden ihrem Wesen nach genau umschrie­
bene Verbindlichkeiten ausgewiesen, die am Bilanzstichtag wahrschein­
lich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres 
Eintritts unbestimmt sind. 

Die Mitgliedstaaten können außerdem die Bildung von Rückstellungen 
für ihrer Eigenart nach genau umschriebene, dem Geschäftsjahr oder 
einem früheren Geschäftsjahr zuzuordnende Aufwendungen zulassen, 
die am Bilanzstichtag als wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich 
ihrer Höhe oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind. 

Am Bilanzstichtag stellt eine Rückstellung den besten Schätzwert von 
Aufwendungen dar, die wahrscheinlich eintreten werden, bzw. im Falle 
einer Verbindlichkeit den Betrag, der zu ihrer Abgeltung erforderlich ist. 
Rückstellungen dürfen keine Wertberichtigungen zu Aktivposten dar­
stellen. 
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Artikel 13 

Aufstellung der Gewinn- und Verlustrechnung 

(1) Für die Aufstellung der Gewinn- und Verlustrechnung schreiben 
die Mitgliedstaaten eine oder beide der in den Anhängen V und VI 
festgelegten Gliederungen vor. Schreibt ein Mitgliedstaat beide Glie­
derungen vor, so kann er den Unternehmen die Wahl überlassen, welche 
der vorgeschriebenen Gliederungen sie nutzen. 

(2) Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 können die Mitgliedstaaten 
allen Unternehmen oder einzelnen Unternehmenskategorien gestatten 
oder vorschreiben, anstelle der Gliederung der Posten der Gewinn- 
und Verlustrechnung nach den Anhängen V und VI eine Ergebnisrech­
nung („statement of performance“) aufzustellen, sofern der vermittelte 
Informationsgehalt dem nach den Anhängen V und VI geforderten min­
destens gleichwertig ist. 

Artikel 14 

Vereinfachungen für kleine und mittlere Unternehmen 

(1) Die Mitgliedstaaten können kleinen Unternehmen gestatten, eine 
verkürzte Bilanz aufstellen, in die nur die in den Anhängen III und IV 
mit Buchstaben und römischen Zahlen versehenen Posten aufgenommen 
werden, wobei folgende Angaben gesondert zu machen sind: 

a) die in Anhang III bei dem Posten D.II der Aktiva und dem Posten C 
der Passiva in Klammern verlangten Angaben, jedoch zusammenge­
fasst für alle betreffenden Posten, oder 

b) die in Anhang IV bei dem Posten D.II in Klammern verlangten 
Angaben. 

(2) Die Mitgliedstaaten können kleinen und mittleren Unternehmen 
die Aufstellung einer verkürzten Gewinn- und Verlustrechnung unter 
Beachtung folgender Beschränkungen gestatten: 

a) in Anhang V: Zusammenfassung der Posten 1 bis 5 zu einem Posten 
unter der Bezeichnung „Rohergebnis“; 

b) in Anhang VI: Zusammenfassung der Posten 1, 2, 3 und 6 zu einem 
Posten unter der Bezeichnung „Rohergebnis“. 

KAPITEL 4 

ANHANG 

Artikel 15 

Allgemeine Bestimmungen über den Anhang 

Wird der Anhang zur Bilanz und zur Gewinn- und Verlustrechnung im 
Sinne dieses Kapitels dargestellt, sind die Anhangangaben in der Rei­
henfolge der Darstellung der Posten in der Bilanz und in der Gewinn- 
und Verlustrechnung darzustellen. 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 20 

Artikel 16 

Inhalt des für alle Unternehmen geltenden Anhangs 

(1) Die Unternehmen machen im Anhang zusätzlich zu den aufgrund 
anderer Bestimmungen dieser Richtlinie vorgeschriebenen Angaben fol­
gende Angaben: 

a) die angewandten Bewertungsmethoden; 

b) bei Bewertung des Anlagevermögens zu neu bewerteten Beträgen 
eine Aufstellung, aus der 

i) die Bewegungen in der Neubewertungsrücklage im Geschäftsjahr 
hervorgehen, einschließlich einer Erläuterung der steuerlichen Be­
handlung der dort aufgelisteten Posten, und 

ii) der Buchwert in der Bilanz hervorgeht, ausgewiesen worden wä­
re, wenn das Anlagevermögen nicht neu bewertet worden wäre; 

c) bei Bewertung von Finanzinstrumenten und/oder anderen Ver­
mögenswerten, die keine Finanzinstrumente sind, zum beizulegenden 
Zeitwert: 

i) die zentralen Annahmen, die den Bewertungsmodellen und -me­
thoden bei einer Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts nach 
Artikel 8 Absatz 7 Buchstabe b zugrunde gelegt wurden; 

ii) für jede Gruppe von Finanzinstrumenten oder anderen Ver­
mögenswerten, die keine Finanzinstrumente sind, der beizule­
gende Zeitwert selbst, die direkt in der Gewinn- und Verlust­
rechnung ausgewiesenen Wertänderungen sowie die in den Zeit­
wert-Rücklagen erfassten Änderungen; 

iii) für jede Kategorie derivativer Finanzinstrumente Angaben zum 
Umfang und zur Art der Instrumente, einschließlich der wesent­
lichen Bedingungen, die Höhe, Zeitpunkt und Sicherheit künfti­
ger Zahlungsströme beeinflussen können, und 

iv) eine Übersicht über die Bewegungen innerhalb der Zeitwert- 
Rücklagen im Verlauf des Geschäftsjahres; 

d) den Gesamtbetrag etwaiger finanzieller Verpflichtungen, Garantien 
oder Eventualverbindlichkeiten, die nicht Gegenstand der Bilanz 
sind, sowie Angaben zur Wesensart und Form jeder gewährten ding­
lichen Sicherheit; etwaige Verpflichtungen betreffend Altersversor­
gung und Verpflichtungen gegenüber verbundenen oder assoziierten 
Unternehmen sind gesondert zu vermerken; 

e) die Beträge der den Mitgliedern der Verwaltungs- und Geschäfts­
führungs- oder Aufsichtsorgane gewährten Vorschüsse und Kredite 
unter Angabe der Zinsen, der wesentlichen Bedingungen und der 
gegebenenfalls zurückgezahlten oder erlassenen Beträge sowie die 
Garantieverpflichtungen zugunsten dieser Personen. Diese Angaben 
sind zusammengefasst für jede dieser Personengruppen zu machen; 

f) den Betrag und die Wesensart der einzelnen Ertrags- oder Aufwands­
posten von außerordentlicher Größenordnung oder von außerordent­
licher Bedeutung; 
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g) die Höhe der Verbindlichkeiten des Unternehmens mit einer Rest­
laufzeit von mehr als fünf Jahren sowie die Höhe aller Verbindlich­
keiten des Unternehmens, die dinglich gesichert sind, unter Angabe 
ihrer Art und Form, und 

h) die durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäf­
tigten. 

(2) Die Mitgliedstaaten können im Wege der entsprechenden Anwen­
dung verlangen, dass kleine Unternehmen die in Artikel 17 Absatz 1 
Buchstaben a, m, p, q und r verlangten Angaben machen. 

Bei der Anwendung von Unterabsatze 1 werden die nach Artikel 17 
Absatz 1 Buchstabe p erforderlichen Angaben auf Angaben zu Art und 
Zweck der unter diesem Buchstaben genannten Geschäfte begrenzt. 

Bei der Anwendung von Unterabsatz 1 werden die nach Artikel 17 
Absatz 1 Buchstabe r erforderlichen Angaben auf Angaben zu Geschäf­
ten mit den genannten Parteien begrenzt, die in Unterabsatz 4 diese 
Buchstaben genannt sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten verlangen von kleinen Unternehmen keine 
Angaben, die über die in diesem Artikel verlangten oder gestatteten 
Angaben hinausgehen. 

Artikel 17 

Zusätzliche Angaben für mittlere und große Unternehmen und 
Unternehmen von öffentlichem Interesse 

(1) Mittlere und große Unternehmen sowie Unternehmen von öffent­
lichem Interesse machen im Anhang folgende Angaben zusätzlich zu 
den nach Artikel 16 und aufgrund anderer Bestimmungen dieser Richt­
linie vorgeschriebenen Angaben: 

a) für die verschiedenen Posten des Anlagevermögens: 

i) Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder, falls eine alterna­
tive Bewertungsgrundlage gewählt wurde, den beizulegenden 
Zeitwert oder den Neubewertungsbetrag zu Beginn und Ende 
des Geschäftsjahrs; 

ii) Zu- und Abgänge sowie Umbuchungen im Laufe des Geschäfts­
jahres; 

iii) akkumulierte Wertberichtigungen zu Beginn und Ende des Ge­
schäftsjahres; 

iv) im Laufe des Geschäftsjahres berechnete Wertberichtigungen; 

v) Bewegungen in den akkumulierten Wertberichtigungen im Zu­
sammenhang mit Zu- und Abgängen sowie Umbuchungen im 
Laufe des Geschäftsjahres und 

vi) den im Laufe des Geschäftsjahrs aktivierten Betrag, wenn Zin­
sen gemäß Artikel 12 Absatz 8 aktiviert werden; 

b) wenn bei einem Gegenstand des Anlage- oder des Umlaufver­
mögens Wertberichtigungen allein für die Anwendung von Steuer­
vorschriften vorgenommen werden, den Betrag dieser Wertberichti­
gungen und die Gründe dafür; 
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c) bei Bewertung der Finanzinstrumente zu den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten: 

i) für jede Kategorie derivativer Finanzinstrumente: 

— den beizulegenden Zeitwert der betreffenden Finanzinstru­
mente, soweit sich dieser nach einer der Methoden gemäß 
Artikel 8 Absatz 7 Buchstabe a ermitteln lässt, und 

— Angaben über Umfang und Art der Instrumente; 

ii) für Finanzanlagen, die mit einem höheren Betrag als ihrem bei­
zulegenden Zeitwert ausgewiesen werden: 

— den Buchwert und beizulegenden Zeitwert der einzelnen Ver­
mögensgegenstände oder angemessener Gruppierungen die­
ser einzelnen Vermögensgegenstände und 

— die Gründe für die Nichtherabsetzung des Buchwerts ein­
schließlich der Natur der zugrundeliegenden Erkenntnisse, 
für die Annahme, dass der Buchwert wieder erreicht wird; 

d) die den Mitgliedern von Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder 
Aufsichtsorganen für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Be­
züge sowie die gegenüber früheren Mitgliedern der genannten Or­
gane entstandene oder eingegangenen Verpflichtungen betreffend 
Altersversorgung. Diese Angaben sind zusammengefasst für jede 
Kategorie dieser Organe zu machen. 

Die Mitgliedstaaten können zulassen, dass diese Angaben nicht ge­
macht werden, wenn sich anhand der Angaben der finanzielle Status 
eines bestimmten Mitglieds dieser Organe feststellen ließe; 

e) die durchschnittliche Zahl der Beschäftigten während des Geschäfts­
jahres getrennt nach Gruppen, sowie, falls er nicht gesondert in der 
Gewinn- und Verlustrechnung erscheint, den gesamten in dem Ge­
schäftsjahr entstandenen Personalaufwand, aufgeschlüsselt nach 
Löhnen und Gehältern, Kosten der sozialen Sicherheit und Kosten 
der Altersversorgung; 

f) wenn latente Steuerschulden in der Bilanz angesetzt werden, die 
latenten Steuersalden am Ende des Geschäftsjahres und die in den 
Bilanzen im Laufe des Geschäftsjahres erfolgten Bewegungen dieser 
Salden; 

g) Name und Sitz der Unternehmen, an denen das Unternehmen ent­
weder selbst oder durch eine im eigenen Namen, aber für Rechnung 
des Unternehmens handelnde Person eine Beteiligung hält, unter 
Angabe des Anteils am Kapital, der Höhe des Eigenkapitals und 
des Ergebnisses des letzten Geschäftsjahres, für das das betreffende 
Unternehmen einen Abschluss festgestellt hat; die Angaben zu Ei­
genkapital und Ergebnis können unterbleiben, wenn das betreffende 
Unternehmen seine Bilanz nicht offenlegt und es nicht von dem 
Unternehmen kontrolliert wird. 

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die Angaben gemäß Un­
terabsatz 1 dieses Buchstaben in einer Aufstellung gemacht werden, 
die gemäß Artikel 3 Absätze 1 und 3 der Richtlinie 2009/101/EG 
eingereicht wird; die Einreichung einer solchen Aufstellung ist im 
Anhang zu erwähnen. Die Mitgliedstaaten können zudem gestatten, 
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dass auf die Angaben verzichtet werden kann, soweit sie geeignet 
sind, einem Unternehmen einen erheblichen Nachteil zuzufügen. Die 
Mitgliedstaaten können dazu die vorherige Zustimmung einer Ver­
waltungsbehörde oder eines Gerichts verlangen. Das Weglassen die­
ser Angaben wird im Anhang erwähnt; 

h) Zahl und Nennbetrag oder, wenn ein Nennbetrag nicht vorhanden 
ist, den rechnerischen Wert der während des Geschäftsjahres im 
Rahmen des genehmigten Kapitals gezeichneter Aktien, unbeschadet 
der Bestimmungen des Artikels 2 Buchstabe e der Richtlinie 
2009/101/EG und des Artikels 2 Buchstaben c und d der Richtlinie 
2012/30/EU über den Betrag dieses Kapitals; 

i) sofern es mehrere Gattungen von Aktien gibt, Zahl und Nennbetrag 
oder, falls ein Nennbetrag nicht vorhanden ist, den rechnerischen 
Wert für jede von ihnen; 

j) Bestehen von Genussscheinen, Wandelschuldverschreibungen, Opti­
onsscheinen, Optionen oder vergleichbaren Wertpapieren oder 
Rechten, unter Angabe der Zahl und der Rechte, die sie verbriefen; 

k) Name, Sitz und Rechtsform der Unternehmen, deren unbeschränkt 
haftender Gesellschafter das Unternehmen ist; 

l) Name und Sitz des Unternehmens, das den konsolidierten Abschluss 
für den größten Kreis von Unternehmen aufstellt, dem das Unter­
nehmen als Tochterunternehmen angehört; 

m) Name und Sitz des Unternehmens, das den konsolidierten Abschluss 
für den kleinsten Kreis von Unternehmen aufstellt, der auch in den 
unter Buchstabe l bezeichneten Kreis von Unternehmen einbezogen 
ist und dem das Unternehmen als Tochterunternehmen angehört; 

n) den Ort, wo Kopien des unter den Buchstaben l und m genannten 
konsolidierten Abschlusses erhältlich sind, es sei denn, dass sie 
nicht zur Verfügung stehen; 

o) den Vorschlag zur Verwendung des Ergebnisses oder gegebenen­
falls Verwendung des Ergebnisses; 

p) die Art und Zweck der Geschäfte des Unternehmens, die nicht in 
der Bilanz enthalten sind und ihre finanziellen Auswirkungen auf 
das Unternehmen, vorausgesetzt, dass die Risiken und Vorteile, die 
aus solchen Geschäften entstehen, wesentlich sind, und sofern die 
Offenlegung derartiger Risiken und Vorteile zum Zwecke der Beur­
teilung der finanzielle Lage des Unternehmens erforderlich ist; 

q) die Art und finanzielle Auswirkung wesentlicher Ereignisse nach 
dem Bilanzstichtag, die weder in der Gewinn- und Verlustrechnung 
noch in der Bilanz berücksichtigt sind, und 

r) Geschäfte des Unternehmens mit nahestehenden Unternehmen und 
Personen, einschließlich Angaben zu deren Wert, zur Art der Be­
ziehung zu den nahestehenden Unternehmen und Personen sowie 
weitere Angaben zu den Geschäften, die für die Beurteilung der 
finanzielle Lage des Unternehmens erforderlich sind. Angaben zu 
Einzelgeschäften können nach Geschäftsarten zusammengefasst wer­
den, sofern keine getrennten Angaben für die Beurteilung der Aus­
wirkungen von Geschäften mit nahestehenden Unternehmen und 
Personen auf die finanzielle Lage des Unternehmens benötigt wer­
den. 
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Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass nur 
Geschäfte mit nahestehenden Unternehmen und Personen, die unter 
marktunüblichen Bedingungen zustande gekommen sind, angegeben 
werden. 

Die Mitgliedstaaten können Geschäfte zwischen zwei oder mehr 
Mitgliedern derselben Unternehmensgruppe ausnehmen, sofern die 
an dem Geschäft beteiligten Tochtergesellschaften hundertprozentige 
Tochtergesellschaften sind. 

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass mittlere Unternehmen 
die Angaben zu Geschäften mit nahestehenden Unternehmen und 
Personen auf Geschäfte beschränken, die getätigt wurden mit 

i) Eigentümern, die eine Beteiligung an dem Unternehmen halten, 

ii) Unternehmen, an denen das Unternehmen selbst eine Betei­
ligung hält, und 

iii) Mitgliedern der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Auf­
sichtsorgane eines Unternehmens. 

(2) Die Mitgliedstaaten sind in den folgenden Fällen nicht gehalten, 
Absatz 1 Buchstabe g auf ein Unternehmen anzuwenden, das ein unter 
ihre einzelstaatlichen Rechtsvorschriften fallendes Mutterunternehmen 
ist: 

a) das Unternehmen, an dem das Mutterunternehmen eine Beteiligung 
für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe g hält, ist in den vom 
Mutterunternehmen erstellten konsolidierten Abschluss oder in den 
konsolidierten Abschluss eines größeren Kreises von Unternehmen 
nach Artikel 23 Absatz 4 einbezogen; 

b) diese Beteiligung wird entweder im Jahresabschluss des Mutterunter­
nehmens gemäß Artikel 9 Absatz 7 oder in dem konsolidierten Ab­
schluss des Mutterunternehmens nach Artikel 27 Absätze 1 bis 8 
behandelt. 

Artikel 18 

Zusätzliche Angaben für große Unternehmen und Unternehmen 
von öffentlichem Interesse 

(1) Große Unternehmen sowie Unternehmen von öffentlichem Inte­
resse machen im Anhang zusätzlich zu den nach den Artikeln 16 und 17 
und den anderen Bestimmungen dieser Richtlinie vorgeschriebenen An­
gaben folgende Angaben: 

a) die Aufgliederung der Nettoumsatzerlöse nach Tätigkeitsbereichen 
sowie nach geografisch bestimmten Märkten, soweit sich – unter 
Berücksichtigung der Organisation des Verkaufs und der Erbringung 
von Dienstleistungen – die Tätigkeitsbereiche und geografisch be­
stimmten Märkte untereinander erheblich unterscheiden, und 

b) die Gesamthonorare für das Geschäftsjahr, die von jedem Abschluss­
prüfer oder jeder Prüfungsgesellschaft für die Prüfung des Jahres­
abschlusses berechnet wurden, und die von jedem Abschlussprüfer 
oder jeder Prüfungsgesellschaft berechneten Gesamthonorarsumme 
für andere Bestätigungsleistungen, die Gesamthonorarsumme für 
Steuerberatungsleistungen und die Gesamthonorarsumme für sons­
tige Leistungen. 

▼B
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(2) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die Angaben nach 
Absatz 1 Buchstabe a nicht gemacht zu werden brauchen, soweit sie 
geeignet sind, dem Unternehmen einen erheblichen Nachteil zuzufügen. 
Die Mitgliedstaaten können dazu die vorherige Zustimmung einer Ver­
waltungsbehörde oder eines Gerichts verlangen. Das Unterlassen dieser 
Angaben ist im Anhang zu erwähnen. 

(3) Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass Absatz 1 Buchstabe b 
nicht auf den Jahresabschluss eines Unternehmens angewandt wird, 
wenn dieses Unternehmen in den konsolidierten Abschluss einbezogen 
wird, der gemäß Artikel 22 zu erstellen ist, vorausgesetzt, eine derartige 
Information ist im Anhang zum konsolidierten Abschluss enthalten. 

KAPITEL 5 

LAGEBERICHT 

Artikel 19 

Inhalt des Lageberichts 

(1) Der Lagebericht stellt den Geschäftsverlauf, das Geschäftsergeb­
nis und die Lage des Unternehmens so dar, dass ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild entsteht, und beschreibt die wesent­
lichen Risiken und Ungewissheiten, denen es ausgesetzt ist. 

Der Lagebericht besteht in einer ausgewogenen und umfassenden Ana­
lyse des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage des 
Unternehmens, die dem Umfang und der Komplexität der Geschäfts­
tätigkeit angemessen ist. 

Soweit dies für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäfts­
ergebnisses oder der Lage des Unternehmens erforderlich ist, umfasst 
die Analyse die wichtigsten finanziellen und - soweit angebracht - nicht­
finanziellen Leistungsindikatoren, die für die betreffende Geschäftstätig­
keit von Bedeutung sind, einschließlich Informationen in Bezug auf 
Umwelt- und Arbeitnehmerbelange. Im Rahmen der Analyse enthält 
der Lagebericht – soweit angebracht – auch Hinweise auf im Jahres­
abschluss ausgewiesene Beträge und zusätzliche Erläuterungen dazu. 

▼M4 
Große Unternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen – mit Aus­
nahme von Kleinstunternehmen –, bei denen es sich um Unternehmen 
von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buch­
stabe a handelt, erstatten Bericht über Informationen über die wichtigs­
ten immateriellen Ressourcen und erläutern, inwiefern das Geschäfts­
modell des Unternehmens grundlegend von diesen Ressourcen abhängt 
und inwiefern diese Ressourcen eine Wertschöpfungsquelle für das Un­
ternehmen darstellen. 

▼B 
(2) Der Lagebericht enthält außerdem Angaben zu Folgendem: 

a) voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens; 

b) Tätigkeiten im Bereich Forschung und Entwicklung; 

c) Informationen nach Artikel 24 Absatz 2 der Richtlinie 2012/30/EU 
betreffend den Erwerb eigener Aktien; 

d) bestehende Zweigniederlassungen des Unternehmens und 

e) in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstrumenten durch das 
Unternehmen, sofern dies für die Beurteilung der Vermögens-, Fi­
nanz- und Ertragslage von Belang ist: 

▼B
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i) die Risikomanagementziele und -methoden des Unternehmens, 
einschließlich seiner Methoden zur Absicherung aller wichtigen 
Arten geplanter Geschäfte, die im Rahmen der Bilanzierung von 
Sicherungsgeschäften verbucht werden, und 

ii) die Preisänderungs-, Ausfall-, Liquiditäts- und Cashflowrisiken, 
denen das Unternehmen ausgesetzt ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die kleinen Unterneh­
men nicht zur Erstellung eines Lageberichts verpflichtet sind, sofern sie 
vorschreiben, dass die Angaben nach Artikel 24 Absatz 2 der Richtlinie 
2012/30/EU betreffend den Erwerb eigener Aktien im Anhang zu ma­
chen sind. 

(4) Die Mitgliedstaaten können kleine und mittlere Unternehmen von 
der Verpflichtung gemäß Absatz 1 Unterabsatz 3 ausnehmen, soweit sie 
nichtfinanzielle Informationen betrifft. 

▼M4 

Artikel 19a 

Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1) Große Unternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen – 
mit Ausnahme von Kleinstunternehmen –, bei denen es sich um Unter­
nehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 
Buchstabe a handelt, nehmen in den Lagebericht Angaben auf, die für 
das Verständnis der Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens 
auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie das Verständnis der Auswirkungen 
von Nachhaltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis 
und Lage des Unternehmens erforderlich sind. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Angaben müssen im Lagebericht mittels 
eines dafür vorgesehenen Abschnitts klar erkennbar sein. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen umfassen Folgendes: 

a) eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie des 
Unternehmens, einschließlich Angaben 

i) zur Widerstandsfähigkeit von Geschäftsmodell und Strategie des 
Unternehmens gegenüber Risiken im Zusammenhang mit Nach­
haltigkeitsaspekten; 

ii) zu den Chancen des Unternehmens im Zusammenhang mit 
Nachhaltigkeitsaspekten; 

iii) zu der Art und Weise, einschließlich Durchführungsmaßnahmen 
und zugehörigen Finanz- und Investitionsplänen, wie das Unter­
nehmen beabsichtigt sicherzustellen, dass sein Geschäftsmodell 
und seine Strategie mit dem Übergang zu einer nachhaltigen 
Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 °C 
im Einklang mit dem am 12. Dezember 2015 angenommenen 

▼B
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Übereinkommen von Paris im Rahmen des Rahmenübereinkom­
mens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (im Folgen­
den „Übereinkommen von Paris“) und dem in der Verordnung 
(EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
verankerten Ziel der Verwirklichung der Klimaneutralität bis 
2050 vereinbar sind, und gegebenenfalls die Exposition des Un­
ternehmens gegenüber Aktivitäten mit Bezug zu Kohle, Öl und 
Gas; 

iv) zu der Art und Weise, wie das Unternehmen den Belangen sei­
ner Interessenträger und den Auswirkungen seiner Tätigkeiten 
auf Nachhaltigkeitsaspekte in seinem Geschäftsmodell und seiner 
Strategie Rechnung trägt; 

v) zu der Art und Weise, wie die Strategie des Unternehmens im 
Hinblick auf Nachhaltigkeitsaspekte umgesetzt wird; 

b) eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltigkeitsziele, die sich 
das Unternehmen gesetzt hat, gegebenenfalls einschließlich der ab­
soluten Ziele für die Verringerung der Treibhausgasemissionen min­
destens für 2030 und 2050, eine Beschreibung der Fortschritte, die 
das Unternehmen im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele erzielt 
hat, und eine Erklärung, ob die auf Umweltfaktoren bezogenen Ziele 
des Unternehmens auf schlüssigen wissenschaftlichen Beweisen be­
ruhen; 

c) eine Beschreibung der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Auf­
sichtsorgane im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten sowie 
ihres Fachwissens und ihrer Fähigkeiten zur Wahrnehmung dieser 
Rolle oder ihres Zugangs zu solchem Fachwissen und solchen Fähig­
keiten; 

d) eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich Nachhaltig­
keit; 

e) Angaben über das Vorhandensein von mit Nachhaltigkeitsaspekten 
verknüpften Anreizsystemen, die Mitgliedern der Verwaltungs-, Lei­
tungs- und Aufsichtsorgane angeboten werden; 

f) eine Beschreibung 

i) des vom Unternehmen mit Blick auf Nachhaltigkeitsaspekte und 
gegebenenfalls im Einklang mit den Anforderungen der Union 
für Unternehmen zur Durchführung eines Due-Diligence-Prozes­
ses durchgeführten Due-Diligence-Prozesses; 

ii) der wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Aus­
wirkungen, die mit der eigenen Geschäftstätigkeit des Unterneh­
mens und mit seiner Wertschöpfungskette, einschließlich seiner 
Produkte und Dienstleistungen, seiner Geschäftsbeziehungen und 
seiner Lieferkette, verknüpft sind, der Maßnahmen zur Ermitt­
lung und Überwachung dieser Auswirkungen, und anderer nega­
tiver Auswirkungen, die das Unternehmen gemäß anderen An­
forderungen der Union für Unternehmen zur Durchführung eines 
Due-Diligence-Prozesses ermitteln muss; 

▼M4 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der 
Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und 
(EU) 2018/1999 („Europäisches Klimagesetz“) (ABl. L 243 vom 9.7.2021, 
S. 1).
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iii) jeglicher Maßnahmen des Unternehmens zur Verhinderung, Min­
derung, Behebung oder Beendigung tatsächlicher oder potenziel­
ler negativer Auswirkungen und des Erfolgs dieser Maßnahmen; 

g) eine Beschreibung der wichtigsten Risiken, denen das Unternehmen 
im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, ein­
schließlich einer Beschreibung der wichtigsten Abhängigkeiten in 
diesem Bereich, und der Handhabung dieser Risiken durch das Un­
ternehmen; 

h) Indikatoren, die für die unter den Buchstaben a bis g genannten 
Offenlegungen relevant sind. 

Die Unternehmen erstattet über den Prozess zur Ermittlung der gemäß 
Absatz 1 in den Lagebericht aufgenommenen Informationen Bericht. 
Die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes aufgeführten Informa­
tionen umfassen gegebenenfalls Informationen über kurz-, mittel- und 
langfristige Zeiträume. 

(3) Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Informationen Angaben zur eigenen Geschäftstätigkeit des Unterneh­
mens und zu seiner Wertschöpfungskette, einschließlich Angaben zu 
seinen Produkten und Dienstleistungen, seinen Geschäftsbeziehungen 
und seiner Lieferkette. 

Für die ersten drei Jahre der Anwendung der von den Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) angenommenen Maßnahmen und für 
den Fall, dass nicht alle erforderlichen Informationen über seine Wert­
schöpfungskette verfügbar sind, erläutert das Unternehmen, welche An­
strengungen unternommen wurden, um die erforderlichen Informationen 
über seine Wertschöpfungskette zu erhalten, begründet das Unterneh­
men, warum nicht alle erforderlichen Informationen eingeholt werden 
konnten, und erläutert das Unternehmen seine Pläne, um künftig die 
erforderlichen Informationen einzuholen. 

Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten An­
gaben auch Verweise auf andere gemäß Artikel 19 in den Lagebericht 
aufgenommene Angaben und zusätzliche Erläuterungen dazu sowie auf 
die im Jahresabschluss ausgewiesenen Beträge. 

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Informationen über künftige 
Entwicklungen oder Belange, über die Verhandlungen geführt werden, 
in Ausnahmefällen weggelassen werden, wenn eine solche Angabe nach 
der ordnungsgemäß begründeten Einschätzung der Mitglieder der Ver­
waltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane, die im Rahmen der ihnen 
durch einzelstaatliche Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten 
handeln und gemeinsam für diese Einschätzung zuständig sind, der 
Geschäftslage des Unternehmens ernsthaft schaden würde, sofern eine 
solche Nichtaufnahme ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen­
des und ausgewogenes Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Ge­
schäftsergebnisses und der Lage des Unternehmens, sowie der Auswir­
kungen seiner Tätigkeit nicht verhindert. 

▼M4 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und 
der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (ABl. L 322 vom 
16.12.2022, S. 15).
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(4) Die Unternehmen erstatten Bericht über die in den Absätzen 1 
bis 3 des vorliegenden Artikels genannten Informationen gemäß den im 
Einklang mit Artikel 29b angenommenen Standards für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung. 

(5) Die Unternehmensleitung unterrichtet die Arbeitnehmervertreter 
auf geeigneter Ebene und erörtert mit ihnen die einschlägigen Informa­
tionen und die Mittel zur Einholung und Überprüfung von Nachhaltig­
keitsinformationen. Die Stellungnahme der Arbeitnehmervertreter wird 
gegebenenfalls den zuständigen Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts­
organen mitgeteilt. 

(6) Abweichend von den Absätzen 2 bis 4 und unbeschadet der 
Absätze 9 und 10 können kleine und mittlere Unternehmen nach Ab­
satz 1, kleine und nicht komplexe Institute im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 Nummer 145 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, firmen­
eigene Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 13 Nummer 2 
der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) und firmeneigene Rückversicherungsunternehmen im Sinne von 
Artikel 13 Nummer 5 der genannten Richtlinie ihre Nachhaltigkeits­
berichterstattung auf folgende Informationen beschränken: 

a) eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie des 
Unternehmens; 

b) eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich Nachhaltig­
keit; 

c) die wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkun­
gen des Unternehmens in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie 
jegliche Maßnahmen zur Ermittlung, Überwachung, Verhinderung, 
Minderung oder Behebung solcher tatsächlichen oder potenziellen 
negativen Auswirkungen; 

d) die wichtigsten Risiken, denen das Unternehmen im Zusammenhang 
mit Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, und die Handhabung die­
ser Risiken durch das Unternehmen; 

e) Schlüsselindikatoren, die für die unter den Buchstaben a bis d ge­
nannten Offenlegungen erforderlich sind. 

Kleine und mittlere Unternehmen, kleine und nicht komplexe Institute 
sowie firmeneigene Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen, 
die von der Ausnahmeregelung gemäß Unterabsatz 1 Gebrauch machen, 
erstatten gemäß den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
durch kleine und mittlere Unternehmen nach Artikel 29c Bericht. 

(7) Für Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 2028 beginnen, können 
kleine und mittlere Unternehmen, bei denen es sich um Unternehmen 
von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buch­
stabe a handelt, abweichend von Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
beschließen, die in Absatz 1 genannten Informationen nicht in ihren 
Lagebericht aufzunehmen. In solchen Fällen gibt das Unternehmen je­
doch in seinem Lagebericht kurz an, warum die Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung nicht vorgelegt wurde. 

▼M4 

( 1 ) Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versiche­
rungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335 vom 
17.12.2009, S. 1).
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(8) Bei Unternehmen, die die Anforderungen der Absätze 1 bis 4 des 
vorliegenden Artikels erfüllen, und Unternehmen, die von der Ausnah­
meregelung nach Absatz 6 des vorliegenden Artikels Gebrauch machen, 
wird davon ausgegangen, dass sie die Anforderung von Artikel 19 Ab­
satz 1 Unterabsatz 3 erfüllen. 

(9) Sofern die in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes festgeleg­
ten Bedingungen erfüllt sind, wird ein Unternehmen, das ein Tochter­
unternehmen ist, von den in den Absätzen 1 bis 4 des vorliegenden 
Artikels festgelegten Pflichten befreit (im Folgenden „befreites Tochter­
unternehmen“), wenn dieses Unternehmen und seine Tochterunterneh­
men in den konsolidierten Lagebericht eines Mutterunternehmens ein­
bezogen werden und dieser konsolidierte Lagebericht gemäß Artikel 29 
und Artikel 29a erstellt wird. Ein Unternehmen, das Tochterunterneh­
men eines in einem Drittland niedergelassenen Mutterunternehmens ist, 
wird ebenfalls von den in den Absätzen 1 bis 4 des vorliegenden 
Artikels festgelegten Pflichten befreit, wenn dieses Unternehmen und 
seine Tochterunternehmen in die konsolidierte Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung dieses in einem Drittland niedergelassenen Mutterunterneh­
mens einbezogen werden und diese konsolidierte Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung gemäß den nach Artikel 29b erlassenen Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder in einer Weise durchgeführt wird, 
die diesen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwer­
tig ist, was in einem gemäß Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der 
Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
erlassenen Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit der Stan­
dards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde. 

Die Befreiung nach Unterabsatz 1 ist an folgende Bedingungen ge­
knüpft: 

a) Der Lagebericht des befreiten Tochterunternehmens enthält alle fol­
genden Informationen: 

i) Namen und Sitz des Mutterunternehmens, das über Informatio­
nen auf Gruppenebene gemäß dem vorliegenden Artikel oder in 
einer Weise Bericht erstattet, die den nach Artikel 29b der vor­
liegenden Richtlinie erlassenen Standards für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem gemäß Ar­
tikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG 
erlassenen Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit 
der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt 
wurde; 

ii) die Weblinks zum konsolidierten Lagebericht des Mutterunter­
nehmens oder gegebenenfalls zu der konsolidierten Nachhaltig­
keitsberichterstattung des Mutterunternehmens nach Unter­
absatz 1 des vorliegenden Absatzes und zu dem Bestätigungs­
urteil nach Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der 
vorliegenden Richtlinie oder zum Bestätigungsurteil nach Buch­
stabe b dieses Unterabsatzes; 

iii) die Information, dass das Unternehmen von den in den Absät­
zen 1 bis 4 dieses Artikels genannten Pflichten befreit ist; 

▼M4 

( 1 ) Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 2004 zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen in 
Bezug auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel 
auf einem geregelten Markt zugelassen sind, und zur Änderung der Richtlinie 
2001/34/EG (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 38).
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b) ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so 
werden seine konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung und das 
Bestätigungsurteil zu der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstat­
tung, das von einer oder mehreren Personen oder Gesellschaften 
abgegeben wurde, die nach dem für dieses Mutterunternehmen gel­
tenden Recht zur Abgabe eines Urteils über die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung befugt sind, gemäß Artikel 30 der 
vorliegenden Richtlinie und im Einklang mit dem Recht des Mit­
gliedstaats, dem das befreite Tochterunternehmen unterliegt, ver­
öffentlicht; 

c) ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so 
werden die in Artikel 8 der Verordnung (EU) 2020/852 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 1 ) festgelegten Offenlegungen 
über die Tätigkeiten des in der Union niedergelassenen befreiten 
Tochterunternehmens und seiner Tochterunternehmen in den Lagebe­
richt des befreiten Tochterunternehmens oder in der konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung des in einem Drittland niedergelas­
senen Mutterunternehmens aufgenommen. 

Der Mitgliedstaat, dessen einzelstaatlichem Recht das befreite Tochter­
unternehmen unterliegt, kann verlangen, dass der konsolidierte Lagebe­
richt des Mutterunternehmens oder gegebenenfalls der konsolidierte 
Nachhaltigkeitsbericht des Mutterunternehmens in einer von diesem 
Mitgliedstaat akzeptierten Sprache offengelegt wird und dass alle erfor­
derlichen Übersetzungen in diese Sprache bereitgestellt werden. Jede 
Übersetzung, die nicht beglaubigt wurde, muss eine entsprechende Er­
klärung enthalten. 

Unternehmen, die gemäß Artikel 37 von der Erstellung eines Lagebe­
richts befreit sind, brauchen die in Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffern i 
bis iii dieses Absatzes genannten Informationen nicht vorzulegen, sofern 
diese Unternehmen den konsolidierten Lagebericht gemäß Artikel 37 
offenlegen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 dieses Absatzes und in Fällen, in 
denen Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Anwendung fin­
det, werden Kreditinstitute nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buch­
stabe b dieser Richtlinie, die einer Zentralorganisation ständig zugeord­
net sind, welche sie unter den in Artikel 10 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 festgelegten Bedingungen beaufsichtigt, wie Tochterunter­
nehmen dieser Zentralorganisation behandelt. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 werden Versicherungsunternehmen 
nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a der vorliegenden 
Richtlinie, die auf der Grundlage einer in Artikel 212 Absatz 1 Buch­
stabe c Ziffer ii der Richtlinie 2009/138/EG genannten finanziellen 
Beziehung einer Gruppe angehören und gemäß Artikel 213 Absatz 2 
Buchstaben a bis c der genannten Richtlinie der Gruppenaufsicht unter­
liegen, wie Tochterunternehmen des Mutterunternehmens der Gruppe 
behandelt. 

▼M4 

( 1 ) Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Juni 2020 über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nach­
haltiger Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 
(ABl. L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
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(10) Die Befreiung nach Absatz 9 gilt auch für Unternehmen von 
öffentlichem Interesse, die den Anforderungen dieses Artikels unterlie­
gen, mit Ausnahme großer Unternehmen, bei denen es sich um Unter­
nehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 
Buchstabe a dieser Richtlinie handelt. 

▼B 

Artikel 20 

Erklärung zur Unternehmensführung 

(1) Ein Unternehmen nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a nimmt 
eine Erklärung zur Unternehmensführung in seinen Lagebericht auf. 
Diese Erklärung bildet einen gesonderten Abschnitt im Lagebericht 
und enthält zumindest die folgenden Angaben: 

a) soweit zutreffend einen Verweis auf: 

i) den Unternehmensführungskodex, dem das Unternehmen unter­
liegt, 

ii) den Unternehmensführungskodex, den es gegebenenfalls freiwil­
lig anzuwenden beschlossen hat, 

iii) alle relevanten Angaben zu Unternehmensführungspraktiken, die 
es über die Anforderungen der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten hinaus anwendet. 

Wird auf einen Unternehmensführungskodex nach Ziffer i oder ii 
Bezug genommen, gibt das Unternehmen auch an, wo die entspre­
chenden Dokumente öffentlich zugänglich sind. Wird auf die Anga­
ben nach Ziffer iii Bezug genommen, macht das Unternehmen Ein­
zelheiten seiner Unternehmensführungspraktiken öffentlich zugäng­
lich; 

b) soweit ein Unternehmen im Einklang mit den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften von einem Unternehmensführungskodex im Sinne 
des Buchstabens a Ziffer i oder ii abweicht, eine Erklärung, in wel­
chen Punkten und aus welchen Gründen es von dem Kodex ab­
weicht; hat das Unternehmen beschlossen, nicht auf einen Unterneh­
mensführungskodex im Sinne des Buchstabens a Ziffer i oder ii 
Bezug zu nehmen, so legt es die Gründe hierfür dar; 

c) eine Beschreibung der wichtigsten Merkmale des internen Kontroll- 
und des Risikomanagementsystems des Unternehmens im Hinblick 
auf den Rechnungslegungsprozess; 

d) die gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben c, d, f, h und i der 
Richtlinie 2004/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. April 2004 betreffend Übernahmeangebote ( 1 ) geforderten 
Angaben, sofern das Unternehmen unter diese Richtlinie fällt; 

e) eine Beschreibung der Art und Weise der Durchführung der Haupt­
versammlung und deren wesentliche Befugnisse sowie eine Be­
schreibung der Aktionärsrechte und der Möglichkeiten ihrer Aus­
übung, sofern diese Angaben nicht bereits vollständig in den einzel­
staatlichen Rechtsvorschriften enthalten sind; 

f) die Zusammensetzung und Arbeitsweise der Verwaltungs-, Leitungs- 
und Aufsichtsorgane und ihrer Ausschüsse, und 

▼M4 

( 1 ) ABl. L 142 vom 30.04.2004, S. 12.
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g) eine Beschreibung des Diversitätskonzepts, das im Zusammenhang 
mit den Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen des Unter­
nehmens in Bezug auf das Geschlecht sowie andere Aspekte wie 
beispielsweise Alter, Behinderungen oder Bildungs- und Berufshin­
tergrund verfolgt wird, der Ziele dieses Diversitätskonzepts sowie 
der Art und Weise der Umsetzung dieses Konzepts und der Ergeb­
nisse im Berichtszeitraum. Wird ein derartiges Konzept nicht ange­
wendet, wird in der Erklärung erläutert, warum dies der Fall ist. 

Bei Unternehmen, die Artikel 19a unterliegen, wird davon ausgegangen, 
dass sie die Pflichten gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe g erfüllen, wenn 
sie die nach diesem Buchstaben erforderlichen Angaben in ihre Nach­
haltigkeitsberichterstattung aufnehmen und in der Erklärung zur Unter­
nehmensführung ein Verweis darauf aufgenommen wird. 

▼B 
(2) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die Angaben nach 
Absatz 1 in 

a) einem gesonderten Bericht, der gemäß Artikel 30 zusammen mit 
dem Lagebericht offengelegt wird, oder 

b) einem auf den Internetseiten des Unternehmens öffentlich zugäng­
lichen Dokument, auf das im Lagebericht Bezug genommen wird, 
enthalten sind. 

In dem gesonderten Bericht nach Buchstabe a oder in dem Dokument 
nach Buchstabe b kann auf den Lagebericht verwiesen werden, sofern 
die nach Absatz 1 Buchstabe d erforderlichen Angaben in dem Lagebe­
richt enthalten sind. 

▼M1 
(3) Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft gibt gemäß 
Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 ein Urteil hinsichtlich der nach 
Absatz 1 Buchstaben c und d geforderten Angaben ab und überprüft, 
ob die in Absatz 1 Buchstaben a, b, e, f und g genannten Angaben 
gemacht wurden. 

(4) Die Mitgliedstaaten können Unternehmen nach Absatz 1, die 
ausschließlich andere Wertpapiere als zum Handel an einem geregelten 
Markt im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 
2004/39/EG zugelassene Aktien emittiert haben, von der Anwendung 
des Absatzes 1 Buchstaben a, b, e, f und g dieses Artikels ausnehmen, 
es sei denn, dass diese Unternehmen Aktien emittiert haben, die über 
ein multilaterales Handelssystem im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 
Nummer 15 der Richtlinie 2004/39/EG gehandelt werden. 

(5) Ungeachtet des Artikels 40 gilt Absatz 1 Buchstabe g nicht für 
kleine und mittlere Unternehmen. 

▼M4
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KAPITEL 6 

KONSOLIDIERTE ABSCHLÜSSE UND BERICHTE 

Artikel 21 

Anwendungsbereich für die konsolidierten Abschlüsse und Berichte 

Ein Mutterunternehmen und alle seine Tochterunternehmen sind zu kon­
solidierende Unternehmen im Sinne dieses Kapitels, wenn das Mutter­
unternehmen ein Unternehmen ist, auf das die Koordinierungsmaßnah­
men dieser Richtlinie kraft Artikel 1 Absatz 1 Anwendung finden. 

Artikel 22 

Pflicht zur Aufstellung konsolidierter Abschlüsse 

(1) Ein Mitgliedstaat schreibt einem seinem Recht unterliegenden 
Unternehmen vor, einen konsolidierten Abschluss und einen konsoli­
dierten Lagebericht zu erstellen, wenn dieses Unternehmen (Mutter­
unternehmen): 

a) die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschafter ei­
nes anderen Unternehmens (Tochterunternehmens) hält; 

b) das Recht hat, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Lei­
tungs- oder Aufsichtsorgans eines anderen Unternehmens (Tochter­
unternehmens) zu bestellen oder abzuberufen und gleichzeitig Ak­
tionär oder Gesellschafter dieses Unternehmens ist; 

c) das Recht hat, auf ein Unternehmen (Tochterunternehmen), dessen 
Aktionär oder Gesellschafter es ist, einen beherrschenden Einfluss 
aufgrund eines mit diesem Unternehmen geschlossenen Vertrags 
oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses Unternehmens aus­
zuüben, sofern das Recht, dem dieses Tochterunternehmen unterliegt, 
es zulässt, dass dieses solchen Verträgen oder Satzungsbestimmun­
gen unterworfen wird. 

Die Mitgliedstaaten brauchen nicht vorzuschreiben, dass das Mutter­
unternehmen Aktionär oder Gesellschafter des Tochterunternehmens 
sein muss. Mitgliedstaaten, deren Recht derartige Verträge oder Sat­
zungsbestimmungen nicht vorsieht, sind nicht gehalten, diese Be­
stimmungen anzuwenden; oder 

d) Aktionär oder Gesellschafter eines Unternehmens ist und 

i) allein durch die Ausübung seiner Stimmrechte die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans die­
ses Unternehmens (Tochterunternehmens), die während des Ge­
schäftsjahres sowie des vorhergehenden Geschäftsjahres bis zur 
Erstellung des konsolidierten Abschlusses im Amt sind, bestellt 
worden sind, oder 

ii) aufgrund einer Vereinbarung mit anderen Aktionären oder Gesell­
schaftern dieses Unternehmens (Tochterunternehmens) allein über 
die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschafter 
dieses Unternehmens verfügt. Die Mitgliedstaaten können nähere 
Bestimmungen über Form und Inhalt einer solchen Vereinbarung 
treffen. 

Die Mitgliedstaaten schreiben mindestens die unter Ziffer ii angeführte 
Regelung vor. Sie können die Anwendung von Ziffer i davon abhängig 
machen, dass die Beteiligungen mindestens 20 % der gesamten Stimm­
rechte ausmachen. 

▼B
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Ziffer i findet jedoch keine Anwendung, wenn ein Dritter gegenüber 
diesem Unternehmen die Rechte im Sinne der Buchstaben a, b oder c 
hat. 

(2) Zusätzlich zu den in Absatz 1 bezeichneten Fällen können die 
Mitgliedstaaten jedem ihrem Recht unterliegenden Unternehmen die 
Aufstellung eines konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten 
Lageberichts vorschreiben, wenn 

a) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) einen beherrschenden Ein­
fluss auf oder die Kontrolle über ein anderes Unternehmen (Tochter­
unternehmen) ausüben kann oder tatsächlich ausübt oder 

b) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) und ein anderes Unterneh­
men (Tochterunternehmen) unter einheitlicher Leitung des Mutter­
unternehmens stehen. 

(3) Bei der Anwendung von Absatz 1 Buchstaben a, b und d sind 
den Stimm-, Bestellungs- oder Abberufungsrechten des Mutterunterneh­
mens die Rechte eines anderen Tochterunternehmens oder einer Person, 
die in eigenem Namen, aber für Rechnung des Mutterunternehmens 
oder eines anderen Tochterunternehmens handelt, hinzuzurechnen. 

(4) Bei der Anwendung von Absatz 1 Buchstaben a, b und d sind 
von den in Absatz 3 bezeichneten Rechten die Rechte abzuziehen, 

a) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die für Rechnung einer 
anderen Person als das Mutterunternehmen oder ein Tochterunter­
nehmen dieses Mutterunternehmens gehalten werden, oder 

b) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, 

i) die als Sicherheit gehalten werden, sofern diese Rechte nach 
erhaltenen Weisungen ausgeübt werden, oder 

ii) deren Besitz für das haltende Unternehmen ein laufendes Ge­
schäft im Zusammenhang mit der Gewährung von Darlehen dar­
stellt, sofern die Stimmrechte im Interesse des Sicherungsgebers 
ausgeübt werden. 

(5) Für die Anwendung von Absatz 1 Buchstaben a und d sind von 
der Gesamtheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschafter eines 
Tochterunternehmens die Stimmrechte abzuziehen, die mit Aktien oder 
Anteilen verbunden sind, die von diesem Unternehmen selbst, von ei­
nem seiner Tochterunternehmen oder von einer im eigenen Namen, aber 
für Rechnung dieser Unternehmen handelnden Person gehalten werden. 

(6) Das Mutterunternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen 
sind ohne Rücksicht auf deren Sitz zu konsolidieren; Artikel 23 Absatz 
9 bleibt unberührt. 

(7) Unbeschadet dieses Artikels sowie der Artikel 21 bis 23 können 
die Mitgliedstaaten jedem ihrem Recht unterliegenden Unternehmen 
vorschreiben, einen konsolidierten Abschluss und einen konsolidierten 
Lagebericht aufzustellen, wenn 

a) dieses Unternehmen sowie ein oder mehrere andere Unternehmen, 
die untereinander nicht in der in Absatz 1 oder Absatz 2 bezeichne­
ten Beziehung stehen, aufgrund 

i) eines mit diesem Unternehmen geschlossenen Vertrages oder 

ii) der Satzungsbestimmungen dieser anderen Unternehmen einer 
einheitlichen Leitung unterstehen oder 

▼B
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b) das Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan dieses Unterneh­
mens sowie dasjenige eines oder mehrerer Unternehmen, die mit­
einander nicht in der in Absatz 1 oder Absatz 2 bezeichneten Be­
ziehung stehen, sich mehrheitlich aus denselben Personen zusam­
mensetzen, die während des Geschäftsjahres und bis zur Aufstellung 
des konsolidierten Abschlusses im Amt sind. 

(8) Nimmt ein Mitgliedstaat die Möglichkeit nach Absatz 7 wahr, 
sind die in diesem Absatz beschriebenen Unternehmen sowie alle ihre 
Tochterunternehmen zu konsolidierende Unternehmen, sofern eines oder 
mehrere dieser Unternehmen eine der in Anhang I oder Anhang II 
genannten Rechtsformen haben. 

(9) Absatz 6 des vorliegenden Artikels, Artikel 23 Absätze 1, 2, 9 
und 10 sowie die Artikel 25 bis 29 finden auf den konsolidierten Ab­
schluss und den konsolidierten Lagebericht nach Absatz 7 des vorlie­
genden Artikels mit folgenden Änderungen Anwendung: 

a) Bezugnahmen auf Mutterunternehmen sind als Bezugnahmen auf 
alle in Absatz 7 des vorliegenden Artikels bezeichneten Unterneh­
men zu verstehen, und 

b) die in den konsolidierten Abschluss einzubeziehenden Posten „Ka­
pital“, „Agio“, „Neubewertungsrücklage“, „Rücklagen“, „Ergebnis­
vortrag“ und „Jahresergebnis“ sind unbeschadet des Artikels 24 Ab­
satz 3 die addierten Beträge der jeweiligen Posten sämtlicher in 
Absatz 7 des vorliegenden Artikels bezeichneter Unternehmen. 

Artikel 23 

Ausnahmen von der Konsolidierung 

(1) Kleine Gruppen sind von der Verpflichtung zur Erstellung eines 
konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten Lageberichts aus­
genommen, es sei denn, eines der verbundenen Unternehmen ist ein 
Unternehmen von öffentlichem Interesse. 

(2) Die Mitgliedstaaten können mittlere Gruppen von der Verpflich­
tung zur Erstellung eines konsolidierten Abschlusses und eines konsoli­
dierten Lageberichts befreien, es sei denn, eines der verbundenen Un­
ternehmen ist ein Unternehmen von öffentlichem Interesse. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 befreien die Mitgliedstaaten in 
den folgenden Fällen jedes ihrem Recht unterliegende Mutterunterneh­
men (befreites Unternehmen), das gleichzeitig Tochterunternehmen ist, 
einschließlich eines Unternehmens von öffentlichem Interesse, das nicht 
unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a fällt, von der Verpflichtung zur 
Erstellung eines konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten 
Lageberichts, sofern dessen Mutterunternehmen dem Recht eines Mit­
gliedstaats unterliegt und 

a) das Mutterunternehmen des befreiten Unternehmens sämtliche Ak­
tien oder Anteile des befreiten Unternehmens besitzt. Die Aktien 
oder Anteile des befreiten Unternehmens, die aufgrund einer gesetz­
lichen oder satzungsmäßigen Verpflichtung von Mitgliedern des Ver­
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans gehalten werden, werden 
nicht berücksichtigt, oder 

▼B
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b) das Mutterunternehmen des befreiten Unternehmens 90 % oder mehr 
der Aktien oder Anteile des befreiten Unternehmens besitzt und die 
anderen Aktionäre oder Gesellschafter des befreiten Unternehmens 
der Befreiung zugestimmt haben. 

(4) Die Ausnahmen nach Absatz 3 werden nur gewährt, wenn sämt­
liche nachfolgend genannte Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das befreite Unternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen sind 
unbeschadet Absatz 9 in den konsolidierten Abschluss eines größe­
ren Kreises von Unternehmen einbezogen, dessen Mutterunterneh­
men dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegt; 

▼M4 
b) der konsolidierte Abschluss nach Buchstabe a und der konsolidierte 

Lagebericht des größeren Kreises von Unternehmen sind von dem 
Mutterunternehmen dieses Kreises von Unternehmen nach dem 
Recht des Mitgliedstaats, dem das Mutterunternehmen unterliegt, 
im Einklang mit dieser Richtlinie, ausgenommen den in Artikel 29a 
festgelegten Anforderungen, oder mit gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungs­
standards aufgestellt; 

▼B 
c) bezüglich des befreiten Unternehmens werden folgende Unterlagen 

nach dem Recht des Mitgliedstaats, dem das befreite Unternehmen 
unterliegt, im Einklang mit Artikel 30 veröffentlicht: 

i) der konsolidierte Abschluss nach Buchstabe a und der konsoli­
dierte Lagebericht nach Buchstabe b, 

ii) der Bestätigungsvermerk und 

iii) gegebenenfalls die in Artikel 6 bezeichneten Unterlagen. 

Der betreffende Mitgliedstaat kann vorschreiben, dass die unter den 
Ziffern i, ii und iii genannten Unterlagen in seiner Amtssprache 
offengelegt werden und die Übersetzung dieser Unterlagen beglau­
bigt wird; 

d) im Anhang zum Jahresabschluss des befreiten Unternehmens werden 
folgende Angaben gemacht: 

i) Name und Sitz des Mutterunternehmens, das den konsolidierten 
Abschluss nach Buchstabe a aufstellt, und 

ii) Hinweis auf die Befreiung von der Verpflichtung zur Erstellung 
eines konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten La­
geberichts. 

(5) Die Mitgliedstaaten können in den von Absatz 3 nicht erfassten 
Fällen unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 jedes ihrem Recht unterlie­
gende Mutterunternehmen (das befreite Unternehmen), das gleichzeitig 
Tochterunternehmen ist, einschließlich eines Unternehmens von öffent­
lichem Interesse, das nicht unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a fällt, 
dessen eigenes Mutterunternehmen dem Recht eines Mitgliedstaats un­
terliegt, von der Verpflichtung zur Erstellung eines konsolidierten Ab­
schlusses und eines konsolidierten Lageberichts ausnehmen, wenn alle 
in Absatz 4 genannten Voraussetzungen erfüllt sind und wenn 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 38 

a) die Aktionäre oder Gesellschafter des befreiten Unternehmens, die 
einen Mindestprozentsatz des gezeichneten Kapitals dieses Unterneh­
mens besitzen, nicht spätestens sechs Monate vor dem Ablauf des 
Geschäftsjahres die Aufstellung eines konsolidierten Abschlusses 
verlangt haben; 

b) der Mindestprozentsatz nach Buchstabe a folgende Grenzen nicht 
überschreitet: 

i) 10 % des gezeichneten Kapitals im Falle von Aktiengesellschaf­
ten und Kommanditgesellschaften auf Aktien und 

ii) 20 % des gezeichneten Kapitals im Falle von Unternehmen an­
derer Rechtsformen; 

c) der Mitgliedstaat die Befreiung nicht davon abhängig macht, dass 

i) das Mutterunternehmen, das den konsolidierten Abschluss nach 
Absatz 4 Buchstabe a aufgestellt hat, dem Recht des die Befrei­
ung gewährenden Mitgliedstaats unterliegt, oder 

ii) Bedingungen bezüglich der Aufstellung und Prüfung dieses Ab­
schlusses erfüllt werden. 

(6) Die Mitgliedstaaten können die Befreiung nach den Absätzen 3 
und 5 davon abhängig machen, dass in dem konsolidierten Abschluss 
nach Absatz 4 Buchstabe a oder in einer als Anhang beigefügten Un­
terlage zusätzliche Angaben im Einklang mit dieser Richtlinie gemacht 
werden, sofern diese Angaben auch von den dem Recht dieses Mit­
gliedstaats unterliegenden Unternehmen, die zur Aufstellung eines kon­
solidierten Abschlusses verpflichtet sind und sich in derselben Lage 
befinden, verlangt werden. 

(7) Die Absätze 3 bis 6 gelten unbeschadet der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Aufstellung eines konsolidierten Abschlus­
ses oder eines konsolidierten Lageberichts, sofern diese Unterlagen 

a) zur Unterrichtung der Arbeitnehmer oder ihrer Vertreter verlangt 
werden oder 

b) von einer Verwaltungsbehörde oder einem Gericht für deren Zwecke 
angefordert werden. 

(8) Unbeschadet der Absätze 1, 2, 3 und 5 kann ein Mitgliedstaat, 
der Befreiungen nach den Absätzen 3 und 5 gewährt, auch jedes seinem 
Recht unterliegende Mutterunternehmen (das befreite Unternehmen), das 
gleichzeitig Tochterunternehmen eines nicht dem Recht eines Mitglied­
staats unterliegenden Mutterunternehmens ist, einschließlich eines Un­
ternehmens von öffentlichem Interesse, das nicht unter Artikel 2 Absatz 
1 Buchstabe a fällt, von der Verpflichtung zur Erstellung eines kon­
solidierten Abschlusses und eines konsolidierten Lageberichts ausneh­
men, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

▼B
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a) Das befreite Unternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen wer­
den unbeschadet Absatz 9 in den konsolidierten Abschluss eines 
größeren Kreises von Unternehmen einbezogen; 

b) der unter Buchstabe a bezeichnete konsolidierte Abschluss und ge­
gebenenfalls der konsolidierte Lagebericht werden wie folgt erstellt: 

▼M4 
i) im Einklang mit dieser Richtlinie, ausgenommen den Anforde­

rungen des Artikels 29a, 

▼B 
ii) im Einklang mit gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 

angenommen internationalen Rechnungslegungsstandards, 

▼M4 
iii) derart, dass sie einem nach dieser Richtlinie erstellten konsoli­

dierten Abschluss und konsolidierten Lagebericht gleichwertig 
sind, ausgenommen den Anforderungen des Artikels 29a, oder 

▼B 
iv) derart, dass sie internationalen Rechnungslegungsstandards, die 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1569/2007 der Kommission 
vom 21. Dezember 2007 über die Einrichtung eines Mechanis­
mus zur Festlegung der Gleichwertigkeit der von Drittstaatemit­
tenten angewandten Rechnungslegungsgrundsätze gemäß den 
Richtlinien 2003/71/EG und 2004/109/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ) festgelegt wurden, gleichwertig sind; 

c) der unter Buchstabe a bezeichnete konsolidierte Abschluss ist von 
einem oder mehreren Abschlussprüfern oder einer oder mehreren 
Prüfungsgesellschaften geprüft worden, die aufgrund der einzelstaat­
lichen Rechtsvorschriften denen das Unternehmen unterliegt, das 
diesen Abschluss aufgestellt hat, zur Prüfung von Jahresabschlüssen 
zugelassen sind. 

Absatz 4 Buchstaben c und d sowie die Absätze 5, 6 und 7 finden 
Anwendung. 

(9) Ein Unternehmen, einschließlich eines Unternehmens von öffent­
lichem Interesse, braucht nicht in den konsolidierten Abschluss einbezo­
gen werden, wenn zumindest eine der nachfolgend genannten Bedin­
gungen erfüllt ist: 

a) Es liegt der äußerst seltene Fall vor, dass die für die Aufstellung 
eines konsolidierten Abschlusses nach dieser Richtlinie erforderli­
chen Angaben nicht ohne unverhältnismäßig hohe Kosten oder un­
gebührliche Verzögerungen zu erhalten sind; 

b) die Anteile oder Aktien dieses Unternehmens werden ausschließlich 
zum Zwecke ihrer Weiterveräußerung gehalten oder 

c) erhebliche und andauernde Beschränkungen behindern nachhaltig 

i) die Ausübung der Rechte des Mutterunternehmens in Bezug auf 
Vermögen oder Geschäftsführung dieses Unternehmens oder 

ii) die Ausübung der einheitlichen Leitung dieses Unternehmens, 
wenn es in einer der in Artikel 22 Absatz 7 bezeichneten Bezie­
hungen steht. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 340 vom 22.12.2007, S. 66.
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(10) Unbeschadet des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe b, des Artikels 
21 und der Absätze 1 und 2 dieses Artikels wird jedes Mutterunterneh­
men, einschließlich eines Unternehmens von öffentlichem Interesse, von 
der Pflicht nach Artikel 22 befreit, wenn 

a) alle seine Tochterunternehmen sowohl einzeln als auch insgesamt 
von untergeordneter Bedeutung sind oder 

b) aufgrund von Absatz 9 dieses Artikels keines seiner Tochterunter­
nehmen in den konsolidierten Abschluss einbezogen zu werden 
braucht. 

Artikel 24 

Aufstellung des konsolidierten Abschlusses 

(1) Die Kapitel 2 und 3 gelten für konsolidierte Abschlüsse unter 
Berücksichtigung der wesentlichen Anpassungen, die sich aus den be­
sonderen Merkmalen eines konsolidierten Abschlusses im Vergleich 
zum Jahresabschluss zwangsläufig ergeben. 

(2) Die Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens der in die 
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen werden vollständig in die 
konsolidierte Bilanz übernommen. 

(3) Die Buchwerte der Anteile oder Aktien am Kapital der in die 
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen werden mit dem auf sie 
entfallenden Teil des Eigenkapitals der in die Konsolidierung einbezo­
genen Unternehmen verrechnet, wobei Folgendes zu berücksichtigen ist: 

a) Mit Ausnahme der Anteile oder Aktien am Kapital des Mutterunter­
nehmens, die entweder sich im Besitz dieses Unternehmens selbst 
oder eines anderen in die Konsolidierung einbezogenen Unterneh­
mens befinden und die gemäß Kapitel 3 als eigene Anteile oder 
Aktien betrachtet werden, erfolgt die Verrechnung auf der Grundlage 
der Buchwerte zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Unternehmen erst­
malig in die Konsolidierung einbezogen werden. Die sich bei der 
Verrechnung ergebenden Unterschiedsbeträge werden, soweit mög­
lich, unmittelbar unter den Posten der konsolidierten Bilanz ver­
bucht, deren Wert höher oder niedriger ist als ihr Buchwert. 

b) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass die 
Verrechnung auf der Grundlage der Werte der feststellbaren Aktiva 
und Passiva zum Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile oder Aktien 
erfolgt oder, beim Erwerb zu verschiedenen Zeitpunkten, zu dem 
Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen Tochterunternehmen geworden 
ist. 

c) Ein nach Buchstabe a verbleibender oder nach Buchstabe b entste­
hender Unterschiedsbetrag ist in der konsolidierten Bilanz unter dem 
Posten „Geschäfts- oder Firmenwert“ auszuweisen. 

d) Die Methoden zur Berechnung des Geschäfts- oder Firmenwerts und 
wesentliche Wertänderungen gegenüber dem Vorjahr sind im An­
hang zu erläutern. 

e) Lässt ein Mitgliedstaat eine Verrechnung von positivem mit negati­
vem Geschäfts- oder Firmenwert zu, so hat der Anhang eine Analyse 
dieses Werts zu enthalten. 
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f) Ein negativer Geschäfts- oder Firmenwert kann auf die konsolidierte 
Gewinn- und Verlustrechnung übertragen werden, sofern ein solches 
Vorgehen den Grundsätzen des Kapitels 2 entspricht. 

(4) Befinden sich Anteile oder Aktien an konsolidierten Tochter­
unternehmen im Besitz von anderen Personen als diesen Unternehmen, 
so werden die Beträge, die diesen Anteilen oder Aktien entsprechen, in 
der konsolidierten Bilanz gesondert als nicht beherrschende Anteile aus­
gewiesen. 

(5) Die Erträge und Aufwendungen der in die Konsolidierung ein­
bezogenen Unternehmen werden vollständig in die konsolidierte Ge­
winn- und Verlustrechnung übernommen. 

(6) Die den Aktien oder Anteilen nach Absatz 4 zurechenbaren Ge­
winn- oder Verlustbeträge, werden in der konsolidierten Gewinn- und 
Verlustrechnung gesondert als nicht beherrschende Anteile ausgewiesen. 

(7) Im konsolidierten Abschluss sind Vermögens-, Finanz- und Er­
tragslage der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen so aus­
zuweisen, als ob sie ein einziges Unternehmen wären. Insbesondere 
wird Folgendes im konsolidierten Abschluss weggelassen: 

a) Verbindlichkeiten und Forderungen zwischen den Unternehmen; 

b) Erträge und Aufwendungen aus Geschäften zwischen den Unterneh­
men und 

c) Gewinne und Verluste aus Geschäften zwischen den Unternehmen, 
die in den Buchwert der Aktiva eingehen. 

(8) Der konsolidierte Abschluss wird zum selben Stichtag wie der 
Jahresabschluss des Mutterunternehmens aufgestellt. 

Jedoch können die Mitgliedstaaten mit Rücksicht auf den Bilanzstichtag 
der Mehrzahl oder der bedeutendsten der konsolidierten Unternehmen 
gestatten oder vorschreiben, dass der konsolidierte Abschluss zu einem 
anderen Zeitpunkt aufgestellt wird, sofern 

a) dies im Anhang zum konsolidierten Abschluss angegeben und hin­
reichend begründet wird; 

b) Vorgänge von besonderer Bedeutung für die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage eines konsolidierten Unternehmens, die zwischen 
dem Bilanzstichtag dieses Unternehmens und dem Stichtag des kon­
solidierten Abschlusses eingetreten sind, berücksichtigt oder angege­
ben werden und 

c) der Bilanzstichtag eines Unternehmens um mehr als drei Monate vor 
oder nach dem Stichtag des konsolidierten Abschlusses liegt und 
dieses Unternehmen aufgrund eines auf den Stichtag des konsolidier­
ten Abschlusses aufgestellten Zwischenabschlusses konsolidiert wird. 
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(9) Hat sich die Zusammensetzung aller in die Konsolidierung ein­
bezogenen Unternehmen im Laufe des Geschäftsjahres erheblich geän­
dert, so sind in den konsolidierten Abschluss Angaben aufzunehmen, 
die es ermöglichen, die aufeinanderfolgenden konsolidierten Abschlüsse 
sinnvoll zu vergleichen. Dieser Verpflichtung kann nachgekommen wer­
den, indem eine geänderte vergleichende Bilanz und eine geänderte 
vergleichende Gewinn- und Verlustrechnung aufgestellt werden. 

(10) In den konsolidierten Abschluss einbezogene Aktiva und Pas­
siva werden einheitlich im Einklang mit Kapitel 2 bewertet. 

(11) Ein Unternehmen, das einen konsolidierten Abschluss erstellt, 
wendet die gleichen Bewertungsgrundlagen wie in seinem Jahres­
abschluss an. Allerdings können die Mitgliedstaaten gestatten oder vor­
schreiben, dass im konsolidierten Abschluss andere Bewertungsgrund­
lagen im Einklang mit Kapitel 2 verwendet werden. Wird von diesen 
Abweichungen Gebrauch gemacht, so sind sie im Anhang des konsoli­
dierten Abschlusses anzugeben und hinreichend zu begründen. 

(12) Sofern in die Konsolidierung einbezogene Gegenstände des Ak­
tiv- und Passivvermögens von in die Konsolidierung einbezogenen Un­
ternehmen nach Methoden bewertet worden sind, die sich von den zu 
Zwecken der Konsolidierung angewandten Methoden unterscheiden, 
sind diese Vermögensgegenstände nach den letzteren Methoden neu 
zu bewerten. Abweichungen von dieser Vorschrift sind in Ausnahme­
fällen zulässig. Sie sind im Anhang zum konsolidierten Abschluss an­
zugeben und hinreichend zu begründen. 

(13) Latente Steuersalden werden bei der Konsolidierung ausgewie­
sen, soweit sich daraus wahrscheinlich für eines der konsolidierten Un­
ternehmen in absehbarer Zukunft ein Aufwand ergibt. 

(14) Sofern bei einem in die Konsolidierung einbezogenen Gegen­
stand des Aktivvermögens eine Wertberichtigung allein für die Anwen­
dung steuerlicher Vorschriften vorgenommen worden ist, darf dieser 
Vermögensgegenstand erst nach Wegfall dieser Berichtigung in den 
konsolidierten Abschluss übernommen werden. 

Artikel 25 

Unternehmenszusammenschlüsse innerhalb einer Gruppe 

(1) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass die 
Buchwerte von Aktien oder Anteilen am Kapital eines in die Konsoli­
dierung einbezogenen Unternehmens lediglich mit dem entsprechenden 
Anteil am Kapital verrechnet werden, sofern die am Unternehmens­
zusammenschluss beteiligten Unternehmen letztlich vor und nach dem 
Unternehmenszusammenschluss von derselben Partei kontrolliert werden 
und diese Kontrolle nicht vorübergehender Natur ist. 

(2) Ein nach Absatz 1 entstehender Unterschiedsbetrag wird je nach 
Lage des Falles den konsolidierten Rücklagen zugerechnet oder von 
ihnen abgezogen. 

(3) Die Anwendung der Methode nach Absatz 1, die sich daraus 
ergebenden Veränderungen der Rücklagen sowie der Name und Sitz 
der betreffenden Unternehmen sind im Anhang zum konsolidierten Ab­
schluss anzugeben. 
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Artikel 26 

Quotenkonsolidierung 

(1) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass, 
sofern ein in die Konsolidierung einbezogenes Unternehmen gemeinsam 
mit einem oder mehreren nicht in die Konsolidierung einbezogenen 
Unternehmen ein anderes Unternehmen leitet, dieses entsprechend 
dem Anteil der Rechte, die das in die Konsolidierung einbezogene 
Unternehmen an seinem Kapital hält, in den konsolidierten Abschluss 
einbezogen wird. 

(2) Artikel 23 Absätze 9 und 10 sowie Artikel 24 finden sinngemäß 
auf die in Absatz 1 bezeichnete Quotenkonsolidierung Anwendung. 

Artikel 27 

Rechnungslegung nach der Equity-Methode für assoziierte 
Unternehmen 

(1) Hat ein in die Konsolidierung einbezogenes Unternehmen ein 
assoziiertes Unternehmen, ist dieses assoziierte Unternehmen in der 
konsolidierten Bilanz als gesonderter Posten mit entsprechender Be­
zeichnung auszuweisen. 

(2) Bei der erstmaligen Anwendung dieses Artikels auf ein assoziier­
tes Unternehmen wird das assoziierte Unternehmen in der konsolidierten 
Bilanz ausgewiesen 

a) entweder mit dem Buchwert im Einklang mit den Bewertungsregeln 
nach den Kapiteln 2 und 3. Dabei wird der Unterschiedsbetrag zwi­
schen diesem Wert und dem Betrag, der dem auf diese Beteiligung 
an dem assoziierten Unternehmen entfallenden Teil des Eigenkapitals 
entspricht, in der konsolidierten Bilanz oder im Anhang zum kon­
solidierten Abschluss gesondert ausgewiesen. Dieser Unterschieds­
betrag wird zu dem Zeitpunkt berechnet, zu dem die Methode erst­
malig angewendet wird; oder 

b) mit dem Betrag, der dem auf die Beteiligung an dem assoziierten 
Unternehmen entfallenden Teil des Eigenkapitals des assoziierten 
Unternehmens entspricht. Der Unterschiedsbetrag zwischen diesem 
Wert und dem nach den Bewertungsregeln der Kapitel 2 und 3 
ermittelten Buchwert wird in der konsolidierten Bilanz oder im An­
hang zum konsolidierten Abschluss gesondert ausgewiesen. Dieser 
Unterschiedsbetrag wird zu dem Zeitpunkt berechnet, zu dem die 
Methode erstmalig angewendet wird. 

Die Mitgliedstaaten können die Anwendung nur einer der in den Buch­
staben a und b enthaltenen Möglichkeiten vorschreiben. In einem der­
artigen Fall ist in der konsolidierten Bilanz oder im Anhang des kon­
solidierten Abschlusses anzugeben, von welcher der Möglichkeiten Ge­
brauch gemacht worden ist. 

Ferner können die Mitgliedstaaten für die Anwendung der Buchstaben a 
und b gestatten oder vorschreiben, dass die Berechnung des Unter­
schiedsbetrags zum Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile oder Aktien 
erfolgt oder, beim Erwerb zu verschiedenen Zeitpunkten, zu dem Zeit­
punkt, zu dem das Unternehmen ein assoziiertes Unternehmen gewor­
den ist. 

(3) Sind Gegenstände des Aktiv- oder Passivvermögens des assozi­
ierten Unternehmens nach Methoden bewertet worden, die sich von den 
auf die Konsolidierung nach Artikel 24 Absatz 11 angewendeten Me­
thoden unterscheiden, so können diese Vermögenswerte für die Berech­
nung des Unterschiedsbetrags nach Absatz 2 Buchstabe a oder Buch­
stabe b nach den für die Konsolidierung angewendeten Methoden neu 
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bewertet werden. Wurde eine solche Neubewertung nicht vorgenom­
men, so ist dies im Anhang zum konsolidierten Abschluss zu erwähnen. 
Die Mitgliedstaaten können eine solche Neubewertung vorschreiben. 

(4) Der Buchwert nach Absatz 2 Buchstabe a oder der Betrag, der 
dem auf die Beteiligung entfallenden Teil des Eigenkapitals des assozi­
ierten Unternehmens nach Absatz 2 Buchstabe b entspricht, wird um die 
während des Geschäftsjahres eingetretene Änderung des auf die Betei­
ligung entfallenden Teils des Eigenkapitals des assoziierten Unterneh­
mens erhöht oder vermindert; er vermindert sich um den Betrag der auf 
die Beteiligung entfallenden Dividenden. 

(5) Kann ein positiver Unterschiedsbetrag nach Absatz 2 Buchstabe a 
und b nicht einer bestimmten Kategorie von Gegenständen des Aktiv- 
oder Passivvermögens zugerechnet werden, wird dieser Betrag nach den 
Vorschriften für den Posten, „Geschäfts- oder Firmenwert“ gemäß Ar­
tikel 12 Absatz 6 Buchstabe d, Artikel 12 Absatz 11 Unterabsatz 1, 
Artikel 24 Absatz 3 Buchstabe c und Anhang III und Anhang IV be­
handelt. 

(6) Der auf die Beteiligungen an solchen assoziierten Unternehmen 
entfallende Teil des Ergebnisses der assoziierten Unternehmen wird 
unter einem gesonderten Posten mit entsprechender Bezeichnung in 
der konsolidierten Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen. 

(7) Die Weglassungen nach Artikel 24 Absatz 7 werden nur insoweit 
vorgenommen, als die Tatbestände bekannt sind oder bestätigt werden 
können. 

(8) Stellt das assoziierte Unternehmen einen konsolidierten Abschluss 
auf, so werden die Absätze 1 bis 7 auf das in diesem konsolidierten 
Abschluss ausgewiesene Eigenkapital angewandt. 

(9) Auf die Anwendung dieses Artikels kann verzichtet werden, 
wenn die Beteiligung am Kapital des assoziierten Unternehmens nur 
von untergeordneter Bedeutung sind. 

Artikel 28 

Anhang zum konsolidierten Abschluss 

(1) Im Anhang zum konsolidierten Abschluss werden die nach den 
Artikeln 16, 17 und 18 geforderten Informationen dargelegt; dies erfolgt 
zusätzlich zu den nach anderen Bestimmungen dieser Richtlinie gefor­
derten Informationen in einer Weise, die die Bewertung der finanzielle 
Lage der Gesamtheit der in die Konsolidierung einbezogenen Unterneh­
men erleichtert, wobei den wesentlichen Berichtigungen Rechnung zu 
tragen ist, die sich aus den Besonderheiten des konsolidierten Abschlus­
ses im Vergleich zum Jahresabschluss ergeben, einschließlich dem Fol­
genden: 

a) Bei der Angabe von Geschäften zwischen in eine Konsolidierung 
einbezogenen nahestehenden Unternehmen und Personen werden 
Geschäfte zwischen diesen, die bei der Konsolidierung weggelassen 
werden, nicht einbezogen, 

b) bei der Angabe der durchschnittlichen Zahl der Beschäftigten wäh­
rend des Geschäftsjahrs wird die durchschnittliche Zahl der Beschäf­
tigten von Unternehmen, die nach der Quotenkonsolidierung bilan­
ziert werden, gesondert angegeben, und 
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c) bei der Angabe der Höhe der Vergütungen sowie der Vorschüsse 
und Kredite, die den Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans gewährt worden sind, ist lediglich die Höhe der 
Beträge anzugeben, die das Mutterunternehmen und seine Tochter­
unternehmen den Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsorgans des Mutterunternehmens gewährt haben. 

(2) Im Anhang zum konsolidierten Abschluss werden zusätzlich zu 
den nach Absatz 1 geforderten Informationen folgende Informationen 
veröffentlicht: 

a) bezüglich der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen: 

i) Name und Sitz dieser Unternehmen, 

ii) der Anteil am Kapital dieser Unternehmen – außer dem Mutter­
unternehmen –, den die in die Konsolidierung einbezogenen 
Unternehmen oder in eigenem Namen, aber für Rechnung dieser 
Unternehmen handelnde Personen halten, sowie 

iii) die Voraussetzungen nach Artikel 22 Absätze 1, 2 und 7 nach 
der Anwendung von Artikel 22 Absätze 3 bis 5, aufgrund deren 
die Konsolidierung erfolgt ist. Diese Angabe braucht jedoch 
nicht gemacht zu werden, wenn die Konsolidierung aufgrund 
von Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a erfolgt ist und außerdem 
Kapitalanteil und Anteil an den Stimmrechten übereinstimmen. 

Die gleichen Angaben sind für die Unternehmen zu machen, die 
nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe j und Artikel 23 Absatz 10 
wegen ihrer untergeordneten Bedeutung nicht in die Konsolidierung 
einbezogen worden sind; der Ausschluss der in Artikel 23 Absatz 9 
bezeichneten Unternehmen ist zu begründen; 

b) Name und Sitz assoziierter Unternehmen, die in die Konsolidierung 
gemäß Artikel 27 Absatz 1 einbezogen sind, sowie der Anteil an 
ihrem Kapital, den in die Konsolidierung einbezogene Unternehmen 
selbst oder in eigenem Namen, aber für Rechnung dieser Unterneh­
men handelnde Personen halten; 

c) Name und Sitz der Unternehmen, die Gegenstand einer Quotenkon­
solidierung nach Artikel 26 sind, die Tatbestände, aus denen sich die 
gemeinsame Leitung dieser Unternehmen ergibt, sowie der Anteil am 
Kapital dieser Unternehmen, den in die Konsolidierung einbezogene 
Unternehmen selbst oder in eigenem Namen aber für Rechnung 
dieser Unternehmen handelnde Person halten, und 

d) bezüglich jedes nicht unter den Buchstaben a, b und c bezeichneten 
Unternehmens, an dem in die Konsolidierung einbezogene Unterneh­
men entweder selbst oder in eigenem Namen, aber für Rechnung 
dieser Unternehmen handelnde Personen eine Beteiligung halten: 

i) Name und Sitz dieser Unternehmen, 

ii) der am Kapital gehaltene Anteil, 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 46 

iii) die Höhe des Eigenkapitals und das Ergebnis des letzten Ge­
schäftsjahres des Unternehmens, für das ein Abschluss fest­
gestellt wurde. 

Eine Angabe des Eigenkapitals und des Ergebnisses kann ebenfalls 
unterbleiben, wenn das betreffende Unternehmen seine Bilanz nicht 
offenlegt. 

(3) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die Angaben gemäß 
Absatz 2 Buchstaben a bis d in einer Aufstellung gemacht werden, die 
gemäß Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie 2009/101/EG eingereicht wird. 
Die Einreichung einer solchen Aufstellung wird im Anhang zum kon­
solidierten Abschluss angegeben. Die Mitgliedstaaten können zudem 
gestatten, dass auf die Angaben verzichtet werden kann, wenn ihre 
Angabe einem Unternehmen einen erheblichen Nachteil zufügen würde. 
Die Mitgliedstaaten können dazu die vorherige Zustimmung einer Ver­
waltungsbehörde oder eines Gerichts verlangen. Das Unterlassen dieser 
Angaben wird im Anhang zum konsolidierten Abschluss erwähnt. 

Artikel 29 

Konsolidierter Lagebericht 

(1) Der konsolidierte Lagebericht enthält zusätzlich zu den nach an­
deren Bestimmungen dieser Richtlinie geforderten Informationen zumin­
dest die nach den Artikeln 19 und 20 geforderten Informationen, wobei 
den wesentlichen Anpassungen, die sich aus den Besonderheiten des 
konsolidierten Lageberichts im Vergleich zu einem Lagebericht ergeben, 
dergestalt Rechnung zu tragen ist, dass die Bewertung der Lage der 
insgesamt in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen erleichtert 
wird. 

(2) Es gelten folgende Berichtigungen zu den nach den Artikeln 19 
und 20 geforderten Informationen: 

a) Bei der Berichterstattung über erworbene eigene Anteile oder Aktien 
sind im Lagebericht die Zahl und der Nennbetrag oder, wenn ein 
Nennbetrag nicht vorhanden ist, der rechnerische Wert aller Anteile 
oder Aktien des Mutterunternehmens, die entweder von diesem Mut­
terunternehmen, von Tochterunternehmen dieses Mutterunterneh­
mens oder in eigenem Namen, aber für Rechnung eines dieser Un­
ternehmen handelnden Person gehalten werden, anzugeben. Die Mit­
gliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass diese Angaben 
im Anhang zum konsolidierten Abschluss gemacht werden. 

b) Bei der Berichterstattung über die internen Kontroll- und Risikoma­
nagementsysteme wird in der Erklärung zur Unternehmensführung 
auf die wesentlichen Merkmale dieser Systeme für die in die gesamte 
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen Bezug genommen. 

(3) Ist zusätzlich zu einem Lagebericht ein konsolidierter Lagebericht 
vorgeschrieben, so können diese beiden Berichte in Form eines einheit­
lichen Berichts vorgelegt werden. 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 47 

Artikel 29a 

Konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1) Mutterunternehmen einer großen Gruppe nach Artikel 3 Absatz 7 
nehmen in den konsolidierten Lagebericht Angaben auf, die für das 
Verständnis der Auswirkungen der Gruppe auf Nachhaltigkeitsaspekte 
sowie das Verständnis der Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten 
auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage der Gruppe erforder­
lich sind. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Angaben müssen im konsolidierten 
Lagebericht mittels eines dafür vorgesehenen Abschnitts erkennbar aus­
gewiesen sein. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen umfassen Folgendes: 

a) eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie der 
Gruppe, einschließlich Angaben 

i) zur Widerstandsfähigkeit von Geschäftsmodell und Strategie der 
Gruppe gegenüber Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltig­
keitsaspekten; 

ii) zu den Chancen der Gruppe im Zusammenhang mit Nachhaltig­
keitsaspekten; 

iii) zu der Art und Weise, einschließlich Durchführungsmaßnahmen 
und zugehörigen Finanz- und Investitionsplänen, wie die Gruppe 
beabsichtigt sicherzustellen, dass ihr Geschäftsmodell und ihre 
Strategie mit dem Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft 
und der Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 °C im Einklang 
mit dem Übereinkommen von Paris und dem in der Verordnung 
(EU) 2021/1119 verankerten Ziel der Verwirklichung der Klima­
neutralität bis 2050 vereinbar sind, und gegebenenfalls die Ex­
position des Unternehmens gegenüber Aktivitäten mit Bezug zu 
Kohle, Öl und Gas; 

iv) zu der Art und Weise, wie die Gruppe in ihrem Geschäftsmodell 
und ihrer Strategie den Belangen ihrer Interessenträger und den 
nachhaltigkeitsrelevanten Auswirkungen ihrer Tätigkeiten Rech­
nung trägt; 

v) zu der Art und Weise, wie die Strategie der Gruppe mit Blick 
auf Nachhaltigkeitsaspekte umgesetzt wird; 

b) eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltigkeitsziele, die sich 
die Gruppe gesetzt hat, gegebenenfalls einschließlich der absoluten 
Ziele für die Verringerung der Treibhausgasemissionen mindestens 
für 2030 und 2050, eine Beschreibung der Fortschritte, die die 
Gruppe im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele erzielt hat, 
und eine Erklärung, ob die auf Umweltfaktoren bezogenen Ziele 
der Gruppe auf schlüssigen wissenschaftlichen Beweisen beruhen; 

c) eine Beschreibung der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Auf­
sichtsorgane im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten sowie 
ihres Fachwissens und ihrer Fähigkeiten zur Wahrnehmung dieser 
Rolle oder ihres Zugangs zu solchem Fachwissen und solchen Fähig­
keiten; 
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d) eine Beschreibung der Unternehmenspolitik der Gruppe hinsichtlich 
Nachhaltigkeit; 

e) Angaben über das Vorhandensein von mit Nachhaltigkeitsaspekten 
verknüpften Anreizsystemen, die Mitgliedern der Verwaltungs-, Lei­
tungs- und Aufsichtsorgane angeboten werden; 

f) eine Beschreibung 

i) des von der Gruppe mit Blick auf Nachhaltigkeitsaspekte und 
gegebenenfalls im Einklang mit den Anforderungen der Union 
für Unternehmen zur Durchführung eines Due-Diligence-Prozes­
ses angewandten Due-Diligence-Prozesses; 

ii) der wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Aus­
wirkungen, die mit der eigenen Geschäftstätigkeit der Gruppe 
und mit ihrer Wertschöpfungskette, einschließlich ihrer Produkte 
und Dienstleistungen, ihrer Geschäftsbeziehungen und ihrer Lie­
ferkette, verknüpft sind, der Maßnahmen zur Ermittlung und 
Überwachung dieser Auswirkungen, und anderer negativer Aus­
wirkungen, die das Unternehmen gemäß anderen Anforderungen 
der Union zur Durchführung eines Due-Diligence-Prozesses er­
mitteln muss; 

iii) jeglicher Maßnahmen der Gruppe zur Verhinderung, Minderung, 
Behebung oder Beendigung tatsächlicher oder potenzieller nega­
tiver Auswirkungen und des Ergebnisses dieser Maßnahmen; 

g) eine Beschreibung der wichtigsten Risiken, denen die Gruppe im 
Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, ein­
schließlich der wichtigsten Abhängigkeiten in diesem Bereich, und 
der Art und Weise, wie die Gruppe solche Risiken steuert; 

h) Indikatoren, die für die unter den Buchstaben a bis g genannten 
Offenlegungen relevant sind. 

Die Mutterunternehmen teilen das Verfahren zur Ermittlung der im 
Einklang mit Absatz 1 dieses Artikels in den konsolidierten Lagebericht 
eingeflossenen Informationen mit. Die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
aufgeführten Informationen umfassen gegebenenfalls Informationen über 
kurz-, mittel- und langfristige Zeiträume. 

(3) Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Informationen Angaben zur eigenen Geschäftstätigkeit der Gruppe und 
zu ihrer Wertschöpfungskette, einschließlich Angaben zu ihren Produk­
ten und Dienstleistungen, ihren Geschäftsbeziehungen und ihrer Liefer­
kette. 

Für die ersten drei Jahre der Anwendung der von den Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2022/2464 angenom­
menen Maßnahmen und für den Fall, dass nicht alle erforderlichen 
Informationen über seine Wertschöpfungskette verfügbar sind, erläutert 
das Mutterunternehmen, welche Anstrengungen unternommen wurden, 
um die erforderlichen Informationen über seine Wertschöpfungskette zu 
erhalten, begründet das Mutterunternehmen, warum nicht alle erforder­
lichen Informationen eingeholt werden konnten, und erläutert das Mut­
terunternehmen seine Pläne, um künftig alle erforderlichen Informatio­
nen einzuholen. 
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Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten In­
formationen auch Verweise auf andere gemäß Artikel 29 in den kon­
solidierten Lagebericht aufgenommene Informationen und zusätzliche 
Erläuterungen dazu sowie auf die im konsolidierten Abschluss aus­
gewiesenen Beträge. 

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Informationen über künftige 
Entwicklungen oder Belange, über die Verhandlungen geführt werden, 
in Ausnahmefällen weggelassen werden, wenn nach der ordnungsgemäß 
begründeten Einschätzung der Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- 
und Aufsichtsorgane, die im Rahmen der ihnen durch einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten handeln und die ge­
meinsam für diese Einschätzung zuständig sind, eine solche Offenle­
gung von Informationen der Geschäftslage der Gruppe ernsthaft schaden 
würde, sofern eine solche Nichtaufnahme ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes und ausgewogenes Verständnis des Geschäftsver­
laufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage der Gruppe sowie der 
Auswirkungen ihrer Tätigkeit nicht verhindert. 

(4) Stellt das Bericht erstattende Unternehmen erhebliche Unter­
schiede zwischen den Risiken für die Gruppe oder Auswirkungen der 
Gruppe und den Risiken für ein oder mehrere Tochterunternehmen oder 
Auswirkungen eines oder mehrerer Tochterunternehmen fest, so muss es 
gegebenenfalls ein hinreichendes Verständnis der Risiken für das betref­
fende bzw. die betreffenden Tochterunternehmen und Auswirkungen des 
betreffenden Tochterunternehmens bzw. der betreffenden Tochterunter­
nehmen vermitteln. 

Die Unternehmen geben an, welche in die Konsolidierung einbezogenen 
Tochterunternehmen von der jährlichen oder konsolidierten Nachhaltig­
keitsberichterstattung gemäß Artikel 19a Absatz 9 bzw. Artikel 29a Ab­
satz 8 befreit sind. 

(5) Die Mutterunternehmen erstatten Bericht über die in den Absät­
zen 1 bis 3 dieses Artikels genannten Informationen gemäß den im 
Einklang mit Artikel 29b angenommenen Standards für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung. 

(6) Die Unternehmensleitung des Mutterunternehmens unterrichtet 
die Arbeitnehmervertreter auf geeigneter Ebene und erörtert mit ihnen 
die einschlägigen Informationen und die Mittel zur Einholung und 
Überprüfung von Nachhaltigkeitsinformationen. Die Stellungnahme der 
Arbeitnehmervertreter wird gegebenenfalls den zuständigen Verwal­
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorganen mitgeteilt. 

(7) Wenn ein Mutterunternehmen die Anforderungen nach den Ab­
sätzen 1 bis 5 des vorliegenden Artikels erfüllt, wird davon ausgegan­
gen, dass es die Anforderungen nach Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 3 
und Artikel 19a erfüllt. 

(8) Sofern die in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes festgeleg­
ten Bedingungen erfüllt sind, wird ein Mutterunternehmen, das auch ein 
Tochterunternehmen ist, von den in den Absätzen 1 bis 5 des vorlie­
genden Artikels festgelegten Pflichten befreit (im Folgenden „befreites 
Mutterunternehmen“), wenn dieses Mutterunternehmen und seine Toch­
terunternehmen in den konsolidierten Lagebericht eines anderen Unter­
nehmens einbezogen werden und dieser konsolidierte Lagebericht ge­
mäß Artikel 29 und dem vorliegenden Artikel erstellt wird. Ein Mutter­
unternehmen, das Tochterunternehmen eines in einem Drittland nieder­
gelassenen Mutterunternehmens ist, wird ebenfalls von den in den Ab­
sätzen 1 bis 5 des vorliegenden Artikels festgelegten Pflichten befreit, 
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wenn dieses Mutterunternehmen und seine Tochterunternehmen in die 
konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung dieses in einem Drittland 
niedergelassenen Mutterunternehmens einbezogen werden und diese 
konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß den nach Arti­
kel 29b erlassenen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
oder in einer Weise durchgeführt wird, die diesen Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem gemäß 
Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG erlasse­
nen Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit der Standards für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde. 

Die Befreiung nach Unterabsatz 1 ist an folgende Bedingungen ge­
knüpft: 

a) Der Lagebericht des befreiten Mutterunternehmens enthält alle fol­
genden Informationen: 

i) Namen und Sitz des Mutterunternehmens, das über Informatio­
nen auf Gruppenebene gemäß dem vorliegenden Artikel oder in 
einer Weise Bericht erstattet, die den nach Artikel 29b der vor­
liegenden Richtlinie erlassenen Standards für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem gemäß Ar­
tikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG 
erlassenen Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit 
der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt 
wurde; 

ii) die Weblinks zum konsolidierten Lagebericht des Mutterunter­
nehmens oder gegebenenfalls zu der konsolidierten Nachhaltig­
keitsberichterstattung des Mutterunternehmens nach Unter­
absatz 1 des vorliegenden Absatzes und zu dem Bestätigungs­
urteil nach Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der 
vorliegenden Richtlinie oder zum Bestätigungsurteil nach Buch­
stabe b dieses Unterabsatzes; 

iii) einen Hinweis auf die Befreiung des Unternehmens von den in 
den Absätzen 1 bis 5 dieses Artikels genannten Pflichten. 

b) Ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so 
werden seine konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung und 
das Bestätigungsurteil, das von einer oder mehreren Personen oder 
Gesellschaften abgegeben wurde, die nach dem für das Mutterunter­
nehmen geltenden einzelstaatlichen Recht zur Abgabe eines Urteils 
über die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung befugt 
sind, gemäß Artikel 30 und im Einklang mit dem Recht des Mit­
gliedstaats, dem das befreite Mutterunternehmen unterliegt, ver­
öffentlicht. 

c) Ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, werden 
die in Artikel 8 der Verordnung (EU) 2020/852 festgelegten Anga­
ben über die Tätigkeiten des in der Union niedergelassenen Tochter­
unternehmens, das gemäß Artikel 19a Absatz 9 der vorliegenden 
Richtlinie von der Nachhaltigkeitsberichterstattung ausgenommen 
ist, in den Lagebericht des befreiten Mutterunternehmens oder in 
die von dem in einem Drittland niedergelassenen Mutterunternehmen 
durchgeführte konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung, auf­
genommen. 
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Der Mitgliedstaat, dessen einzelstaatlichem Recht das befreite Mutter­
unternehmen unterliegt, kann verlangen, dass der konsolidierte Lagebe­
richt des Mutterunternehmens oder gegebenenfalls der konsolidierte 
Nachhaltigkeitsbericht des Mutterunternehmens in einer von diesem 
Mitgliedstaat akzeptierten Sprache offengelegt wird und dass alle erfor­
derlichen Übersetzungen in diese Sprache bereitgestellt werden. Jede 
Übersetzung, die nicht beglaubigt wurde, muss eine entsprechende Er­
klärung enthalten. 

Mutterunternehmen, die gemäß Artikel 37 von der Erstellung eines 
Lageberichts befreit sind, brauchen die in Unterabsatz 2 Buchstabe a 
Ziffern i bis iii dieses Absatzes genannten Informationen nicht vorzule­
gen, sofern diese Unternehmen den konsolidierten Lagebericht gemäß 
Artikel 37 offenlegen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 und in Fällen, in denen Artikel 10 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Anwendung findet, werden Kredit­
institute nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b dieser 
Richtlinie, die einer Zentralorganisation ständig zugeordnet sind, welche 
sie unter den in Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 fest­
gelegten Bedingungen beaufsichtigt, wie Tochterunternehmen dieser 
Zentralorganisation behandelt. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 werden Versicherungsunternehmen 
nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a der vorliegenden 
Richtlinie, die auf der Grundlage einer in Artikel 212 Absatz 1 Buch­
stabe c Ziffer ii der Richtlinie 2009/138/EG genannten finanziellen 
Beziehungen einer Gruppe angehören und gemäß Artikel 213 Absatz 2 
Buchstaben a bis c der genannten Richtlinie der Gruppenaufsicht unter­
liegen, wie Tochterunternehmen des Mutterunternehmens der Gruppe 
behandelt. 

(9) Die Befreiung nach Absatz 8 gilt auch für Unternehmen von 
öffentlichem Interesse, die den Anforderungen dieses Artikels unterlie­
gen, mit Ausnahme großer Unternehmen, bei denen es sich um Unter­
nehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 
Buchstabe a dieser Richtlinie handelt. 

KAPITEL 6a 

STANDARDS FÜR DIE NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTAT TUNG 

Artikel 29b 

Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1) Die Kommission erlässt delegierte Rechtsakte nach Artikel 49 zur 
Ergänzung dieser Richtlinie, um Standards für die Nachhaltigkeits­
berichterstattung festzulegen. In diesen Standards für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung wird festgelegt, über welche Informationen Unter­
nehmen im Einklang mit den Artikeln 19a und 29a Bericht erstatten 
müssen, und gegebenenfalls, in welcher Struktur diese Informationen 
vorzulegen sind. 
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In den in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten delegier­
ten Rechtsakten legt die Kommission bis zum 30. Juni 2023 fest, über 
welche Informationen Unternehmen im Einklang mit Artikel 19a Ab­
sätze 1 und 2 und gegebenenfalls Artikel 29a Absätze 1 und 2 Bericht 
erstatten müssen, was zumindest die Informationen umfasst, die Finanz­
marktteilnehmer, die den Offenlegungspflichten der Verordnung (EU) 
2019/2088 unterliegen, benötigen, um diesen Verpflichtungen nach­
zukommen. 

In den in Unterabsatz 1 genannten delegierten Rechtsakten legt die 
Kommission bis zum 30. Juni 2024 Folgendes fest: 

i) ergänzende Informationen, über die Unternehmen in Bezug auf 
Nachhaltigkeitsaspekte und die unter Artikel 19a Absatz 2 auf­
geführten Bereiche der Berichterstattung erforderlichenfalls Bericht 
zu erstatten haben; 

ii) Informationen, über die Unternehmen Bericht zu statten haben, die 
für den Sektor, in dem sie tätig sind, spezifisch sind. 

Die Berichterstattungsanforderungen, die in den in Unterabsatz 1 ge­
nannten delegierten Rechtsakten festgelegt sind, treten frühestens vier 
Monate nach ihrem Erlass durch die Kommission in Kraft. 

Beim Erlass delegierter Rechtsakte zur Festlegung der nach Unter­
absatz 3 Ziffer ii erforderlichen Informationen achtet die Kommission 
besonders auf das Ausmaß der Risiken und Auswirkungen im Zusam­
menhang mit Nachhaltigkeitsaspekten für jeden Sektor, wobei sie der 
Tatsache Rechnung trägt, dass die Risiken und Auswirkungen für einige 
Sektoren höher sind als für andere. 

Die Kommission überprüft mindestens alle drei Jahre nach deren Gel­
tungsbeginn die gemäß diesem Artikel erlassenen delegierten Rechtsakte 
unter Berücksichtigung der fachlichen Stellungnahme der Europäischen 
Beratungsgruppe für Rechnungslegung (European Financial Reporting 
Advisory Group – EFRAG) und ändert diese delegierten Rechtsakte, 
falls dies nötig ist, um relevanten Entwicklungen, einschließlich Ent­
wicklungen im Zusammenhang mit internationalen Standards, Rechnung 
zu tragen. 

Die Kommission konsultiert mindestens einmal jährlich das Europäische 
Parlament und konsultiert die in Artikel 24 der Verordnung (EU) 
2020/852 genannte Sachverständigengruppe der Mitgliedstaaten für 
nachhaltiges Finanzwesen und den in Artikel 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 genannten Regelungsausschuss für Rechnungslegung ge­
meinsam zum Arbeitsprogramm der EFRAG im Hinblick auf die Ent­
wicklung von Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

(2) Durch die Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung wird 
die Qualität der Informationen sichergestellt, über die Bericht erstattet 
wird, indem darin vorgeschrieben wird, dass die Informationen ver­
ständlich, relevant, überprüfbar und vergleichbar sein und in wahrheits­
getreuer Weise dargestellt werden müssen. Die Standards für die Nach­
haltigkeitsberichterstattung müssen einen unverhältnismäßigen Verwal­
tungsaufwand für Unternehmen vermeiden, unter anderem dadurch, dass 
die Arbeit globaler Standardsetzungsinitiativen für die Nachhaltigkeits­
berichterstattung gemäß Absatz 5 Buchstabe a im größtmöglichen Um­
fang berücksichtigt wird. 
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In den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung werden unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Gegenstands des Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung 

a) die Informationen präzisiert, die Unternehmen zu folgenden Umwelt­
faktoren offenlegen müssen: 

i) Klimaschutz, auch in Bezug auf Scope-1-, Scope-2- und gege­
benenfalls Scope-3-Treibhausgasemissionen; 

ii) Anpassung an den Klimawandel; 

iii) Wasser- und Meeresressourcen; 

iv) Ressourcennutzung und die Kreislaufwirtschaft; 

v) Verschmutzung; 

vi) Biodiversität und Ökosysteme; 

b) die Informationen präzisiert, die Unternehmen zu folgenden Sozial- 
und Menschenrechtsfaktoren offenlegen müssen: 

i) Gleichbehandlung und Chancengleichheit für alle, einschließlich 
Geschlechtergerechtigkeit und gleichem Lohn bei gleichwertiger 
Arbeit, Ausbildung und Kompetenzentwicklung, Beschäftigung 
und Inklusion von Menschen mit Behinderungen, Maßnahmen 
gegen Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz sowie Vielfalt; 

ii) Arbeitsbedingungen, einschließlich sicherer Beschäftigung, Ar­
beitszeit, angemessene Löhne, sozialer Dialog, Vereinigungsfrei­
heit, Existenz von Betriebsräten, Tarifverhandlungen, einschließ­
lich des Anteils der Arbeitnehmer, für die Tarifverträge gelten, 
Informations-, Anhörungs- und Mitbestimmungsrechte der Ar­
beitnehmer, Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sowie Ge­
sundheit und Sicherheit; 

iii) Achtung der Menschenrechte, Grundfreiheiten, demokratischen 
Grundsätze und Standards, die in der Internationalen Charta 
der Menschenrechte und anderen grundlegenden Menschen­
rechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, einschließlich 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen und der Erklärung der Ver­
einten Nationen über die Rechte der indigenen Völker, sowie in 
der Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation über 
grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und den 
grundlegenden Übereinkommen der IAO, der Europäischen Kon­
vention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der europäischen Sozialcharta und der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union festgelegt sind; 

c) die Informationen präzisiert, die Unternehmen zu folgenden Gover­
nance-Faktoren offenlegen müssen: 
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i) die Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane des 
Unternehmens im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten 
und ihre Zusammensetzung sowie ihr Fachwissen und ihre Fä­
higkeiten zur Wahrnehmung dieser Rolle oder ihr Zugang zu 
solchem Fachwissen und solchen Fähigkeiten; 

ii) die Hauptmerkmale der internen Kontroll- und Risikomanage­
mentsysteme des Unternehmens in Bezug auf den Prozess der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung und der Beschlussfassung; 

iii) Unternehmensethik und Unternehmenskultur, einschließlich der 
Bekämpfung von Korruption und Bestechung, des Schutzes 
von Hinweisgebern und des Tierwohls; 

iv) Tätigkeiten und Verpflichtungen des Unternehmens im Zusam­
menhang mit der Ausübung seines politischen Einflusses, ein­
schließlich seiner Lobbytätigkeiten; 

v) die Pflege und die Qualität der Beziehungen zu Kunden, Liefe­
ranten und Gemeinschaften, die von den Tätigkeiten des Unter­
nehmens betroffen sind, einschließlich Zahlungspraktiken, ins­
besondere in Bezug auf verspätete Zahlungen an kleine und 
mittlere Unternehmen. 

(3) In den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung werden 
die zukunfts- und vergangenheitsbezogenen, qualitativen und quantitati­
ven Informationen, über die die Unternehmen gegebenenfalls Bericht zu 
erstatten haben, spezifiziert. 

(4) In den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung wird 
berücksichtigt, dass es für Unternehmen nicht immer problemlos mög­
lich ist, Informationen bei Akteuren entlang ihrer gesamten Wertschöp­
fungskette einzuholen, insbesondere bei Akteuren, die nicht den Anfor­
derungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß Artikel 19a 
oder 29a unterliegen, und bei Lieferanten aus Schwellenländern und 
aufstrebenden Märkten. In den Standards für die Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung werden Angaben zu Wertschöpfungsketten vorgegeben, die 
den Kapazitäten und Merkmalen von Unternehmen in Wertschöpfungs­
ketten sowie dem Umfang und der Komplexität ihrer Tätigkeiten, ins­
besondere von Unternehmen, die nicht den Anforderungen an die Nach­
haltigkeitsberichterstattung nach Artikel 19a oder 29a unterliegen, an­
gemessen sind und entsprechen. In den Standards für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung werden keine Angaben festgelegt, die Unterneh­
men verpflichten würden, Informationen von kleinen und mittleren Un­
ternehmen in ihrer Wertschöpfungskette einzuholen, die über die Infor­
mationen hinausgehen, die gemäß den Standards für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung für kleine und mittlere Unternehmen gemäß Arti­
kel 29c anzugeben sind. 

Unterabsatz 1 gilt unbeschadet der Anforderungen der Union an Unter­
nehmen, einen Due-Diligence-Prozess durchzuführen. 

(5) Beim Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Absatz 1 berücksich­
tigt die Kommission im größtmöglichen Umfang 

a) die Arbeit globaler Standardsetzungsinitiativen für die Nachhaltig­
keitsberichterstattung und bestehende Standards und Rahmen für 
die Naturkapitalbilanzierung und die Bilanzierung von Treibhausga­
sen, verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln, soziale Ver­
antwortung der Unternehmen und nachhaltige Entwicklung; 
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b) die Informationen, die Finanzmarktteilnehmer benötigen, um ihren 
Offenlegungspflichten gemäß der Verordnung (EU) 2019/2088 und 
gemäß den nach der genannten Verordnung erlassenen delegierten 
Rechtsakten nachzukommen; 

c) die Kriterien, Indikatoren und Methoden, die in den gemäß der Ver­
ordnung (EU) 2020/852 erlassenen delegierten Rechtsakten fest­
gelegt sind, einschließlich der gemäß Artikel 10 Absatz 3, Artikel 11 
Absatz 3, Artikel 12 Absatz 2, Artikel 13 Absatz 2, Artikel 14 
Absatz 2 und Artikel 15 Absatz 2 der genannten Verordnung fest­
gelegten technischen Bewertungskriterien und der Berichterstattungs­
anforderungen, die in dem gemäß Artikel 8 der genannten Verord­
nung erlassenen delegierten Rechtsakt festgelegt sind; 

d) die Offenlegungspflichten für Referenzwert-Administratoren in der 
Referenzwert-Erklärung und in der Referenzwert-Methodik sowie 
die Mindestanforderungen für die Konzipierung von EU-Referenz­
werten für den klimabedingten Wandel und Paris-abgestimmten EU- 
Referenzwerten gemäß den Delegierten Verordnungen (EU) 
2020/1816 ( 1 ), (EU) 2020/1817 ( 2 ) und (EU) 2020/1818 ( 3 ) der Kom­
mission; 

e) die Offenlegungen, die in den gemäß Artikel 434a der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 erlassenen Durchführungsrechtsakten festgelegt 
sind; 

f) die Empfehlung 2013/179/EU der Kommission ( 4 ); 

g) die Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 5 ); 
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( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2020/1816 der Kommission vom 17. Juli 2020 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich der Erläuterung in der Referenzwert-Erklärung, 
wie Umwelt-, Sozial- und Governance-Faktoren in den einzelnen Referenz­
werten, die zur Verfügung gestellt und veröffentlicht werden, berücksichtigt 
werden (ABl. L 406 vom 3.12.2020, S. 1). 

( 2 ) Delegierte Verordnung (EU) 2020/1817 der Kommission vom 17. Juli 2020 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich des Mindestinhalts der Erläuterung, wie Umwelt-, 
Sozial- und Governance-Faktoren in der Referenzwert-Methodik berücksich­
tigt werden (ABl. L 406 vom 3.12.2020, S. 12). 

( 3 ) Delegierte Verordnung (EU) 2020/1818 der Kommission vom 17. Juli 2020 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf Mindeststandards für EU-Referenzwerte für 
den klimabedingten Wandel und für Paris-abgestimmte EU-Referenzwerte 
(ABl. L 406 vom 3.12.2020, S. 17). 

( 4 ) Empfehlung 2013/179/EU der Kommission vom 9. April 2013 für die An­
wendung gemeinsamer Methoden zur Messung und Offenlegung der Umwelt­
leistung von Produkten und Organisationen (ABl. L 124 vom 4.5.2013, S. 1). 

( 5 ) Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemis­
sionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richt­
linie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32).
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h) die Verordnung (EU) 2021/1119; 

i) die Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ); 

j) die Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 2 ). 

Artikel 29c 

Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für kleine und 
mittlere Unternehmen 

(1) Die Kommission erlässt bis zum 30. Juni 2024 delegierte Rechts­
akte nach Artikel 49 zur Ergänzung dieser Richtlinie, um Standards für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung festzulegen, die den Kapazitäten 
und Merkmalen kleiner und mittlerer Unternehmen und dem Umfang 
und der Komplexität ihrer Tätigkeiten angemessen sind und entspre­
chen. In diesen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung ist 
für kleine und mittlere Unternehmen nach Artikel 2 Nummer 1 Buch­
stabe a spezifiziert, über welche Informationen gemäß Artikel 19a Ab­
satz 6 Bericht zu erstatten ist. 

Die Berichterstattungsanforderungen, die in den in Unterabsatz 1 ge­
nannten delegierten Rechtsakten festgelegt sind, treten frühestens vier 
Monate nach ihrem Erlass durch die Kommission in Kraft. 

(2) Bei den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für 
kleine und mittlere Unternehmen werden die in Artikel 29b Absätze 2 
bis 5 festgelegten Kriterien berücksichtigt. Darüber hinaus wird soweit 
möglich die Struktur spezifiziert, in der diese Informationen vorzulegen 
sind. 

(3) Die Kommission überprüft mindestens alle drei Jahre nach deren 
Geltungsbeginn die gemäß diesem Artikel erlassenen delegierten 
Rechtsakte unter Berücksichtigung der fachlichen Stellungnahme der 
EFRAG und ändert diese delegierten Rechtsakte, falls dies nötig ist, 
um relevanten Entwicklungen, einschließlich Entwicklungen im Zusam­
menhang mit internationalen Standards, Rechnung zu tragen. 

KAPITEL 6b 

EINHEITLICHES ELEKTRONISCHES BERICHTSFORMAT 

Artikel 29d 

Einheitliches elektronisches Berichtsformat 

(1) Unternehmen, die den Anforderungen von Artikel 19a dieser 
Richtlinie unterliegen, stellen ihren Lagebericht im in Artikel 3 der 

▼M4 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. November 2009 über die freiwillige Teilnahme von Organisationen 
an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbetriebs­
prüfung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 sowie der 
Beschlüsse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl. L 342 
vom 22.12.2009, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unions­
recht melden (ABl. L 305 vom 26.11.2019, S. 17).
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Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 der Kommission ( 1 ) dargelegten 
einheitlichen elektronischen Berichtsformat auf und zeichnen ihre Nach­
haltigkeitsberichtserstattung, einschließlich der Angaben nach Artikel 8 
der Verordnung (EU) 2020/852, gemäß dem in jener Delegierten Ver­
ordnung dargelegten elektronischen Berichtsformat aus. 

(2) Mutterunternehmen, die den Anforderungen von Artikel 29a un­
terliegen, stellen ihren konsolidierten Lagebericht im in Artikel 3 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 dargelegten elektronischen Be­
richtsformat aus und zeichnen die Nachhaltigkeitsberichterstattung, ein­
schließlich der Angaben nach Artikel 8 der Verordnung (EU) 2020/852, 
gemäß dem in jener Delegierten Verordnung dargelegten elektronischen 
Berichtsformat aus. 

▼B 

KAPITEL 7 

OFFENLEGUNG 

Artikel 30 

Allgemeine Offenlegungspflicht 

▼M4 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Unternehmen innerhalb 
einer angemessenen Frist, die zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag 
nicht überschreiten darf, den ordnungsgemäß gebilligten Jahresabschluss 
und den Lagebericht gegebenenfalls in dem in Artikel 29d dieser Richt­
linie genannten elektronischen Berichtsformat zusammen mit den Ur­
teilen und der Erklärung des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesell­
schaft gemäß Artikel 34 dieser Richtlinie nach den Rechtsvorschriften 
der einzelnen Mitgliedstaaten im Einklang mit Titel 1 Kapitel III der 
Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 2 ) offenlegen. 

Die Mitgliedstaaten können von Unternehmen, die den Artikeln 19a 
und 29a unterliegen, verlangen, dass sie den Lagebericht der Öffentlich­
keit auf ihrer Website kostenlos zur Verfügung stellen. Wenn ein Un­
ternehmen keine Website betreibt, können die Mitgliedstaaten von ihm 
verlangen, dass es auf Anfrage eine schriftliche Kopie seines Lagebe­
richts zur Verfügung stellt. 

Wird das Urteil im Sinne von Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buch­
stabe aa von einem unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen 
abgegeben, ist dieses Urteil zusammen mit den in Unterabsatz 1 ge­
nannten Dokumenten offenzulegen. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch Unternehmen von der Pflicht zur 
Offenlegung eines Lageberichts befreien, wenn es möglich ist, eine 
vollständige oder teilweise Ausfertigung dieses Berichts einfach auf 
Antrag zu einem Entgelt zu erhalten, das die Verwaltungskosten nicht 
übersteigt. 

▼M4 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2019/815 der Kommission vom 17. Dezember 
2018 zur Ergänzung der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards 
für die Spezifikation eines einheitlichen elektronischen Berichtsformats 
(ABl. L 143 vom 29.5.2019, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. Juni 2017 über bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABl. L 169 
vom 30.6.2017, S. 46).
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Die Befreiung nach Unterabsatz 4 findet keine Anwendung auf Unter­
nehmen, die den Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
nach den Artikeln 19a und 29a unterliegen. 

▼B 
(2) Die Mitgliedstaaten können ein in Anhang II genanntes Unter­
nehmen, auf das die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Koordinie­
rungsmaßnahmen aufgrund von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b An­
wendung finden, von der Pflicht zur Offenlegung seines Abschlusses 
gemäß Artikel 3 der Richtlinie 2009/101/EG freistellen, sofern dieser 
Abschluss an seinem Sitz erhältlich ist und es sich um folgende Fälle 
handelt: 

a) Alle unbeschränkt haftenden Gesellschafter des betreffenden Unter­
nehmens sind Unternehmen nach Anhang I, die dem Recht eines 
anderen Mitgliedstaats als dem Mitgliedstaat des betroffenen Unter­
nehmens unterliegen, und keines dieser Unternehmen hat den Ab­
schluss des betreffenden Unternehmens mit seinem eigenen Ab­
schluss veröffentlicht; 

b) alle unbeschränkt haftenden Gesellschafter des betreffenden Unter­
nehmens sind Unternehmen, welche nicht dem Recht eines Mitglied­
staats unterliegen, deren Rechtsform jedoch den Rechtsformen im 
Sinne der Richtlinie 2009/101/EG vergleichbar ist. 

Ausfertigungen des Abschlusses müssen auf Antrag erhältlich sein. Das 
dafür berechnete Entgelt darf die Verwaltungskosten nicht übersteigen. 

(3) Absatz 1 gilt für konsolidierte Abschlüsse und konsolidierte La­
geberichte. 

Sofern jedoch das Unternehmen, das den konsolidierten Abschluss auf­
stellt, in einer der in Anhang II genannten Rechtsformen organisiert ist 
und in Bezug auf die in Absatz 1 genannten Unterlagen nach dem Recht 
seines Mitgliedstaats nicht verpflichtet ist, diese in derselben Weise, wie 
in Artikel 3 der Richtlinie 2009/101/EG vorgeschrieben, offenzulegen, 
muss es diese Unterlagen zumindest an seinem Sitz zur Einsichtnahme 
für jedermann bereithalten und auf Antrag Ausfertigungen der Unterla­
gen bereitstellen, wobei das dafür berechnete Entgelt die Verwaltungs­
kosten nicht übersteigen darf. 

Artikel 31 

Vereinfachungen für kleine und mittlere Unternehmen 

(1) Die Mitgliedstaaten können kleine Unternehmen von der Pflicht 
zur Offenlegung ihrer Gewinn- und Verlustrechnung sowie ihrer La­
geberichte ausnehmen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass mittlere Unternehmen 
Folgendes offenlegen: 

a) einer verkürzten Bilanz, welche nur die in den Anhängen III und IV 
vorgesehenen mit Buchstaben und römischen Zahlen bezeichneten 
Posten enthält, wobei entweder in der Bilanz oder im Anhang ge­
sondert anzugeben sind: 

▼M4
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i) die Posten C. I. 3, C. II. 1, 2, 3 und 4, C. III. 1, 2, 3 und 4, D. II. 
2, 3 und 6 und D. III. 1 und 2 unter „Aktiva“ und C.1, 2, 6, 7 
und 9 unter „Passiva“ des Anhangs III, 

ii) die Posten C. I. 3, C.II.1, 2, 3 und 4, C. III. 1, 2, 3 und 4, D. II. 
2, 3 und 6, D. III. 1 und 2, F. 1, 2, 6, 7 und 9 sowie I. 1, 2, 6, 7 
und 9 des Anhangs IV, 

iii) die bei den Posten D. II unter „Aktiva“ und C unter „Passiva“ 
des Anhangs III in Klammern verlangten Angaben, jedoch zu­
sammengefasst für alle betreffenden Posten und gesondert für die 
Posten D. II. 2 und 3 unter „Aktiva“ sowie C. 1, 2, 6, 7 und 9 
unter „Passiva“, 

iv) die bei dem Posten D. II des Anhangs IV in Klammern ver­
langten Angaben, jedoch zusammengefasst für alle betreffenden 
Posten und gesondert für die Posten D. II. 2 und 3; 

b) einem verkürzten Anhang zum Abschluss ohne die in Artikel 17 
Absatz 1 Buchstaben f und j geforderten Angaben. 

Dieser Absatz berührt nicht die Bestimmungen des Artikels 30 Absatz 1 
hinsichtlich der Gewinn- und Verlustrechnung, des Lageberichts sowie 
des Prüfungsurteils des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft. 

Artikel 32 

Sonstige Offenlegungspflichten 

(1) Jede vollständige Veröffentlichung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts wird in der Form und mit dem Wortlaut wiedergegeben, 
auf deren Grundlage der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft 
sein bzw. ihr Prüfungsurteil erstellt hat. Der Bestätigungsvermerk wird 
im vollen Wortlaut beigefügt. 

(2) Bei nicht vollständiger Veröffentlichung des Jahresabschlusses 
wird in der verkürzten Fassung dieses Abschlusses, der kein Bestäti­
gungsvermerk beigefügt wird, 

a) darauf hingewiesen, dass die offengelegte Fassung verkürzt ist; 

b) auf das Register Bezug genommen, bei dem der Abschluss nach 
Artikel 3 der Richtlinie 2009/101/EG hinterlegt wurde, oder falls 
der Abschluss noch nicht hinterlegt ist, auf diesen Umstand hinge­
wiesen; 

c) angegeben, ob der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft 
einen uneingeschränkten oder einen eingeschränkten Bestätigungs­
vermerk erteilt oder aber ein negatives Prüfungsurteil abgegeben 
hat oder ob der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft nicht 
in der Lage war, ein Prüfungsurteil abzugeben; 

d) angegeben, ob der Bestätigungsvermerk auf Umstände verweist, auf 
die der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft in besonderer 
Weise aufmerksam gemacht hat, ohne den Bestätigungsvermerk ein­
zuschränken. 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 60 

Artikel 33 

Pflicht und Haftung hinsichtlich der Aufstellung und der 
Offenlegung des Abschlusses und des Lageberichts 

▼M4 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Mitglieder der Ver­
waltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane eines Unternehmens im Rah­
men der ihnen durch einzelstaatliche Rechtsvorschriften übertragenen 
Zuständigkeiten die gemeinsame Aufgabe haben, sicherzustellen, dass 
die folgenden Dokumente im Einklang mit den Anforderungen dieser 
Richtlinie und gegebenenfalls mit den gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 angenommenen internationalen Rechnungslegungsstan­
dards, mit der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815, mit den Stan­
dards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 29b oder 
Artikel 29c dieser Richtlinie und mit den Anforderungen des Arti­
kels 29d dieser Richtlinie aufgestellt und offengelegt werden: 

a) der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erklärung zur Unter­
nehmensführung, wenn sie gesondert abgegeben wird; und 

b) der konsolidierte Abschluss, der konsolidierte Lagebericht und die 
konsolidierte Erklärung zur Unternehmensführung, wenn sie geson­
dert abgegeben wird. 

▼B 
(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Bestimmungen ihrer 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Haftung auf die Mitglie­
der der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der Unternehmen 
Anwendung finden, zumindest was die Haftung gegenüber dem Unter­
nehmen wegen Verletzung der in Absatz 1 genannten Pflichten betrifft. 

▼M5 

Artikel 33a 

Zugänglichkeit von Informationen im zentralen europäischen 
Zugangsportal 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen ab dem 10. Januar 2028 sicher, dass 
die in den Artikeln 19a, 29a und 40a dieser Richtlinie genannten Un­
ternehmen den Lagebericht und den konsolidierten Lagebericht — beide 
einschließlich der gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) 2020/852 er­
forderlichen Informationen — sowie den Jahresabschluss, den konsoli­
dierten Abschluss, den Bestätigungsvermerk, den Prüfungsvermerk, die 
Nachhaltigkeitsberichte betreffend Drittlandunternehmen und das ent­
sprechende Bestätigungsurteil, die in Artikel 40a Absatz 2 Unterabsatz 4 
dieser Richtlinie genannte Erklärung, den Bericht über Zahlungen an 
staatliche Stellen und den konsolidierten Bericht über Zahlungen an 
staatliche Stellen gemäß den Artikeln 30, 40d und 45 dieser Richtlinie 
gleichzeitig mit der Veröffentlichung der in Absatz 4 dieses Artikels 
genannten Sammelstelle übermitteln, um diese Informationen im zen­
tralen europäischen Zugangsportal (European Single Access Point, 
ESAP), das gemäß der Verordnung (EU) 2023/2859 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) eingerichtet wird, zugänglich zu machen. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) 2023/2859 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 2023 zur Einrichtung eines zentralen europäischen Zu­
gangsportals für den zentralisierten Zugriff auf öffentlich verfügbare, für 
Finanzdienstleistungen, Kapitalmärkte und Nachhaltigkeit relevante Informa­
tionen (ABl. L, 2023/2859, 20.12.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/ 
2023/2859/oj).
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Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Informationen die 
nachstehenden Anforderungen erfüllen: 

a) Sie werden in einem datenextrahierbaren Format im Sinne von Ar­
tikel 2 Nummer 3 der Verordnung (EU) 2023/2859 oder, sofern nach 
Unionsrecht oder nationalem Recht vorgeschrieben, in einem ma­
schinenlesbaren Format gemäß Artikel 2 Nummer 4 der genannten 
Verordnung übermittelt; 

b) sie enthalten die folgenden Metadaten: 

i) alle Namen des Unternehmens, auf das sich die Informationen 
beziehen, und, wenn es sich bei dem Bericht erstattenden Unter­
nehmen um ein befreites Tochterunternehmen im Sinne von Ar­
tikel 29a Absatz 4 Unterabsatz 2 handelt, den Namen des Mut­
terunternehmens, das auf Gruppenebene Bericht erstattet; 

ii) die Rechtsträgerkennung des Unternehmens sowie — wenn es 
sich bei dem Bericht erstattenden Unternehmen um ein befreites 
Tochterunternehmen im Sinne von Artikel 29a Absatz 4 Unter­
absatz 2 handelt —, soweit verfügbar, die Rechtsträgerkennung 
des Mutterunternehmens, das auf Gruppenebene Bericht erstattet, 
gemäß Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) 2023/2859; 

iii) die Größenklasse des Unternehmens gemäß Artikel 7 Absatz 4 
Buchstabe d der genannten Verordnung; 

iv) den Wirtschaftszweig bzw. die Wirtschaftszweige der wirtschaft­
lichen Tätigkeiten des Unternehmens gemäß Artikel 7 Absatz 4 
Buchstabe e der genannten Verordnung; 

v) die Art der Informationen gemäß der Einstufung in Artikel 7 
Absatz 4 Buchstabe c der genannten Verordnung; 

vi) eine Angabe, ob die Informationen personenbezogene Daten ent­
halten. 

(2) Hat ein Unternehmen die in Absatz 1 dieses Artikels genannten 
Informationen einem amtlich bestellten System gemäß Artikel 23a der 
Richtlinie 2004/109/EG übermittelt, um diese Informationen über das 
ESAP zugänglich zu machen, so gelten die Verpflichtungen des Unter­
nehmens gemäß Absatz 1 dieses Artikels als erfüllt, sofern diese Infor­
mationen alle in Absatz 1 dieses Artikels festgelegten Anforderungen an 
Metadaten erfüllen. 

(3) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass sich Unternehmen eine Rechtsträgerkennung 
ausstellen lassen. 

▼M5
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(4) Damit die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Informationen 
im ESAP zugänglich gemacht werden, benennen die Mitgliedstaaten bis 
zum 9. Januar 2028 mindestens eine Sammelstelle im Sinne von Ar­
tikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2023/2859 und teilen dies der 
ESMA mit. 

(5) Um die effiziente Sammlung und Verwaltung der gemäß Absatz 1 
übermittelten Informationen sicherzustellen, wird der Kommission die 
Befugnis übertragen, Durchführungsmaßnahmen zu erlassen, um Fol­
gendes festzulegen: 

a) etwaige sonstige Metadaten, die den Informationen beigefügt wer­
den; 

b) die Strukturierung der Daten in den Informationen; 

c) für welche Informationen ein maschinenlesbares Format erforderlich 
und welches maschinenlesbare Format in solchen Fällen zu verwen­
den ist. 

(6) Erforderlichenfalls erlässt die Kommission Leitlinien, um sicher­
zustellen, dass die gemäß Absatz 5 Buchstabe a übermittelten Metadaten 
korrekt sind. 

▼B 

KAPITEL 8 

▼M4 
ABSCHLUSSPRÜFUNG UND BESTÄTIGUNG DER 

NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTAT TUNG 

▼B 

Artikel 34 

Allgemeine Anforderungen 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Abschlüsse von Un­
ternehmen von öffentlichem Interesse, mittleren und großen Unterneh­
men von einem oder mehreren Abschlussprüfern oder einer oder meh­
reren Prüfungsgesellschaften geprüft werden, die von den Mitgliedstaa­
ten zur Durchführung von Abschlussprüfungen auf der Grundlage der 
Richtlinie 2006/43/EG zugelassen worden sind. 

Der/die Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft(en) hat/haben 
ferner 

a) ein Urteil darüber abzugeben, 

i) ob der Lagebericht mit dem Abschluss des betreffenden Ge­
schäftsjahres in Einklang steht und 

▼M4 
ii) ob der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderun­

gen, ausgenommen der Anforderungen an die Nachhaltigkeits­
berichterstattung nach Artikel 19a dieser Richtlinie, aufgestellt 
wurde; 

▼M5



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 63 

aa) gegebenenfalls ein Urteil auf der Grundlage eines Auftrags zur Er­
langung begrenzter Prüfungssicherheit darüber abzugeben, ob die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung mit den Anforderungen dieser 
Richtlinie übereinstimmt, einschließlich der Frage, ob die Nachhal­
tigkeitsberichterstattung mit den nach Artikel 29b oder Artikel 29c 
angenommenen Standards für die Berichterstattung übereinstimmt, 
und über das vom Unternehmen durchgeführte Verfahren zur Er­
mittlung von Informationen, über die nach diesen Standards für die 
Berichterstattung Bericht zu erstatten ist, ob die Anforderung zur 
Auszeichnung der Nachhaltigkeitsberichterstattung im Einklang mit 
Artikel 29d eingehalten wird und ob die Anforderungen an die 
Berichterstattung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) 2020/852 
eingehalten werden; 

▼B 
b) zu erklären, ob im Lichte der bei der Prüfung gewonnenen Erkennt­

nisse und des gewonnenen Verständnisses über das Unternehmen 
und sein Umfeld wesentliche fehlerhafte Angaben im Lagebericht 
festgestellt wurden, wobei auf die Art dieser fehlerhaften Angaben 
einzugehen ist. 

(2) Absatz 1 Unterabsatz 1 findet sinngemäß auf konsolidierte Ab­
schlüsse Anwendung. Absatz 1 Unterabsatz 2 findet sinngemäß auf 
konsolidierte Abschlüsse und konsolidierte Lageberichte Anwendung. 

▼M4 
(3) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass ein anderer Abschluss­
prüfer oder eine andere Prüfungsgesellschaft als der- oder diejenige(n), 
die die Abschlussprüfung durchführen, das Urteil nach Absatz 1 Unter­
absatz 2 Buchstabe aa abgibt. 

(4) Die Mitgliedstaaten können einem in ihrem Hoheitsgebiet nieder­
gelassenen unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen gestat­
ten, das Urteil nach Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa abzugeben, 
sofern dieser unabhängige Erbringer von Bestätigungsleistungen Anfor­
derungen unterliegt, die den in der Richtlinie 2006/43/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) festgelegten Anforderungen hinsicht­
lich der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 22 der genannten Richtlinie gleichwertig sind, ins­
besondere die Anforderungen an Folgendes: 

a) Ausbildung und Eignungsprüfung, um sicherzustellen, dass unabhän­
gige Erbringer von Bestätigungsleistungen das erforderliche Fach­
wissen auf dem Gebiet der Nachhaltigkeitsberichterstattung und de­
ren Bestätigung erwerben; 

b) kontinuierliche Fortbildung; 

c) Qualitätssicherungssysteme; 

d) Berufsgrundsätze, Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Verschwiegen­
heit und Berufsgeheimnis; 

▼M4 

( 1 ) Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Mai 2006 über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsoli­
dierten Abschlüssen, zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG 
und 83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG 
des Rates (ABl. L 157 vom 9.6.2006, S. 87).
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e) Bestellung und Abberufung; 

f) Untersuchungen und Sanktionen; 

g) die Organisation der Arbeit des unabhängigen Erbringers von Bestä­
tigungsleistungen, insbesondere im Hinblick auf notwendige Mittel 
und Personal sowie die Führung von Mandantendateien und Akten, 
und 

h) die Meldung von Unregelmäßigkeiten. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Urteil in Fällen, in denen es 
nach Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa von einem unabhängigen 
Erbringer von Bestätigungsleistungen abgegeben wird, gemäß den Ar­
tikeln 26a, 27a und 28a der Richtlinie 2006/43/EG erstellt wird und 
dass der Prüfungsausschuss oder ein gesonderter Ausschuss gegebenen­
falls die Unabhängigkeit des unabhängigen Erbringers von Bestäti­
gungsleistungen gemäß Artikel 39 Absatz 6 Buchstabe e der Richtlinie 
2006/43/EG überprüft und überwacht. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass unabhängige Erbringer von Be­
stätigungsleistungen, die vor dem 1. Januar 2024 gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 765/2008 für die Bestätigung der Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung akkreditiert wurden, nicht den Ausbildungs- und Prüfungs­
anforderungen nach Unterabsatz 1 Buchstabe a des vorliegenden Ab­
satzes unterliegen. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass unabhängige Erbringer von Be­
stätigungsleistungen, die am 1. Januar 2024 gemäß den einschlägigen 
einzelstaatlichen Anforderungen das Akkreditierungsverfahren durchlau­
fen, im Hinblick auf die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstat­
tung nicht den Ausbildungs- und Prüfungsanforderungen nach Unter­
absatz 1 Buchstabe a unterliegen, sofern sie dieses Verfahren bis zum 
1. Januar 2026 abschließen. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in den Unterabsätzen 3 und 4 
genannten unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen im Rah­
men der Weiterbildungsanforderung nach Unterabsatz 1 Buchstabe b die 
erforderlichen Kenntnisse auf dem Gebiet der Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung und deren Bestätigung erwerben. 

Beschließt ein Mitgliedstaat gemäß Unterabsatz 1, einem unabhängigen 
Erbringer von Bestätigungsleistungen die Abgabe des Urteils nach Ab­
satz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa zu gestatten, so gestattet er dies auch 
einem anderen Abschlussprüfer als demjenigen, der die Abschlussprü­
fung durchführt, wie in Absatz 3 vorgesehen. 

(5) Ab dem 6. Januar 2027 gestattet ein Mitgliedstaat, der von der 
Möglichkeit nach Absatz 4 Gebrauch gemacht hat (im Folgenden „Auf­
nahmemitgliedstaat“), es unabhängigen Erbringern von Bestätigungsleis­
tungen, die in einem anderen Mitgliedstaat (im Folgenden „Herkunfts­
mitgliedstaat“) niedergelassen sind, die Bestätigung der Nachhaltigkeits­
berichterstattung vorzunehmen. 

Der Herkunftsmitgliedstaat ist für die Beaufsichtigung der in seinem 
Hoheitsgebiet niedergelassenen unabhängigen Erbringer von Bestäti­
gungsleistungen zuständig, es sei denn, der Aufnahmemitgliedstaat ent­
scheidet, die von unabhängigen Erbringern von Bestätigungsleistungen 
in seinem Hoheitsgebiet durchgeführten Bestätigung der Nachhaltig­
keitsberichterstattung zu beaufsichtigen. 
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Beschließt der Aufnahmemitgliedstaat, die Bestätigung der Nachhaltig­
keitsberichterstattung, die in seinem Hoheitsgebiet von unabhängigen 
Erbringern von Bestätigungsleistungen durchgeführt wird, die in einem 
anderen Mitgliedstaat registriert sind, zu beaufsichtigen, so gilt für den 
Aufnahmemitgliedstaat Folgendes: 

a) Er darf für derartige unabhängige Erbringer von Bestätigungsleistun­
gen keine strengeren Anforderungen oder keine umfassendere Haf­
tung vorsehen als sie nach einzelstaatlichem Recht für die Bestäti­
gung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von den unabhängigen Er­
bringern von Bestätigungsleistungen oder Abschlussprüfern verlangt 
werden, die in diesem Aufnahmemitgliedstaat niedergelassen sind; 
und 

b) er muss die anderen Mitgliedstaaten von seinem Beschluss in Kennt­
nis setzen, die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung, die 
von unabhängigen Erbringern von Bestätigungsleistungen durch­
geführt wird, die in anderen Mitgliedstaaten niedergelassen sind, 
zu beaufsichtigen. 

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in Fällen, in denen ein 
Unternehmen nach dem Unionsrecht verpflichtet ist, Teile seiner Nach­
haltigkeitsberichterstattung durch eine akkreditierte unabhängige dritte 
Partei überprüfen zu lassen, der Bericht der akkreditierten unabhängigen 
dritten Partei entweder als Anlage zum Lagebericht oder auf andere 
öffentlich zugängliche Weise bereitgestellt wird. 

▼B 

Artikel 35 

Änderung der Richtlinie 2006/43/EG hinsichtlich des 
Bestätigungsvermerks 

Artikel 28 der Richtlinie 2006/43/EG erhält folgende Fassung: 

„Artikel 28 

Bestätigungsvermerk 

(1) Der Bestätigungsvermerk umfasst: 

a) eine Einleitung, die zumindest angibt, welcher Abschluss Ge­
genstand der gesetzlichen Abschlussprüfung ist und nach wel­
chen Rechnungslegungsgrundsätzen er aufgestellt wurde; 

b) eine Beschreibung der Art und des Umfangs der gesetzlichen 
Abschlussprüfung, die zumindest Angaben über die Prüfungs­
grundsätze enthält, nach denen die Prüfung durchgeführt wurde; 

c) ein Prüfungsurteil, das entweder als uneingeschränkter oder als 
eingeschränkter Bestätigungsvermerk oder als negatives Prü­
fungsurteil erteilt wird und zweifelsfrei Auskunft darüber gibt, 
ob nach Auffassung des Abschlussprüfers 

i) der Jahresabschluss im Einklang mit den jeweils maßgeben­
den Rechnungslegungsgrundsätzen ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt und 

ii) gegebenenfalls, ob er den gesetzlichen Vorschriften ent­
spricht. 

Ist der Abschlussprüfer nicht in der Lage, ein Prüfungsurteil 
abzugeben, wird dieses verweigert; 

d) einen Hinweis auf alle Umstände, auf die der Abschlussprüfer in 
besonderer Weise aufmerksam macht, ohne den Bestätigungs­
vermerk einzuschränken; 
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e) das Urteil und die Erklärung nach Artikel 34 Absatz 1 Unter­
absatz 2 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahres­
abschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene 
Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur 
Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 
78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (*). 

(2) Der Bestätigungsvermerk ist vom Abschlussprüfer unter An­
gabe des Datums zu unterzeichnen. Wird eine Abschlussprüfung 
von einer Prüfungsgesellschaft durchgeführt, so wird der Bestäti­
gungsvermerk zumindest von dem (den) Abschlussprüfer(n), wel­
che(r) die Abschlussprüfung für die Prüfungsgesellschaft durch­
geführt hat bzw. haben, unterzeichnet. Unter besonderen Umstän­
den können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass diese Unter­
schrift(en) nicht öffentlich bekannt gemacht zu werden braucht 
bzw. brauchen, weil eine solche Offenlegung zu einer absehbaren 
und ernst zu nehmenden Gefahr für die persönliche Sicherheit einer 
Person führen würde. In jedem Fall müssen die jeweiligen zustän­
digen Behörden die Namen der beteiligten Personen kennen. 

(3) Der Bestätigungsvermerk zum konsolidierten Abschluss hat 
den Anforderungen der Absätze 1 und 2 zu genügen. Bei der 
Beurteilung des Einklangs zwischen dem Lagebericht und dem 
Abschluss nach Absatz 1 Buchstabe e hat der Abschlussprüfer 
bzw. die Prüfungsgesellschaft den konsolidierten Abschluss und 
den konsolidierten Lagebericht zu berücksichtigen. Wird der Jah­
resabschluss des Mutterunternehmens dem konsolidierten Ab­
schluss beigefügt, so können die nach diesem Artikel erforderlichen 
Bestätigungsvermerke kombiniert werden." 

___________ 
(*) ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19.“ 

KAPITEL 9 

VORSCHRIFTEN ÜBER BEFREIUNGEN UND EINSCHRÄNKUNGEN 
DER BEFREIUNGEN 

Artikel 36 

Befreiung für Kleinstunternehmen 

(1) Die Mitgliedstaaten können Kleinstunternehmen von einer oder 
allen der nachstehend aufgeführten Pflichten befreien: 

a) Verpflichtung, die Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite 
und die Rechnungsabgrenzungsposten auf der Passivseite auszuwei­
sen. Macht ein Mitgliedstaat von dieser Möglichkeit Gebrauch, so 
darf er den betreffenden Unternehmen gestatten, lediglich im Hin­
blick auf sonstige Aufwendungen gemäß Absatz 2 Buchstabe b Zif­
fer vi dieses Artikels von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d hinsicht­
lich der Berücksichtigung von Rechnungsabgrenzungsposten auf der 
Aktivseite und Rechnungsabgrenzungsposten auf der Passivseite ab­
zuweichen, sofern dies im Anhang oder gemäß Buchstabe c des 
vorliegenden Absatzes unter der Bilanz ausgewiesen wird; 

b) Verpflichtung, einen Anhang zum Abschluss gemäß Artikel 16 zu 
erstellen, sofern die nach Artikel 16 Absatz 1 Buchstaben d und e 
der vorliegenden Richtlinie und Artikel 24 Absatz 2 der Richtlinie 
2012/30/EU geforderten Angaben unter der Bilanz ausgewiesen wer­
den; 
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c) Verpflichtung, einen Lagebericht gemäß Kapitel 5 zu erstellen, so­
fern die nach Artikel 24 Absatz 2 der Richtlinie 2012/30/EU gefor­
derten Angaben im Anhang oder gemäß Buchstabe c des vorliegen­
den Absatzes unter der Bilanz ausgewiesen werden; 

d) Verpflichtung, Jahresabschlüsse gemäß Kapitel 7 der vorliegenden 
Richtlinie offenzulegen, sofern die in der Bilanz enthaltenen Infor­
mationen im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
bei mindestens einer von dem betreffenden Mitgliedstaat benannten 
zuständigen Behörde ordnungsgemäß hinterlegt werden. Handelt es 
sich bei der zuständigen Behörde nicht um das zentrale Register oder 
das Handels- oder Gesellschaftsregister nach Artikel 3 Absatz 1 der 
Richtlinie 2009/101/EG, so hat die zuständige Behörde die bei ihr 
hinterlegten Informationen dem Register zu übermitteln. 

(2) Die Mitgliedstaaten können Kleinstunternehmen gestatten, 

a) nur eine verkürzte Bilanz aufzustellen, in der zumindest die in den 
Anhängen III oder IV mit Buchstaben bezeichneten Posten, soweit 
einschlägig, gesondert ausgewiesen werden. Bei Anwendung von 
Absatz 1 Buchstabe a werden die Posten D der „Aktiva“ und E 
der „Passiva“ in Anhang III bzw. die Posten E und K in Anhang 
IV aus der Bilanz ausgeklammert; 

b) nur eine verkürzte Gewinn- und Verlustrechnung zu erstellen, in der 
zumindest folgende Posten, soweit einschlägig, gesondert ausgewie­
sen werden: 

i) Nettoumsatzerlös, 

ii) sonstige Erträge, 

iii) Materialaufwand, 

iv) Personalaufwand, 

v) Wertberichtigungen, 

vi) sonstige Aufwendungen, 

vii) Steuern, 

viii) Ergebnis. 

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen die Anwendung von Artikel 8 auf 
Kleinstunternehmen, die Gebrauch von einer Befreiung nach den Ab­
sätzen 1 und 2 dieses Artikels machen, weder gestatten noch vorschrei­
ben. 

(4) Bei Kleinstunternehmen wird davon ausgegangen, dass der ge­
mäß den Absätzen 1, 2 und 3 dieses Artikels erstellte Jahresabschluss 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild gemäß Artikel 4 
Absatz 3 vermittelt; infolgedessen findet Artikel 4 Absatz 4 auf der­
artige Jahresabschlüsse keine Anwendung. 
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(5) Findet Absatz 1 Buchstabe a dieses Artikels Anwendung, so setzt 
sich die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a bezeichnete Bilanzsumme 
aus dem Wert der Posten A bis D unter „Aktiva“ in Anhang III oder der 
Posten A bis D in Anhang IV zusammen. 

(6) Unbeschadet dieses Artikels stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass Kleinstunternehmen im Übrigen als kleine Unternehmen angesehen 
werden. 

(7) Die Mitgliedstaaten gewähren die in den Absätzen 1, 2 und 3 
dargelegten Ausnahmen weder Investmentgesellschaften noch Betei­
ligungsgesellschaften. 

(8) Die Mitgliedstaaten, die zum 19 Juli 2013 Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften im Einklang mit der Richtlinie 2012/6/EU des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 zur Änderung 
der Richtlinie 78/660/EWG des Rates über den Jahresabschluss von 
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen hinsichtlich Kleinstbetrie­
ben ( 1 ) in Kraft gesetzt haben, können bei der Anwendung von Arti­
kel 53 Absatz 1 Satz 1 von den Anforderungen nach Artikel 3 Absatz 9 
hinsichtlich der Umrechnung der Höchstbeträge nach Artikel 3 Absatz 1 
a in die nationale Währung ausgenommen werden. 

(9) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss spätestens bis 
20 Juli 2018 einen Bericht über die Lage der Kleinstunternehmen vor 
und berücksichtigt dabei vor allem die Lage auf nationaler Ebene im 
Hinblick auf die Anzahl der Unternehmen, die unter die Größenkriterien 
fallen, und die Verringerung des Verwaltungsaufwands infolge der Be­
freiung von der Offenlegungspflicht. 

Artikel 37 

Befreiung für Tochterunternehmen 

Ungeachtet der Richtlinien 2009/101/EG und 2012/30/EU brauchen die 
Mitgliedstaaten die Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie über den 
Inhalt, die Prüfung und die Offenlegung des Jahresabschlusses sowie 
den Lagebericht nicht auf Unternehmen anwenden, die ihrem Recht 
unterliegen und Tochterunternehmen sind, sofern folgende Vorausset­
zungen erfüllt sind: 

(1) das Mutterunternehmen unterliegt dem Recht eines Mitgliedstaats; 

(2) alle Aktionäre oder Gesellschafter des Tochterunternehmens haben 
sich in Bezug auf jedes Geschäftsjahr, in dem die Befreiung An­
wendung findet, mit der bezeichneten Befreiung einverstanden er­
klärt; 

(3) das Mutterunternehmen hat sich bereit erklärt, für die von dem 
Tochterunternehmen eingegangenen Verpflichtungen einzustehen; 

(4) die Erklärungen nach den Nummern 2 und 3 dieses Artikels sind 
nach den in den Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten 
vorgesehenen Verfahren gemäß Kapitel 2 der Richtlinie 
2009/101/EWG offenzulegen; 
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(5) das Tochterunternehmen ist in den von dem Mutterunternehmen 
nach dieser Richtlinie aufgestellten konsolidierten Abschluss ein­
bezogen; 

(6) die Befreiung wird im Anhang des vom Mutterunternehmen auf­
gestellten konsolidierten Abschlusses angegeben, und 

(7) der konsolidierte Abschluss nach Nummer 5 dieses Artikels, der 
konsolidierte Lagebericht sowie der Bestätigungsvermerk sind für 
das Tochterunternehmen nach den in den Rechtsvorschriften der 
einzelnen Mitgliedstaaten vorgesehenen Verfahren gemäß Kapitel 
2 der Richtlinie 2009/101/EG offenzulegen. 

Artikel 38 

Unternehmen, die unbeschränkt haftende Gesellschafter anderer 
Unternehmen sind 

(1) Die Mitgliedstaaten können von in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe 
a genannten Unternehmen, die unter ihr Recht fallen und unbeschränkt 
haftende Gesellschafter eines in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b ge­
nannten Unternehmens („betreffendes Unternehmen“) sind, verlangen, 
den Abschluss des betreffenden Unternehmens zusammen mit dem ei­
genen Abschluss gemäß dieser Richtlinie aufzustellen, zu prüfen und 
offenzulegen; in diesem Fall gelten die Anforderungen dieser Richtlinie 
nicht für das betreffende Unternehmen. 

(2) Die Mitgliedstaaten brauchen die Bestimmungen dieser Richtlinie 
nicht auf das betreffende Unternehmen anzuwenden, sofern 

a) der Abschluss des betreffenden Unternehmens gemäß den Bestim­
mungen dieser Richtlinie von einem Unternehmen aufgestellt, ge­
prüft und offengelegt wird, das 

i) unbeschränkt haftender Gesellschafter des betreffenden Unterneh­
mens ist und 

ii) dem Recht eines anderen Mitgliedstaats unterliegt; 

b) das betreffende Unternehmen in einen konsolidierten Abschluss ein­
bezogen ist, der im Einklang mit dieser Richtlinie aufgestellt, geprüft 
und offengelegt wird von 

i) einem unbeschränkt haftenden Gesellschafter oder 

ii) einem Mutterunternehmen, das dem Recht eines Mitgliedstaats 
unterliegt, sofern das betreffende Unternehmen in den konsoli­
dierten Abschluss einer größeren Gesamtheit von Unternehmen 
einbezogen ist, der im Einklang mit dieser Richtlinie aufgestellt, 
geprüft und offengelegt wird. Die Befreiung wird im Anhang 
zum konsolidierten Abschluss angegeben. 

(3) In den in Absatz 2 genannten Fällen nennt das betreffende Un­
ternehmen auf Anfrage den Namen des den Abschluss offenlegenden 
Unternehmens. 
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Artikel 39 

Befreiung von der Gewinn- und Verlustrechnung für 
Mutterunternehmen, die einen konsolidierten Abschluss aufstellen 

Die Mitgliedstaaten brauchen die Bestimmungen dieser Richtlinie über 
die Prüfung und Offenlegung der Gewinn- und Verlustrechnung nicht 
auf Unternehmen anzuwenden, die ihrem Recht unterliegen und Mutter­
unternehmen sind, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Das Mutterunternehmen stellt einen konsolidierten Abschluss gemäß 
dieser Richtlinie auf und ist in den konsolidierten Abschluss ein­
bezogen; 

2. die Befreiung wird im Anhang des vom Mutterunternehmen auf­
gestellten Jahresabschlusses angegeben; 

3. die Befreiung wird im Anhang des vom Mutterunternehmen auf­
gestellten konsolidierten Abschlusses angegeben, und 

4. das gemäß dieser Richtlinie ermittelte Ergebnis des Geschäftsjahres 
des Mutterunternehmens wird seiner Bilanz ausgewiesen. 

Artikel 40 

Einschränkung der Befreiungen für Unternehmen von öffentlichem 
Interesse 

Sofern in dieser Richtlinie nicht ausdrücklich vorgesehen, gewähren die 
Mitgliedstaaten Unternehmen von öffentlichem Interesse keine der Ver­
einfachungen und Befreiungen im Sinne dieser Richtlinie. Ein Unter­
nehmen von öffentlichem Interesse wird unabhängig von seinen Net­
toumsatzerlösen, seiner Bilanzsumme oder der durchschnittlichen Zahl 
der der während des Geschäftsjahrs Beschäftigten als großes Unterneh­
men behandelt. 

▼M4 

KAPITEL 9a 

BERICHTERSTATTUNG BETREFFEND DRITTLANDUNTERNEHMEN 

Artikel 40a 

Nachhaltigkeitsberichte betreffend Drittlandunternehmen 

(1) Ein Mitgliedstaat schreibt vor, dass ein in seinem Hoheitsgebiet 
niedergelassenes Tochterunternehmen, dessen oberstes Mutterunterneh­
men dem Recht eines Drittlandes unterliegt, einen Nachhaltigkeits­
bericht offengelegt und zugänglich macht, der die in Artikel 29a Ab­
satz 2 Buchstabe a Ziffern iii bis v, Buchstaben b bis f und gegebe­
nenfalls Buchstabe h aufgeführten Informationen auf Gruppenebene die­
ses obersten Drittland-Mutterunternehmens enthält. 
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Unterabsatz 1 gilt nur für große Tochterunternehmen sowie für kleine 
und mittlere Tochterunternehmen – mit Ausnahme von Kleinstunterneh­
men –, die Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Ar­
tikel 2 Nummer 1 Buchstabe a sind. 

Ein Mitgliedstaat schreibt vor, dass eine in seinem Hoheitsgebiet ansäs­
sige Zweigniederlassung, die eine Zweigniederlassung eines dem Recht 
eines Drittlands unterliegenden Unternehmens ist, das entweder nicht 
Teil einer Gruppe ist oder auf oberster Ebene von einem Unternehmen 
gehalten wird, das nach dem Recht eines Drittlands geschaffen wurde, 
einen Nachhaltigkeitsbericht offenlegt und zugänglich macht, der die in 
Artikel 29a Absatz 2 Buchstabe a Ziffern iii bis v, Buchstaben b bis f 
und gegebenenfalls Buchstabe h aufgeführten Informationen auf Grup­
penebene oder, falls dies nicht zutrifft, auf Einzelebene des Drittland­
unternehmens enthält. 

Die in Unterabsatz 3 genannte Vorschrift gilt für eine Zweigniederlas­
sung nur, wenn das Drittlandunternehmen kein Tochterunternehmen im 
Sinne von Unterabsatz 1 hat und die Zweigniederlassung im voran­
gegangenen Geschäftsjahr Nettoumsatzerlöse von mehr als 40 Mio. EUR 
erzielt hat. 

Die Unterabsätze 1 und 3 gelten nur für die in diesen Unterabsätzen 
genannten Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen, wenn das 
Drittlandunternehmen auf konsolidierter Ebene oder, falls dies nicht 
zutrifft, auf Gruppenebene in den beiden letzten aufeinander folgenden 
Geschäftsjahren in der Union Nettoumsatzerlöse von jeweils mehr als 
150 Mio. EUR erzielt hat. 

Die Mitgliedstaaten können von den in den Unterabsätzen 1 und 3 
genannten Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen verlangen, 
dass sie ihnen Angaben über die von den Drittlandunternehmen in ihrem 
Gebiet und in der Union erzielten Nettoumsatzerlöse übermitteln. 

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der von dem Tochter­
unternehmen oder der Zweigniederlassung gemäß Absatz 1 übermittelte 
Nachhaltigkeitsbericht im Einklang mit den gemäß Artikel 40b an­
genommenen Standards erstellt wird. 

Abweichend von Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes kann der in 
Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte Nachhaltigkeitsbericht ge­
mäß den nach Artikel 29b erlassenen Standards für die Nachhaltigkeits­
berichterstattung oder in einer Weise erstellt werden, die diesen Stan­
dards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in 
einem gemäß Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 
2004/109/EG erlassenen Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertig­
keit der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt 
wurde. 

Wenn die in Unterabsatz 1 genannten Informationen, die für die Er­
stellung eines Nachhaltigkeitsberichts erforderlich sind, nicht vorliegen, 
fordert das in Absatz 1 genannte Tochterunternehmen oder die in Ab­
satz 1 des vorliegenden Absatzes genannte Zweigniederlassung das 
Drittlandunternehmen auf, ihnen alle erforderlichen Informationen zu 
übermitteln, damit sie in der Lage sind, ihren Verpflichtungen nach­
zukommen. 
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Falls nicht alle erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt wer­
den, erstellt das in Absatz 1 genannte Tochterunternehmen oder die in 
Absatz 1 genannte Zweigniederlassung den in Absatz 1 genannten 
Nachhaltigkeitsbericht und legt diesen offen, der alle in seinem bzw. 
ihrem Besitz befindlichen, erlangten oder erworbenen Informationen 
enthält, und gibt eine Erklärung ab, aus der hervorgeht, dass das Dritt­
landunternehmen die erforderlichen Informationen nicht bereitgestellt 
hat. 

(3) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der in Absatz 1 genannte 
Nachhaltigkeitsbericht zusammen mit einem Bestätigungsurteil offenge­
legt wird, das von einer oder mehreren Personen oder Gesellschaften 
abgegeben wurde, die nach dem einzelstaatlichen Recht, das für das 
Drittlandunternehmen oder für einen Mitgliedstaat gilt, zur Abgabe ei­
nes Urteils über die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
befugt ist bzw. sind. 

Falls das Drittlandunternehmen das Bestätigungsurteil gemäß Unter­
absatz 1 nicht zur Verfügung stellt, gibt das Tochterunternehmen oder 
die Zweigniederlassung eine Erklärung ab, aus der hervorgeht, dass das 
Drittlandunternehmen das erforderliche Bestätigungsurteil nicht bereit­
gestellt hat. 

(4) Die Mitgliedstaaten können die Kommission jährlich über die 
Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen von Drittlandunterneh­
men, die die Offenlegungspflicht nach Artikel 40d erfüllt haben, sowie 
über die Fälle unterrichten, in denen ein Bericht offengelegt wurde, das 
Tochterunternehmen oder die Zweigniederlassung jedoch gemäß Ab­
satz 2 Unterabsatz 4 des vorliegenden Artikels gehandelt hat. Die Kom­
mission macht auf ihrer Website eine Liste der Drittlandunternehmen, 
die einen Nachhaltigkeitsbericht offenlegen, öffentlich zugänglich. 

Artikel 40b 

Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für 
Drittlandunternehmen 

Die Kommission erlässt bis spätestens 30. Juni 2024 einen delegierten 
Rechtsakt gemäß Artikel 49 zur Ergänzung dieser Richtlinie, um Stan­
dards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für Drittlandsunternehmen 
festzulegen, durch die präzisiert wird, welche Angaben die in Artikel 40a 
genannten Nachhaltigkeitsberichte enthalten müssen. 

Artikel 40c 

Verantwortlichkeit für die Erstellung, Offenlegung und 
Zugänglichmachung der Nachhaltigkeitsberichte betreffend 

Drittlandunternehmen 

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die Zweigniederlassungen von Dritt­
landunternehmen die Verantwortung dafür tragen, nach bestem Wissen 
und Vermögen sicherzustellen, dass ihr Nachhaltigkeitsbericht gemäß 
Artikel 40a erstellt wird und dass dieser Bericht gemäß Artikel 40d 
offengelegt und zugänglich gemacht wird. 

▼M4
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Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die Mitglieder der Verwaltungs-, 
Leitungs- und Aufsichtsorgane der Tochterunternehmen nach Artikel 40a 
die gemeinsame Verantwortung dafür tragen, nach bestem Wissen und 
Vermögen sicherzustellen, dass ihr Nachhaltigkeitsbericht gemäß Arti­
kel 40a erstellt wird und dass dieser Bericht gemäß Artikel 40d offen­
gelegt und zugänglich gemacht wird. 

Artikel 40d 

Offenlegung 

(1) Die in Artikel 40a Absatz 1 der vorliegenden Richtlinie genann­
ten Tochterunternehmen und Zweigniederlassungen legen ihren Nach­
haltigkeitsbericht zusammen mit dem Bestätigungsurteil und gegebenen­
falls der in Artikel 40a Absatz 2 Unterabsatz 4 dieser Richtlinie ge­
nannten Erklärung innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstich­
tag des Geschäftsjahres, für das der Bericht erstellt wird, gemäß den mit 
den Artikeln 14 bis 28 der Richtlinie (EU) 2017/1132 und gegebenen­
falls mit Artikel 36 der genannten Richtlinie in Einklang stehenden 
Rechtsvorschriften eines jeden Mitgliedstaats offen. 

(2) Wenn der Nachhaltigkeitsbericht zusammen mit dem Bestäti­
gungsurteil und gegebenenfalls der Erklärung, die gemäß Absatz 1 
des vorliegenden Artikels offengelegt wird, der Öffentlichkeit nicht kos­
tenlos auf der Website des in Artikel 16 der Richtlinie (EU) 2017/1132 
genannten Registers zugänglich gemacht werden, stellen die Mitglied­
staaten sicher, dass der Nachhaltigkeitsbericht zusammen mit dem Be­
stätigungsurteil und gegebenenfalls mit der Erklärung, die von den Un­
ternehmen gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels offengelegt wird, 
der Öffentlichkeit in mindestens einer der Amtssprachen der Union 
spätestens zwölf Monate nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres, 
für das der Bericht erstellt wird, auf der Website des Tochterunterneh­
mens oder der Zweigniederlassung gemäß Artikel 40a Absatz 1 dieser 
Richtlinie kostenlos zugänglich gemacht wird. 

▼B 

KAPITEL 10 

BERICHT ÜBER ZAHLUNGEN AN STAATLICHE STELLEN 

Artikel 41 

Begriffsbestimmungen in Bezug auf die Berichterstattung über 
Zahlungen an staatliche Stellen 

Im Sinne dieses Kapitels bezeichnet der Ausdruck 

1. „Unternehmen der mineralgewinnenden Industrie“ ein Unternehmen, 
das auf dem Gebiet der Exploration, Prospektion, Entdeckung, Wei­
terentwicklung und Gewinnung von Mineralien, Erdöl-, Erdgasvor­
kommen oder anderen Stoffen in den Wirtschaftszweigen tätig ist, 
die in Abschnitt B Abteilungen 05 bis 08 von Anhang I der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen 
Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 ( 1 ) aufgeführt 
sind; 

▼M4 

( 1 ) ABl. L 393 vom 30.12.2006, S. 1.
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2. „Unternehmen des Holzeinschlags in Primärwäldern“ ein Unterneh­
men, das auf den Zweigen, die in Abschnitt A Abteilung 02 Gruppe 
02.2 von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 aufgeführt 
sind, in Primärwäldern tätig ist; 

3. „staatliche Stelle“ nationale, regionale oder lokale Behörden eines 
Mitgliedstaats oder eines Drittlands. Dazu zählen auch von dieser 
Behörde kontrollierte Abteilungen oder Agenturen bzw. von ihr kon­
trollierte Unternehmen im Sinne von Artikel 22 Absätze 1 bis 6 
dieser Richtlinie; 

4. „Projekt“ die operativen Tätigkeiten, die sich nach einem einzigen 
Vertrag, einer Lizenz, einem Mietvertrag, einer Konzession oder 
ähnlichen rechtlichen Vereinbarungen richten und die Grundlage 
für Zahlungsverpflichtungen gegenüber einer staatlichen Stelle bil­
den. Falls allerdings mehrere solche Vereinbarungen materiell mit­
einander verbunden sind, werden diese als ein Projekt betrachtet. 

5. „Zahlung“ einen als Geld- oder Sachleistung entrichteten Betrag für 
folgende Arten von Tätigkeiten im Sinne der Nummern 1 und 2: 

a) Produktionszahlungsansprüche, 

b) Steuern, die auf die Erträge, die Produktion oder die Gewinne 
von Unternehmen erhoben werden, ausschließlich Steuern, die auf 
den Verbrauch erhoben werden, wie etwa Mehrwertsteuern, Ein­
kommensteuern oder Umsatzsteuern, 

c) Nutzungsentgelte, 

d) Dividenden, 

e) Unterzeichnungs-, Entdeckungs- und Produktionsboni, 

f) Lizenz-, Miet- und Zugangsgebühren sowie sonstige Gegenleis­
tungen für Lizenzen und/ oder Konzessionen und 

g) Zahlungen für die Verbesserung der Infrastruktur. 

Artikel 42 

Unternehmen, die über Zahlungen an staatliche Stellen zu berichten 
haben 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben großen Unternehmen und allen 
Unternehmen von öffentlichem Interesse, die in der mineralgewinnen­
den Industrie oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern 
tätig sind, vor, jährlich einen Bericht über Zahlungen an staatliche Stel­
len zu erstellen und zu veröffentlichen. 

(2) Diese Pflicht gilt nicht für ein unter die Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats fallendes Unternehmen, das ein Tochter- oder Mutter­
unternehmen ist, sofern beide nachfolgend genannten Bedingungen er­
füllt sind: 

a) Das Mutterunternehmen unterliegt dem Recht eines Mitgliedstaats, 
und 
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b) die Zahlungen des Unternehmens an staatliche Stellen sind im kon­
solidierten Bericht über Zahlungen an staatliche Stellen enthalten, 
der von dem Mutterunternehmen gemäß Artikel 44 erstellt wird. 

Artikel 43 

Inhalt des Berichts 

(1) Zahlungen müssen unabhängig davon, ob sie als eine Einmalzah­
lung oder als eine Reihe verbundener Zahlungen geleistet werden, nicht 
in dem Bericht berücksichtigt werden, wenn sie im Geschäftsjahrs unter 
100 000 EUR liegen. 

(2) In dem Bericht werden im Zusammenhang mit den Tätigkeiten 
im Sinne des Artikels 41 Nummern 1 und 2 folgende Angaben zum 
betreffenden Geschäftsjahr gemacht: 

a) der Gesamtbetrag der Zahlungen, die an jede staatliche Stelle ge­
leistet wurden; 

b) der Gesamtbetrag je Art der an jede staatliche Stelle geleisteten 
Zahlung gemäß Artikel 41 Nummer 5 Buchstaben a bis g; 

c) wenn diese Zahlungen für ein bestimmtes Projekt getätigt wurden, 
der Gesamtbetrag je Art der Zahlung gemäß Artikel 41 Nummer 5 
Buchstaben a bis g, für jedes Projekt, und der Gesamtbetrag der 
Zahlungen für jedes Projekt. 

Zahlungen des Unternehmens zur Erfüllung von Verpflichtungen, die 
auf Ebene des Unternehmens auferlegt werden, können auf Ebene des 
Unternehmens statt auf Projektebene angegeben werden. 

(3) Werden Zahlungen an eine staatliche Stelle in Sachleistungen 
getätigt, so werden sie ihrem Wert und gegebenenfalls ihrem Umfang 
nach gemeldet. Ergänzende Erläuterungen sind beizufügen, um darzule­
gen, wie ihr Wert festgelegt worden ist. 

(4) Bei der Angabe der Zahlungen gemäß diesem Artikel wird auf 
den Inhalt der betreffenden Zahlung oder Tätigkeit, und nicht auf deren 
Form, Bezug genommen. Zahlungen und Tätigkeiten dürfen nicht künst­
lich mit dem Ziel aufgeteilt oder zusammengefasst werden, die Anwen­
dung dieser Richtlinie zu umgehen. 

(5) Für die Mitgliedstaaten, die den Euro nicht eingeführt haben, 
wird der in Absatz 1 festgelegte Euro-Höchstbetrag in die Landeswäh­
rung umgerechnet, indem 

a) der Umrechnungskurs angewendet wird, der gemäß der Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union am Tag des Inkraft­
tretens einer Richtlinie gilt, die diesen Höchstbetrag festsetzt, sowie 

b) auf die nächste Hunderterstelle auf- oder abgerundet wird. 

Artikel 44 

Konsolidierter Bericht über Zahlungen an staatliche Stellen 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben großen Unternehmen und Unter­
nehmen von öffentlichem Interesse, die in der mineralgewinnenden In­
dustrie oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern tätig 
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sind und unter ihre jeweiligen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften fal­
len, vor, einen konsolidierten Bericht über Zahlungen an staatliche Stel­
len gemäß den Artikeln 42 und 43 zu erstellen, wenn das Mutterunter­
nehmen einen konsolidierten Abschluss nach Artikel 22 Absätze 1 bis 6 
zu erstellen hat. 

Ein Mutterunternehmen wird als in der mineralgewinnenden Industrie 
oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern tätig ange­
sehen, wenn eines seiner Tochterunternehmen in der mineralgewinnen­
den Industrie oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern 
tätig ist. 

Der konsolidierte Bericht erstreckt sich nur auf Zahlungen, die sich aus 
der Geschäftstätigkeit in der mineralgewinnenden Industrie oder auf 
dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern ergeben. 

(2) Die Pflicht zur Erstellung eines konsolidierten Berichts gemäß 
Absatz 1 gilt nicht für: 

a) ein Mutterunternehmen einer kleinen Gruppe im Sinne von Artikel 3 
Absatz 5, es sei denn, ein verbundenes Unternehmen ist ein Unter­
nehmen von öffentlichem Interesse; 

b) ein Mutterunternehmen einer mittleren Gruppe im Sinne von Arti­
kel 3 Absatz 6, es sei denn, ein verbundenes Unternehmen ist ein 
Unternehmen von öffentlichem Interesse, und 

c) ein den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats unterliegendes Mut­
terunternehmen, das zugleich ein Tochterunternehmen ist, wenn das 
eigene Mutterunternehmen dem Recht eines anderen Mitgliedstaats 
unterliegt. 

(3) Ein Unternehmen, einschließlich eines Unternehmen von öffent­
lichem Interesse, braucht nicht in einen konsolidierten Bericht über 
Zahlungen an staatliche Stellen einbezogen werden, wenn zumindest 
eine der nachfolgend genannten Bedingungen erfüllt ist: 

a) Erhebliche und andauernde Beschränkungen behindern das Mutter­
unternehmen nachhaltig an der Ausübung seiner Rechte in Bezug auf 
Vermögen oder Geschäftsführung dieses Unternehmens; 

b) es liegt der äußerst seltene Fall vor, dass die für die Aufstellung 
eines konsolidierten Berichts über Zahlungen an staatliche Stellen 
nach dieser Richtlinie erforderlichen Angaben nicht ohne unverhält­
nismäßig hohe Kosten oder ungebührliche Verzögerungen zu erhal­
ten sind; 

c) die Anteile oder Aktien dieses Unternehmens werden ausschließlich 
zum Zwecke ihrer Weiterveräußerung gehalten. 

Die vorgenannten Ausnahmen gelten nur, wenn sie für die Zwecke des 
konsolidierten Abschlusses angewandt werden. 

Artikel 45 

Offenlegung 

(1) Der in Artikel 42 genannte Bericht sowie der konsolidierte Be­
richt im Sinne von Artikel 44 über Zahlungen an staatliche Stellen 
werden gemäß den Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaats im Sinne 
von Kapitel 2 der Richtlinie 2009/101/EG offengelegt. 
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(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Mitglieder der zustän­
digen Organe eines Unternehmens im Rahmen der ihnen durch einzel­
staatliche Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten die Verant­
wortung haben, zu gewährleisten, dass der Bericht über Zahlungen an 
staatliche Stellen nach ihrem bestem Wissen und Vermögen entspre­
chend den Anforderungen dieser Richtlinie erstellt und offengelegt wird. 

Artikel 46 

Gleichwertigkeitsmechanismus 

(1) Unternehmen nach den Artikeln 42 und 44, die einen Bericht 
erstellen und offenlegen, der die Berichtspflichten eines Drittlands er­
füllt, die gemäß Artikel 47 als mit den Anforderungen dieses Kapitels 
gleichwertig bewertet wurden, sind von den Anforderungen dieses Ka­
pitels ausgenommen; hiervon ausgenommen ist die Pflicht zur Offenle­
gung dieses Berichts gemäß den Rechtsvorschriften des jeweiligen Mit­
gliedstaats im Einklang mit Kapitel 2 der Richtlinie 2009/101/EG. 

(2) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 49 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Kriterien festzulegen, die bei 
der Bewertung der Gleichwertigkeit der Berichtspflichten eines Dritt­
lands und der Anforderungen dieses Kapitels für die Zwecke des Ab­
satzes 1 dieses Artikels anzuwenden sind. 

(3) Die von der Kommission gemäß Absatz 2 festgelegten Kriterien 

a) beinhalten Folgendes: 

i) zu erfassendes Unternehmen, 

ii) zu erfassende Empfänger von Zahlungen, 

iii) erfasste Zahlungen, 

iv) Bestimmung der erfassten Zahlungen, 

v) Aufschlüsselung der erfassten Zahlungen, 

vi) Auslöser für eine Berichterstattung auf konsolidierter Basis, 

vii) Medium der Berichterstattung, 

viii) Häufigkeit der Berichterstattung und 

ix) Maßnahmen zur Bekämpfung der Umgehung 

b) und sind ansonsten auf Kriterien beschränkt, die einen direkten Ver­
gleich der Berichtspflichten eines Drittlands mit den Anforderungen 
dieses Kapitels erleichtern. 

Artikel 47 

Anwendung von Gleichwertigkeitskriterien 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, Durchführungsrechts­
akte zu erlassen, um die Berichtspflichten eines Drittlands festzulegen, 
die sie nach Anwendung der gemäß Artikel 46 festgelegten Gleichwer­
tigkeitskriterien als den Anforderungen dieses Kapitels gleichwertig er­
achtet. Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem Prüfverfahren 
gemäß Artikel 50 Absatz 2 erlassen. 

▼B
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Artikel 48 

Überprüfung 

Die Kommission überprüft die Anwendung und Wirksamkeit dieses 
Kapitels, insbesondere im Hinblick auf den Anwendungsbereich und 
die Einhaltung der jeweiligen Berichtspflichten sowie der Modalitäten 
des Berichtsverfahrens auf Projektbasis, und erstattet darüber Bericht. 

Die Überprüfung trägt internationalen Entwicklungen Rechnung, ins­
besondere hinsichtlich mehr Transparenz bei Zahlungen an staatliche 
Stellen, beurteilt die Auswirkungen anderer internationaler Regelungen 
und berücksichtigt die Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit und Sicher­
heit der Energieversorgung. Die Überprüfung wird spätestens zum 
21 Juli 2018 abgeschlossen. 

Der Bericht wird dem Europäische Parlament und dem Rat, gegebenen­
falls zusammen mit einem Gesetzgebungsvorschlag, vorgelegt. Dieser 
Bericht geht auf die Frage einer Ausdehnung der Berichtspflichten auf 
zusätzliche Wirtschaftszweige ein sowie auf die Frage, ob der Bericht 
über Zahlungen an staatliche Stellen einer Abschlussprüfung unterzogen 
werden sollte. Der Bericht geht auch auf die Frage der Angabe zusätz­
licher Informationen zur durchschnittlichen Zahl der Beschäftigten, zur 
Einschaltung von Unterauftragnehmern und auf etwaige von einem 
Land angeordnete Geldbußen ein. 

▼M1 
In dem Bericht wird unter Berücksichtigung der Entwicklungen in der 
OECD und der Ergebnisse entsprechender europäischer Initiativen auch 
die Möglichkeit der Einführung einer Pflicht geprüft, nach der große 
Unternehmen jährlich einen länderspezifischen Bericht für jeden Mit­
gliedstaat und jeden Drittstaat, in dem sie tätig sind, mit Angaben 
mindestens zu den erzielten Gewinnen, den entrichteten Steuern auf 
die Gewinne und den erhaltenen staatlichen Beihilfen erstellen müssten. 

▼B 
Außerdem wird im Bericht untersucht, ob es machbar ist, eine Ver­
pflichtung für alle Emittenten aus der Union einzuführen, wonach 
beim Abbau von Mineralien mit der gebotenen Sorgfalt vorzugehen 
ist, um sicherzustellen, dass die Lieferketten keine Verbindung zu Kon­
fliktparteien haben und die EITI- und OECD-Empfehlungen über ver­
antwortliches Lieferkettenmanagement einhalten. 

▼M3 

KAPITEL 10a 

ERTRAGSTEUERINFORMATIONSBERICHT 

Artikel 48a 

Begriffsbestimmungen für die Ertragsteuerberichterstattung 

(1) Für die Zwecke dieses Kapitels bezeichnet der Ausdruck 

1. „oberstes Mutterunternehmen“ ein Unternehmen, das den konsoli­
dierten Abschluss für den größten Kreis von Unternehmen erstellt; 

2. „konsolidierter Abschluss“ den von einem Mutterunternehmen einer 
Unternehmensgruppe erstellen Abschluss, in dem die Vermögens­
gegenstände, die Verbindlichkeiten, das Eigenkapital, die Erträge 
und die Aufwendungen wie jene einer einzelnen wirtschaftlichen 
Einheit dargestellt werden; 

▼B
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3. „Steuerhoheitsgebiet“ einen Staat oder einen nichtstaatlichen Rechts­
raum, der in Bezug auf die Ertragsteuer über Fiskalautonomie ver­
fügt; 

4. „unverbundenes Unternehmen“ ein Unternehmen, das nicht zu einer 
Gruppe gemäß der Definition in Artikel 2 Nummer 11 gehört. 

(2) Für die Zwecke von Artikel 48b dieser Richtlinie hat „Umsatz­
erlöse“ dieselbe Bedeutung wie: 

a) „Nettoumsatzerlöse“ für Unternehmen, die den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats unterliegen und nicht die auf der Grundlage 
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen 
Rechnungslegungsstandards anwenden, oder 

b) „Umsatzerlöse“ gemäß der Definition durch die bzw. im Sinne der 
Rechnungslegungsgrundsätze, auf deren Grundlage Abschlüsse auf­
gestellt werden, für andere Unternehmen. 

Artikel 48b 

Zur Ertragsteuerberichterstattung verpflichtete Unternehmen und 
Zweigniederlassungen 

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten die ihren nationalen Rechtsvor­
schriften unterliegenden obersten Mutterunternehmen, sofern die kon­
solidierten Umsatzerlöse am Bilanzstichtag ausweislich ihrer konsoli­
dierten Abschlüsse für jedes der beiden letzten aufeinander folgenden 
Geschäftsjahre einen Betrag von 750 000 000 EUR übersteigen, einen 
Ertragsteuerinformationsbericht über das spätere dieser beiden letzten 
aufeinander folgenden Geschäftsjahre zu erstellen, offenzulegen und 
zugänglich zu machen. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass ein oberstes Mutterunternehmen 
nicht mehr den in Unterabsatz 1 dargelegten Berichtspflichten unterliegt, 
wenn die konsolidierten Umsatzerlöse am Bilanzstichtag ausweislich 
seiner konsolidierten Abschlüsse für jedes der beiden letzten aufeinander 
folgenden Geschäftsjahre einen Betrag von 750 000 000 EUR unter­
schreiten. 

Die Mitgliedstaaten verpflichten die ihren nationalen Rechtsvorschriften 
unterliegenden unverbundenen Unternehmen, sofern die Umsatzerlöse 
am Bilanzstichtag ausweislich ihrer Jahresabschlüsse für jedes der bei­
den letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre einen Betrag von 
750 000 000 EUR übersteigen, einen Ertragsteuerinformationsbericht 
über das spätere dieser beiden letzten aufeinander folgenden Geschäfts­
jahre zu erstellen, offenzulegen und zugänglich zu machen. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass ein unverbundenes Unternehmen 
nicht mehr den in Unterabsatz 3 genannten Berichtspflichten unterliegt, 
wenn die Umsatzerlöse am Bilanzstichtag ausweislich seiner Jahres­
abschlüsse für jedes der beiden vorhergehenden aufeinander folgenden 
Geschäftsjahre einen Betrag von 750 000 000 EUR unterschreiten. 

(2) Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die Regelung in Absatz 1 
nicht auf unverbundene Unternehmen oder oberste Mutterunternehmen 
und deren verbundene Unternehmen Anwendung findet, wenn diese 
Unternehmen, einschließlich ihrer Zweigniederlassungen, innerhalb des 
Hoheitsgebiets eines einzigen Mitgliedstaats und in keinem anderen 
Steuerhoheitsgebiet eine Niederlassung oder feste Geschäftseinrichtun­
gen oder eine dauerhafte Geschäftstätigkeit haben. 
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(3) Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die Regelung in Absatz 1 
nicht auf unverbundene Unternehmen und oberste Mutterunternehmen 
Anwendung findet, wenn diese Unternehmen oder deren verbundene 
Unternehmen einen Bericht gemäß Artikel 89 der Richtlinie 2013/36/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) offenlegen, der Angaben 
über ihre sämtlichen Tätigkeiten und, im Falle von obersten Mutter­
unternehmen, über sämtliche Tätigkeiten aller in den konsolidierten Ab­
schluss einbezogenen verbundenen Unternehmen enthält. 

(4) Die Mitgliedstaaten verpflichten die in Artikel 3 Absätze 3 und 4 
genannten mittleren und großen Tochterunternehmen, die ihren jeweili­
gen nationalen Rechtsvorschriften unterliegen und von einem obersten 
Mutterunternehmen kontrolliert werden, das nicht den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats unterliegt, sofern die konsolidierten Umsatz­
erlöse am Bilanzstichtag ausweislich seiner konsolidierten Abschlüsse 
für jedes der beiden letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre 
750 000 000 EUR übersteigen, den Ertragsteuerinformationsbericht die­
ses obersten Mutterunternehmens über das spätere dieser beiden auf­
einander folgenden Geschäftsjahre offenzulegen und zugänglich zu ma­
chen. 

Stehen diese Angaben oder dieser Bericht nicht zur Verfügung, so 
fordert das Tochterunternehmen sein oberstes Mutterunternehmen auf, 
ihm alle erforderlichen Angaben zur Verfügung zu stellen, damit es 
seine Verpflichtungen gemäß Unterabsatz 1 erfüllen kann. Falls das 
oberste Mutterunternehmen nicht alle erforderlichen Angaben zur Ver­
fügung stellt, muss das Tochterunternehmen einen Ertragsteuerinforma­
tionsbericht mit allen Angaben, über die es verfügt bzw. die es erhalten 
oder eingeholt hat, und eine Erklärung, dass sein oberstes Mutterunter­
nehmen die erforderlichen Angaben nicht zur Verfügung gestellt hat, 
erstellen, offenlegen und zugänglich machen. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass mittlere und große Tochterunter­
nehmen nicht mehr den in diesem Absatz genannten Berichtspflichten 
unterliegen, wenn die konsolidierten Umsatzerlöse des obersten Mutter­
unternehmens am Bilanzstichtag ausweislich seiner konsolidierten Ab­
schlüsse für jedes der beiden vorhergehenden aufeinander folgenden 
Geschäftsjahre 750 000 000 EUR unterschreiten. 

(5) Die Mitgliedstaaten verpflichten Zweigniederlassungen, die in ih­
rem Hoheitsgebiet von einem nicht den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats unterliegenden Unternehmen errichtet wurden, einen Ertrag­
steuerinformationsbericht des in Unterabsatz 6 Buchstabe a genannten 
obersten Mutterunternehmens oder unverbundenen Unternehmens über 
das spätere der beiden letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre 
offenzulegen und zugänglich zu machen. 

Stehen diese Angaben oder dieser Bericht nicht zur Verfügung, so 
fordert (fordern) die zur Erfüllung der Formalitäten der Offenlegung 
nach Artikel 48e Absatz 2 bestimmte Person (bestimmten Personen) 
dieses in Unterabsatz 6 Buchstabe a des vorliegenden Absatzes ge­
nannte oberste Mutterunternehmen oder dieses unverbundene Unterneh­
men auf, ihr (ihnen) alle Angaben zur Verfügung zu stellen, die zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen erforderlich sind. 

▼M3 

( 1 ) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die 
Beaufsichtigung von Kreditinstituten, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).
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Werden nicht alle erforderlichen Angaben zur Verfügung gestellt, muss 
die Zweigniederlassung einen Ertragsteuerinformationsbericht mit allen 
Angaben, über die sie verfügt bzw. die sie erhalten oder eingeholt hat, 
und eine Erklärung, dass das oberste Mutterunternehmen oder das un­
verbundene Unternehmen die erforderlichen Angaben nicht zur Ver­
fügung gestellt hat, erstellen, offenlegen und zugänglich machen. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die in diesem Absatz genannten 
Berichtspflichten nur für Zweigniederlassungen gelten, deren Nettoum­
satzerlöse für jedes der beiden letzten aufeinander folgenden Geschäfts­
jahre den gemäß Artikel 3 Absatz 2 umgesetzten Schwellenwert für 
Nettoumsatzerlöse überschreiten. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass eine Zweigniederlassung, die den 
Berichtspflichten gemäß diesem Absatz unterliegt, diesen Berichtspflich­
ten nicht mehr unterliegt, sofern ihre Nettoumsatzerlöse für jedes der 
beiden letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre den gemäß Artikel 3 
Absatz 2 umgesetzten Schwellenwert für Nettoumsatzerlöse unterschrei­
ten. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die Regelungen dieses Absatzes 
auf eine Zweigniederlassung nur angewendet werden, wenn folgende 
Kriterien erfüllt sind: 

a) Das Unternehmen, das die Zweigniederlassung errichtet hat, ist ent­
weder ein verbundenes Unternehmen einer Gruppe, deren oberstes 
Mutterunternehmen nicht den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
unterliegt und bei der am Bilanzstichtag ausweislich ihrer konsoli­
dierten Abschlüsse die konsolidierten Umsatzerlöse für jedes der 
beiden letzten aufeinander folgenden Geschäftsjahre einen Betrag 
von 750 000 000 EUR übersteigen, oder ein unverbundenes Unter­
nehmen, bei dem am Bilanzstichtag ausweislich seiner Jahres­
abschlüsse die Umsatzerlöse für jedes der beiden letzten vorherge­
henden Geschäftsjahre einen Betrag von 750 000 000 EUR überstei­
gen, und 

b) das unter Buchstabe a dieses Unterabsatzes genannte oberste Mutter­
unternehmen hat kein mittleres oder großes Tochterunternehmen im 
Sinne von Absatz 4. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass eine Zweigniederlassung den im 
vorliegenden Absatz genannten Berichtspflichten nicht mehr unterliegt, 
wenn das in Buchstabe a vorgesehene Kriterium in den beiden letzten 
aufeinander folgenden Geschäftsjahren nicht mehr erfüllt worden ist. 

(6) Die Mitgliedstaaten wenden die Absätze 4 und 5 dieses Artikels 
nicht an, wenn ein Ertragsteuerinformationsbericht von einem obersten 
Mutterunternehmen oder einem unverbundenen Unternehmen, das nicht 
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats unterliegt, auf eine Weise 
erstellt wurde, die in Übereinstimmung mit Artikel 48c ist, und die 
folgenden Kriterien erfüllt: 

a) Er wird der Öffentlichkeit kostenlos und in einem elektronischen 
Berichtsformat, das maschinenlesbar ist, in folgender Form zugäng­
lich gemacht: 

i) auf der Website dieses obersten Mutterunternehmens oder dieses 
unverbundenen Unternehmens; 

ii) in mindestens einer Amtssprache der Union; 

iii) spätestens 12 Monate nach dem Bilanzstichtag des Geschäfts­
jahres, für das der Bericht erstellt wurde; und 
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b) in dem Bericht werden der Name und der Sitz eines den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats unterliegenden einzelnen Tochter­
unternehmens oder der Name und die Anschrift einer den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats unterliegenden einzelnen Zweignie­
derlassung angegeben, das bzw. die einen Bericht gemäß Artikel 48d 
Absatz 1 offengelegt hat. 

(7) Die Mitgliedstaaten verpflichten Tochterunternehmen oder 
Zweigniederlassungen, die nicht den Absätzen 4 und 5 des vorliegenden 
Artikels unterliegen, einen Ertragsteuerinformationsbericht offenzulegen 
und zugänglich zu machen, wenn diese Tochterunternehmen oder 
Zweigniederlassungen keinem anderen Zweck dienen als dem, die in 
diesem Kapitel bestimmten Berichtspflichten zu umgehen. 

Artikel 48c 

Inhalt des Ertragsteuerinformationsberichts 

(1) Der gemäß Artikel 48b erforderliche Ertragsteuerinformations­
bericht enthält Angaben über sämtliche Tätigkeiten des unverbundenen 
Unternehmens oder des obersten Mutterunternehmens, darunter auch 
über die Tätigkeiten aller in den konsolidierten Abschluss für das be­
treffende Geschäftsjahr einbezogenen verbundenen Unternehmen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Angaben enthalten Folgendes: 

a) den Namen des obersten Mutterunternehmens oder des unverbunde­
nen Unternehmens, das betreffende Geschäftsjahr, die in dem Bericht 
verwendete Währung sowie gegebenenfalls eine Liste aller Tochter­
unternehmen, die in den konsolidierten Abschluss des obersten Mut­
terunternehmens für das betreffende Geschäftsjahr einbezogen und in 
der Union oder in Steuerhoheitsgebieten niedergelassen sind, die in 
den Anhängen I und II der Schlussfolgerungen des Rates zur über­
arbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steu­
erzwecke aufgeführt sind; 

b) eine kurze Beschreibung der Art ihrer Tätigkeiten; 

c) die Zahl der Beschäftigten in Vollzeitäquivalenten; 

d) Erträge, zu denen Folgendes zählt: 

i) die Summe der Nettoumsatzerlöse, der sonstigen betrieblichen 
Erträge, der Erträge aus Beteiligungen mit Ausnahme der von 
verbundenen Unternehmen erhaltenen Dividenden, der Erträge 
aus sonstigen Wertpapieren und Forderungen des Anlagever­
mögens, der sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge, die in den 
Anhängen V und VI dieser Richtlinie aufgeführt sind, oder 

ii) die Erträge gemäß der Definition durch die Rechnungslegungs­
grundsätze, auf deren Grundlage die Jahresabschlüsse aufgestellt 
werden; hiervon ausgenommen sind Wertberichtigungen und von 
verbundenen Unternehmen erhaltene Dividenden; 

e) den Betrag des Gewinns oder Verlusts vor Ertragsteuern; 

f) den Betrag der noch zu zahlenden Ertragsteuer für das betreffende 
Geschäftsjahr, der auf Grundlage der laufenden Steueraufwendungen 
auf zu versteuernde Gewinne oder Verluste im betreffenden Ge­
schäftsjahr von Unternehmen und Zweigniederlassungen im jeweili­
gen Steuerhoheitsgebiet berechnet wird; 
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g) den Betrag der gezahlten Ertragsteuer auf Kassenbasis, der auf 
Grundlage des Betrags der im betreffenden Geschäftsjahr von Un­
ternehmen und Zweigniederlassungen im jeweiligen Steuerhoheits­
gebiet entrichteten Ertragsteuern berechnet wird; und 

h) den Betrag der einbehaltenen Gewinne am Ende des betreffenden 
Geschäftsjahres. 

Für die Zwecke von Buchstabe d umfassen die Erträge Transaktionen 
mit nahestehenden Unternehmen und Personen. 

Für die Zwecke von Buchstabe f beziehen sich die laufenden Steuer­
aufwendungen nur auf die Tätigkeiten eines Unternehmens im betref­
fenden Geschäftsjahr und beinhalten keine latenten Steuern oder Rück­
stellungen für ungewisse Steuerverbindlichkeiten. 

Für die Zwecke von Buchstabe g umfassen bereits gezahlte Steuern 
Quellensteuern, die von anderen Unternehmen in Bezug auf Zahlungen 
an Unternehmen und Zweigniederlassungen innerhalb einer Gruppe ent­
richtet wurden. 

Für die Zwecke von Buchstabe h bezeichnen die einbehaltenen Gewinne 
die Summe der Gewinne vergangener Geschäftsjahre und des betreffen­
den Geschäftsjahrs, für die noch keine Gewinnausschüttung beschlossen 
wurde. In Bezug auf Zweigniederlassungen sind die einbehaltenen Ge­
winne diejenigen des Unternehmens, welches die Zweigniederlassung 
errichtet hat. 

(3) Die Mitgliedstaaten gestatten, dass die in Absatz 2 des vorliegen­
den Artikels genannten Angaben auf Grundlage der in Anhang III Ab­
schnitt III Teile B und C der Richtlinie 2011/16/EU des Rates ( 1 ) ge­
nannten Berichterstattungsvorgaben gemacht werden. 

(4) Die in Absatz 2 und 3 des vorliegenden Artikels genannten An­
gaben werden unter Verwendung eines gemeinsamen Musters und ma­
schinenlesbarer elektronischer Formate gemacht. Die Kommission legt 
das genannte gemeinsame Muster und die genannten elektronischen 
Formate im Wege von Durchführungsrechtsakten fest. Diese Durchfüh­
rungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 50 Absatz 2 genannten 
Prüfverfahren erlassen. 

(5) In dem Ertragsteuerinformationsbericht sind die in Absatz 2 oder 
3 genannten Angaben für jeden Mitgliedstaat getrennt auszuweisen. 
Umfasst ein Mitgliedstaat mehrere Steuerhoheitsgebiete, werden die An­
gaben auf der Ebene des Mitgliedstaats zusammengeführt. 

Der Ertragsteuerinformationsbericht weist die in Absatz 2 oder 3 dieses 
Artikels genannten Angaben auch getrennt für jedes Steuerhoheitsgebiet 
aus, das am 1. März des Geschäftsjahres, für das der Bericht erstellt 
werden muss, in Anhang I der Schlussfolgerungen des Rates zur über­
arbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuer­
zwecke aufgeführt ist, und stellt diese Angaben für jedes Steuerhoheits­
gebiet getrennt zur Verfügung, das am 1. März des Geschäftsjahres, für 
das der Bericht erstellt werden muss, und am 1. März des vorangehen­
den Geschäftsjahres in Anhang II der Schlussfolgerungen des Rates zur 
überarbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steu­
erzwecke aufgeführt war. 

Der Ertragsteuerinformationsbericht weist die in Absatz 2 oder 3 ge­
nannten Angaben auch für andere Steuerhoheitsgebiete auf aggregierter 
Basis aus. 

▼M3 

( 1 ) Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammen­
arbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Auf­
hebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABl. L 64 vom 11.3.2011, S. 1).
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Die Zuordnung der Angaben zu den jeweiligen einzelnen Steuerhoheits­
gebieten erfolgt auf der Grundlage einer Niederlassung, des Bestehens 
einer festen Geschäftseinrichtung oder einer dauerhaften Geschäftstätig­
keit, die im betreffenden Steuerhoheitsgebiet aufgrund der Tätigkeiten 
der Gruppe oder des unverbundenen Unternehmens der Ertragsteuer 
unterliegen kann. 

Können die Tätigkeiten mehrerer verbundener Unternehmen in einem 
einzelnen Steuerhoheitsgebiet der Ertragsteuer unterliegen, entsprechen 
die diesem Steuerhoheitsgebiet zugeordneten Angaben der Summe der 
Angaben über die Tätigkeiten jedes einzelnen verbundenen Unterneh­
mens und deren Zweigniederlassungen im betreffenden Steuerhoheits­
gebiet. 

Angaben über eine bestimmte Tätigkeit werden nicht gleichzeitig mehr 
als einem Steuerhoheitsgebiet zugeordnet. 

(6) Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass eine oder mehrere der 
spezifischen Angaben, die sonst gemäß den Absätzen 2 oder 3 zu 
machen sind, in den Bericht zeitweise nicht aufgenommen werden, 
wenn ihre Offenlegung der Marktstellung der Unternehmen, auf die 
der Bericht sich bezieht, einen erheblichen Nachteil zufügen würde. 
Jegliche Nichtaufnahme solcher Angaben ist in dem Bericht zusammen 
mit einer gebührenden Begründung der Nichtaufnahme klar und deutlich 
anzugeben. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Angaben, die gemäß Unter­
absatz 1 nicht aufgenommen wurden, spätestens fünf Jahre nach der 
ursprünglichen Nichtaufnahme in einem späteren Ertragsteuerinformati­
onsbericht offengelegt werden. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Angaben über Steuerhoheits­
gebiete, die in den Anhängen I und II der Schlussfolgerungen des Rates 
zur überarbeiteten EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für 
Steuerzwecke gemäß Absatz 5 des vorliegenden Artikels aufgeführt 
sind, nie ausgespart werden dürfen. 

(7) Der Ertragsteuerinformationsbericht kann, gegebenenfalls auf 
Gruppenebene, eine Gesamtschilderung enthalten, in der etwaige we­
sentliche Diskrepanzen zwischen den gemäß Absatz 2 Buchstaben f 
und g angegebenen Beträgen gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
der entsprechenden Beträge für vorangehende Geschäftsjahre erläutert 
werden. 

(8) Die in dem Ertragsteuerinformationsbericht verwendete Währung 
entspricht der Währung, in der der konsolidierte Abschluss des obersten 
Mutterunternehmens oder der Jahresabschluss des unverbundenen Un­
ternehmens aufgestellt werden. Die Mitgliedstaaten verlangen nicht, 
dass der Bericht in einer anderen als der im Abschluss verwendeten 
Währung offengelegt wird. 

In dem in Artikel 48b Absatz 4 Unterabsatz 2 genannten Fall entspricht 
die in dem Ertragsteuerinformationsbericht verwendete Währung jedoch 
der Währung, in der das Tochterunternehmen seine Jahresabschlüsse 
offenlegt. 

(9) Mitgliedstaaten, die nicht den Euro eingeführt haben, können den 
Schwellenwert von 750 000 000 EUR in ihre Landeswährung umrech­
nen. Bei dieser Umrechnung wenden diese Mitgliedstaaten den am 
21. Dezember 2021 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
lichten Wechselkurs an. Diese Mitgliedstaaten können die Schwellen­
werte um bis zu 5 % auf einen runden Betrag in der Landeswährung 
auf- oder abrunden. 
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Die in Artikel 48b Absatz 4 und 5 genannten Schwellenwerte werden 
zum Wechselkurs vom 21. Dezember 2021 in die Landeswährung aller 
maßgeblichen Drittländer umgerechnet und auf das nächste Tausend 
gerundet. 

(10) In dem Ertragsteuerinformationsbericht ist anzugeben, ob er ge­
mäß Absatz 2 oder 3 des vorliegenden Artikels erstellt wurde. 

Artikel 48d 

Offenlegung und Zugänglichkeit 

(1) Der Ertragsteuerinformationsbericht und die Erklärung nach Ar­
tikel 48b der vorliegenden Richtlinie werden binnen 12 Monaten nach 
dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres, für das der Bericht erstellt wird, 
gemäß den mit den Artikeln 14 bis 28 der Richtlinie (EU) 2017/1132 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) und gegebenenfalls mit 
Artikel 36 der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Einklang stehenden Rechts­
vorschriften eines jeden Mitgliedstaats offengelegt. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der gemäß Absatz 1 of­
fenzulegende Ertragsteuerinformationsbericht und die gemäß Absatz 1 
offenzulegende Erklärung der Öffentlichkeit in mindestens einer der 
Amtssprachen der Union spätestens 12 Monate nach dem Bilanzstichtag 
des Geschäftsjahres, für das der Bericht erstellt wird, kostenlos zugäng­
lich gemacht wird, und zwar auf der Website 

a) des Unternehmens, sofern Artikel 48b Absatz 1 gilt, 

b) des Tochterunternehmens oder eines verbundenen Unternehmens, 
sofern Artikel 48b Absatz 4 gilt, oder 

c) der Zweigniederlassung oder des Unternehmens, das die Zweignie­
derlassung errichtet hat, oder eines verbundenen Unternehmens, so­
fern Artikel 48b Absatz 5 gilt. 

(3) Die Mitgliedstaaten können Unternehmen von der Anwendung 
der in Absatz 2 genannten Vorschriften befreien, wenn der gemäß Ab­
satz 1 des vorliegenden Artikels offenzulegende Ertragsteuerinformati­
onsbericht der Öffentlichkeit in einem elektronischen Berichtsformat, 
das maschinenlesbar ist, gleichzeitig auf der Website des Registers 
nach Artikel 16 der Richtlinie (EU) 2017/1132 zugänglich gemacht 
wird, und dies für Dritte mit Sitz in der Union kostenlos ist. Die Web­
site der Unternehmen und Zweigniederlassungen nach Absatz 2 des 
vorliegenden Artikels muss Informationen über diese Befreiung und 
einen Verweis auf die Website des betreffenden Registers enthalten. 

(4) Der in Artikel 48b Absatz 1, 4, 5, 6 und 7 genannte Bericht und 
gegebenenfalls die Erklärung, auf die in den Absätzen 4 und 5 des 
genannten Artikels Bezug genommen wird, bleiben mindestens fünf 
Jahre in Folge auf der betreffenden Website zugänglich. 

▼M3 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. Juni 2017 über bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABl. L 169 
vom 30.6.2017, S. 46).



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 86 

Artikel 48e 

Verantwortlichkeit für die Erstellung, Offenlegung und 
Zugänglichmachung des Ertragsteuerinformationsberichts 

(1) Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die Mitglieder der Verwal­
tungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der obersten Mutterunternehmen 
oder unverbundenen Unternehmen nach Artikel 48b Absatz 1 im Rah­
men der ihnen durch die nationalen Rechtsvorschriften übertragenen 
Zuständigkeiten die gemeinsame Verantwortung dafür tragen, sicher­
zustellen, dass der Ertragsteuerinformationsbericht gemäß den Arti­
keln 48b, 48c und 48d erstellt, offenlegt und zugänglich gemacht wird. 

(2) Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die Mitglieder der Verwal­
tungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane der in Artikel 48b Absatz 4 der 
vorliegenden Richtlinie genannten Tochterunternehmen und die nach 
Artikel 41 der Richtlinie (EU) 2017/1132 bestimmte Person bzw. be­
stimmten Personen, die die Formalitäten der Offenlegung für die in 
Artikel 48b Absatz 5 der vorliegenden Richtlinie genannten Zweignie­
derlassungen erfüllen, im Rahmen der ihnen durch die nationalen 
Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten die gemeinsame Ver­
antwortung dafür tragen, nach ihrem besten Wissen und Vermögen 
sicherzustellen, dass der Ertragsteuerinformationsbericht wie jeweils ein­
schlägig in einer mit den Artikeln 48b und 48c übereinstimmenden 
Weise oder gemäß den genannten Artikeln erstellt und gemäß Arti­
kel 48d offengelegt und zugänglich gemacht wird. 

Artikel 48f 

Erklärung des Abschlussprüfers 

Die Mitgliedstaaten verlangen, dass in Fällen, in denen der Abschluss 
eines dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegenden Unternehmens 
durch einen oder mehrere Abschlussprüfer oder durch eine oder mehrere 
Prüfungsgesellschaften geprüft werden muss, in dem Bestätigungsver­
merk angegeben ist, ob für das Geschäftsjahr, das dem Geschäftsjahr 
vorausging, für das die der Prüfung unterzogenen Abschlüsse aufgestellt 
wurden, das Unternehmen gemäß Artikel 48b verpflichtet war, einen 
Ertragsteuerinformationsbericht offenzulegen, und, falls dies zutrifft, 
ob der genannte Bericht gemäß Artikel 48d offengelegt wurde. 

Artikel 48g 

Beginn der Ertragsteuerberichterstattung 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften zur Umsetzung der Artikel 48a bis 48f spätestens ab Be­
ginn des ersten am oder nach dem 22. Juni 2024 beginnenden Ge­
schäftsjahres gelten. 

Artikel 48h 

Überprüfungsklausel 

Bis zum 22. Juni 2027 legt die Kommission einen Bericht über die 
Einhaltung und die Auswirkungen der in den Artikeln 48a bis 48f fest­
gelegten Berichtspflichten vor, wobei sie unter Berücksichtigung der 
Lage auf der Ebene der OECD, der Notwendigkeit, das Bestehen eines 
ausreichenden Maßes an Transparenz sicherzustellen, und der Notwen­
digkeit, wettbewerbskonforme Rahmenbedingungen für Unternehmen 
und private Investitionen zu erhalten und zu gewährleisten, insbesondere 
überprüft und bewertet, ob es zweckmäßig wäre, die Verpflichtung zur 
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Berichterstattung über Ertragsteuerinformationen gemäß Artikel 48b auf 
große Unternehmen und große Gruppen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4 
und 7 auszudehnen und den Inhalt des Ertragsteuerinformationsberichts 
gemäß Artikel 48c um zusätzliche Elemente zu erweitern. In diesem 
Bericht bewertet die Kommission auch die Auswirkung eines Ausweises 
der Steuerinformationen auf aggregierter Basis für Drittlandsteuerho­
heitsgebiete gemäß Artikel 48c Absatz 5 und der zeitweisen Nichtauf­
nahme von Angaben gemäß Artikel 48c Absatz 6 auf die Wirksamkeit 
dieser Richtlinie. 

Die Kommission legt den Bericht, gegebenenfalls zusammen mit einem 
Gesetzgebungsvorschlag, dem Europäischen Parlament und dem Rat 
vor. 

▼M4 
KAPITEL 11 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 48i 

Übergangsbestimmungen 

(1) Bis zum 6. Januar 2030 gestatten die Mitgliedstaaten es einem 
Unions-Tochterunternehmen, das Artikel 19a oder 29a unterliegt und 
dessen Mutterunternehmen nicht den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats unterliegt, eine konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung ge­
mäß den Anforderungen des Artikels 29a zu erstellen, der alle Unions- 
Tochterunternehmen dieses Mutterunternehmens einschließt, die Arti­
kel 19a oder 29a unterliegen. 

Bis zum 6. Januar 2030 gestatten die Mitgliedstaaten, dass die in Unter­
absatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte konsolidierte Nachhaltig­
keitsberichterstattung die in Artikel 8 der Verordnung (EU) 2020/852 
festgelegten Offenlegungen enthält, die sich auf die Tätigkeiten aller 
Unions-Tochterunternehmen des in Unterabsatz 1 des vorliegenden Ab­
satzes genannten Mutterunternehmens beziehen, die Artikel 19a oder 
29a dieser Richtlinie unterliegen. 

(2) Bei dem in Absatz 1 genannten Unions-Tochterunternehmen 
muss es sich um eines der Unions-Tochterunternehmen der Gruppe 
handeln, die – gegebenenfalls auf konsolidierter Basis – in mindestens 
einem der fünf vorangegangenen Geschäftsjahre in der Union die größ­
ten Umsatzerlöse erzielt hat. 

(3) Die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung wird im Einklang mit Artikel 30 offen­
gelegt. 

(4) Für die Zwecke der in Artikel 19a Absatz 9 und Artikel 29a 
Absatz 8 vorgesehenen Befreiung gilt die Berichterstattung gemäß Ab­
satz 1 des vorliegenden Artikels als Berichterstattung eines Mutterunter­
nehmens auf Gruppenebene in Bezug auf die in die Konsolidierung 
einbezogenen Unternehmen. Die Berichterstattung gemäß Absatz 1 Un­
terabsatz 2 des vorliegenden Artikels gilt als Erfüllung der Bedingungen 
in Artikel 19a Absatz 9 Unterabsatz 2 Buchstabe c bzw. in Artikel 29a 
Absatz 8 Unterabsatz 2 Buchstabe c. 

▼M3
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Artikel 49 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

▼M4 
(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 1 
Absatz 2, Artikel 3 Absatz 13, Artikel 29b, Artikel 29c, Artikel 40b und 
Artikel 46 Absatz 2 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 5. Januar 2023 übertragen. Die Kommission erstellt 
spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen 
Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlän­
gert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das 
Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Ver­
längerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 1 Absatz 2, Artikel 3 
Absatz 13, Artikel 29b, Artikel 29c, Artikel 40b und Artikel 46 Absatz 2 
kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der 
in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem 
im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirk­
sam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft 
sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

▼M3 
(3a) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die 
Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachver­
ständigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung 
vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung ( 1 ) enthaltenen Grund­
sätzen. 

▼M4 
(3b) Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach den Artikeln 29b 
und 29c berücksichtigt die Kommission die fachliche Stellungnahme 
der EFRAG, sofern 

a) eine solche Stellungnahme in einem einwandfreien Verfahren mit 
angemessener öffentlicher Aufsicht und Transparenz erstellt und da­
bei auf das Fachwissen einschlägiger Interessenträger zurückgegrif­
fen wurde und sie mit ausreichenden öffentlichen Mitteln, so dass 
ihre Unabhängigkeit gewährleistet ist, und auf der Grundlage eines 
Arbeitsprogramms, zu dem die Kommission konsultiert wurde, er­
stellt wurde; 

b) einer solchen Stellungnahme Kosten-Nutzen-Analysen beigefügt 
sind, einschließlich Analysen der Auswirkungen der fachlichen Stel­
lungnahme auf Nachhaltigkeitsaspekte; 

c) einer solchen Stellungnahme eine Erläuterung beigefügt ist, wie die 
in Artikel 29b Absatz 5 aufgeführten Elemente berücksichtigt wer­
den; 

d) die Mitwirkung an der Arbeit der EFRAG auf technischer Ebene auf 
Fachwissen im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung beruht 
und nicht von einem finanziellen Beitrag abhängig ist. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 89 

Die Buchstaben a und d gelten unbeschadet der Beteiligung von öffent­
lichen Stellen und einzelstaatlichen Standardsetzungseinrichtungen an 
den technischen Arbeiten der EFRAG. 

Die der fachlichen Stellungnahme der EFRAG beigefügten Dokumente 
sind zusammen mit dieser fachlichen Stellungnahme vorzulegen. 

Die Kommission konsultiert die in Artikel 24 der Verordnung (EU) 
2020/852 genannte Sachverständigengruppe der Mitgliedstaaten für 
nachhaltiges Finanzwesen und den in Artikel 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 genannten Regelungsausschuss für Rechnungslegung ge­
meinsam zu den Entwürfen delegierter Rechtsakte vor ihrer Annahme 
gemäß den Artikeln 29b und 29c dieser Richtlinie. 

Die Kommission holt die Stellungnahme der Europäischen Wertpapier- 
und Marktaufsichtsbehörde (ESMA), der Europäischen Bankenaufsichts­
behörde (EBA) und der Europäischen Aufsichtsbehörde für das Ver­
sicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) zur 
fachlichen Stellungnahme der EFRAG ein, insbesondere im Hinblick 
auf deren Kohärenz mit der Verordnung (EU) 2019/2088 und den de­
legierten Rechtsakten, die gemäß jener Verordnung angenommen wur­
den. ESMA, EBA und EIOPA übermitteln ihre Stellungnahmen binnen 
zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens der Kommission. 

Darüber hinaus konsultiert die Kommission die Europäische Umwelt­
agentur, die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, die Eu­
ropäische Zentralbank, den Ausschuss der Europäischen Aufsichtsstellen 
für Abschlussprüfer und die nach Artikel 20 der Verordnung (EU) 
2020/852 eingerichtete Plattform für ein nachhaltiges Finanzwesen zu 
der von der EFRAG bereitgestellten fachlichen Stellungnahme vor An­
nahme der in den Artikeln 29b und 29c dieser Richtlinie genannten 
delegierten Rechtsakte. Beschließt eine dieser Stellen, eine Stellung­
nahme zu übermitteln, so legt sie diese binnen zwei Monaten nach ihrer 
Konsultation durch die Kommission vor. 

▼B 
(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

▼M4 
(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 1 Absatz 2, Artikel 3 
Absatz 13, Artikel 29b, Artikel 29c oder Artikel 40b, oder Artikel 46 
Absatz 2 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den 
Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das 
Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Mo­
nate verlängert. 

▼B 

Artikel 50 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser 
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

▼M4
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Artikel 51 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für Verstöße gegen die aufgrund 
dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften fest und tref­
fen alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Sank­
tionen durchgesetzt werden. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirk­
sam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Artikel 52 

Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG 

Die Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG werden aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobenen Richtlinien gelten als Bezugnah­
men auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe der Ent­
sprechungstabelle in Anhang VII zu lesen. 

Artikel 53 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis zum 20 Juli 
2015 nachzukommen. Sie unterrichten die Kommission unverzüglich 
darüber. 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Bestimmungen nach 
Unterabsatz 1 erstmals auf Abschlüsse für die Geschäftsjahre angewandt 
werden, die am 1. Januar 2016 oder während des Kalenderjahres 2016 
beginnen. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der 
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

▼B
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Artikel 54 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 55 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 92 

ANHANG I 

RECHTSFORMEN VON UNTERNEHMEN GEMÄSS ARTIKEL 1 
ABSATZ 1 BUCHSTABE A 

— Belgien: 

la société anonyme/de naamloze vennootschap, la société en commandite par 
actions/de commanditaire vennootschap op aandelen, la société privée à re­
sponsabilité limitée/de besloten vennootschap met beperkte aansprake- 
lijkheid, la société coopérative à responsabilité limitée/de coöperatieve ven- 
nootschap met beperkte aansprakelijkheid; 

— Bulgarien: 

акционерно дружество, дружество с ограничена отговорност, 
командитно дружество с акции; 

— Tschechische Republik: 

společnost s ručením omezeným, akciová společnost; 

— Dänemark: 

aktieselskaber, kommanditaktieselskaber, anpartsselskaber; 

— Deutschland: 

die Aktiengesellschaft, die Kommanditgesellschaft auf Aktien, die Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung; 

— Estland: 

aktsiaselts, osaühing; 

— Irland: 

public companies limited by shares or by guarantee, private companies limi­
ted by shares or by guarantee; 

— Griechenland: 

η ανώνυμη εταιρία, η εταιρία περιορισμένης ευθύνης, η ετερόρρυθμη κατά 
μετοχές εταιρία; 

— Spanien: 

la sociedad anónima, la sociedad comanditaria por acciones, la sociedad de 
responsabilidad limitada; 

— Frankreich: 

la société anonyme, la société en commandite par actions, la société à re­
sponsabilité limitée, la société par actions simplifiée; 

▼M2 
— in Kroatien 

dioničko društvo, društvo s ograničenom odgovornošću; 

▼B 
— Italien: 

la società per azioni, la società in accomandita per azioni, la società a 
responsabilità limitata; 

— Zypern: 

Δημόσιες εταιρείες περιορισμένης ευθύνης με μετοχές ή με εγγύηση, 
ιδιωτικές εταιρείες περιορισμένης ευθύνης με μετοχές ή με εγγύηση; 

— Lettland: 

akciju sabiedrība, sabiedrība ar ierobežotu atbildību; 

▼B
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— Litauen: 

akcinės bendrovės, uždarosios akcinės bendrovės; 

— Luxemburg: 

la société anonyme, la société en commandite par actions, la société à re­
sponsabilité limitée; 

— Ungarn: 

részvénytársaság, korlátolt felelősségű társaság; 

— Malta: 

kumpanija pubblika —public limited liability company, kumpannija privata 
—private limited liability company, 

soċjeta in akkomandita bil-kapital maqsum f'azzjonijiet —partnership en com­
mandite with the capital divided into shares; 

— Niederlande: 

de naamloze vennootschap, de besloten vennootschap met beperkte aanspra­
kelijkheid; 

— Österreich: 

die Aktiengesellschaft, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung; 

— Polen: 

spółka akcyjna, spółka z ograniczoną odpowiedzialnością, spółka komandy­
towo-akcyjna; 

— Portugal: 

a sociedade anónima, de responsabilidade limitada, a sociedade em comandita 
por ações, a sociedade por quotas de responsabilidade limitada; 

— Rumänien: 

societate pe acţiuni, societate cu răspundere limitată, societate în comandită 
pe acţiuni. 

— Slowenien: 

delniška družba, družba z omejeno odgovornostjo, komanditna delniška 
družba; 

— Slowakei: 

akciová spoločnosť, spoločnosť s ručením obmedzeným; 

— Finnland: 

yksityinen osakeyhtiö/privat aktiebolag, julkinen osakeyhtiö/publikt aktiebo­
lag; 

— Schweden: 

aktiebolag; 

— Vereinigtes Königreich: 

public companies limited by shares or by guarantee, private companies limi­
ted by shares or by guarantee 

▼B
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ANHANG II 

RECHTSFORMEN VON UNTERNEHMEN GEMÄSS ARTIKEL 1 
ABSATZ 1 BUCHSTABE B 

— Belgien: 

la société en nom collectif/de vennootschap onder firma, la société en com­
mandite simple/de gewone commanditaire vennootschap, la société coopéra­
tive à responsabilité illimitée/de coöperatieve vennootschap met onbeperkte 
aansprakelijkheid; 

— Bulgarien: 

събирателно дружество, командитно дружество; 

— Tschechische Republik: 

veřejná obchodní společnost, komanditní společnost; 

— Dänemark: 

interessentskaber, kommanditselskaber; 

— Deutschland: 

die offene Handelsgesellschaft, die Kommanditgesellschaft; 

— Estland: 

täisühing, usaldusühing; 

— Irland: 

partnerships, limited partnerships, unlimited companies; 

— Griechenland: 

η ομόρρυθμος εταιρία, η ετερόρρυθμος εταιρία; 

— Spanien: 

sociedad colectiva, sociedad en comandita simple; 

— Frankreich: 

la société en nom collectif, la société en commandite simple; 

▼M2 
— in Kroatien: 

javno trgovačko društvo, komanditno društvo, gospodarsko interesno 
udruženje; 

▼B 
— Italien: 

la società in nome collettivo, la società in accomandita semplice; 

— Zypern: 

Ομόρρυθμες και ετερόρρυθμες εταιρείες (συνεταιρισμοί); 

— Lettland: 

pilnsabiedrība, komanditsabiedrība; 

— Litauen: 

tikrosios ūkinės bendrijos, komanditinės ūkinės bendrijos; 

— Luxemburg: 

la société en nom collectif, la société en commandite simple; 

▼B
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— Ungarn: 

közkereseti társaság, betéti társaság, közös vállalat, egyesülés, egyéni cég; 

— Malta: 

soċjeta f'isem kollettiv jew soċjeta in akkomandita, bil-kapital li mhux 
maqsum f'azzjonijiet meta s-soċji kollha li għandhom responsabbilita' llimit­
ata huma soċjetajiet in akkomandita bil-kapital maqsum f'azzjonijiet – part­
nership en nom collectif or partnership en commandite with capital that is not 
divided into shares, when all the partners with unlimited liability are part­
nership en commandite with the capital divided into shares; 

— Niederlande: 

de vennootschap onder firma, de commanditaire vennootschap; 

— Österreich: 

die offene Gesellschaft, die Kommanditgesellschaft; 

— Polen: 

spółka jawna, spółka komandytowa; 

— Portugal: 

sociedade em nome colectivo, sociedade em comandita simples; 

— Rumänien: 

societate în nume colectiv, societate în comandită simplă; 

— Slowenien: 

družba z neomejeno odgovornostjo, komanditna družba; 

— Slowakei: 

verejná obchodná spoločnosť, komanditná spoločnosť; 

— Finnland: 

avoin yhtiö/ öppet bolag, kommandiittiyhtiö/kommanditbolag; 

— Schweden: 

handelsbolag, kommanditbolag; 

— Vereinigtes Königreich: 

partnerships, limited partnerships, unlimited companies. 

▼B
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ANHANG III 

HORIZONTALE GLIEDERUNG DER BILANZ NACH ARTIKEL 10 

Aktiva 

A. Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapital 

davon eingefordert 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis des einge­
forderten Kapitals auf der Passivseite unter „Eigenkapital“ vorsehen; in die­
sem Fall wird derjenige Teil des Kapitals, der eingefordert, aber noch nicht 
eingezahlt ist, entweder unter dem Posten A oder unter dem Posten D. II. 5 
auf der Aktivseite ausgewiesen). 

B. Aufwendungen für die Errichtung und Erweiterung des Unternehmens 

wie in den entsprechenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegt 
und soweit diese eine Aktivierung gestatten. Die einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften können ebenfalls vorsehen, dass die Aufwendungen für die Er­
richtung und Erweiterung des Unternehmens als erster Posten unter „Imma­
terielle Anlagewerte“ ausgewiesen werden. 

C. Anlagevermögen 

I. Immaterielle Anlagewerte 

1. Entwicklungskosten, soweit die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine Aktivierung gestatten. 

2. Konzessionen, Patente, Lizenzen, Warenzeichen und ähnliche Rechte 
und Werte, soweit sie 

a) entgeltlich erworben wurden und nicht unter dem Posten C.I.3 
auszuweisen sind oder 

b) von dem Unternehmen selbst geschaffen wurden, soweit die ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften eine Aktivierung gestatten. 

3. Geschäfts- oder Firmenwert, sofern er entgeltlich erworben wurde. 

4. Geleistete Anzahlungen. 

II. Sachanlagen 

1. Grundstücke und Bauten. 

2. Technische Anlagen und Maschinen. 

3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung. 

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

III. Finanzanlagen 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen. 

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen. 

3. Beteiligungen. 

4. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhält­
nis besteht. 

5. Wertpapiere des Anlagevermögens. 

6. Sonstige Ausleihungen. 

▼B
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D. Umlaufvermögen 

I. Vorräte 

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe. 

2. Unfertige Erzeugnisse. 

3. Fertige Erzeugnisse und Waren. 

4. Geleistete Anzahlungen. 

II. Forderungen 

(Bei den folgenden Posten ist jeweils gesondert anzugeben, in welcher 
Höhe Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr ent­
halten sind.) 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen. 

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen. 

3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhält­
nis besteht. 

4. Sonstige Forderungen. 

5. Gezeichnetes Kapital, das eingefordert, aber noch nicht eingezahlt ist 
(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis des 
eingeforderten Kapitals unter dem Posten A auf der Aktivseite vor­
sehen). 

6. Rechnungsabgrenzungsposten (sofern nicht die einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften den Ausweis der Rechnungsabgrenzungsposten un­
ter dem Posten E auf der Aktivseite vorsehen). 

III. Wertpapiere 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen. 

2. Eigene Aktien oder Anteile (unter Angabe ihres Nennbetrages oder, 
wenn ein Nennbetrag nicht vorhanden ist, ihres rechnerischen Wertes), 
soweit die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften eine Bilanzierung ge­
statten. 

3. Sonstige Wertpapiere. 

IV. Guthaben bei Kreditinstituten, Postscheckguthaben, Schecks und Kassen­
bestand. 

E. Rechnungsabgrenzungsposten 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis der Rech­
nungsabgrenzungsposten unter den Posten D. II. 6 auf der Aktivseite vor­
sehen). 

Passiva 

A. Eigenkapital 

I. Gezeichnetes Kapital 

(sofern nicht einzelstaatliche Rechtsvorschriften den Ausweis des einge­
forderten Kapitals unter diesem Posten vorsehen; in diesem Fall werden 
das gezeichnete und das eingezahlte Kapital gesondert ausgewiesen). 

II. Agio 

III. Neubewertungsrücklage 

IV. Rücklagen 

1. Gesetzliche Rücklage, soweit einzelstaatliche Rechtsvorschriften die 
Bildung einer derartigen Rücklage vorschreiben. 

▼B
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2. Rücklage für eigene Aktien oder Anteile, soweit einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften die Bildung einer derartigen Rücklage vorschrei­
ben, unbeschadet des Artikels 22 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 
77/91/EWG. 

3. Satzungsmäßige Rücklagen. 

4. Sonstige Rücklagen, einschließlich der Zeitwert-Rücklage. 

V. Ergebnisvortrag. 

VI. Ergebnis des Geschäftsjahres. 

B. Rückstellungen 

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen. 

2. Steuerrückstellungen. 

3. Sonstige Rückstellungen. 

C. Verbindlichkeiten 

(Bei den folgenden Posten wird jeweils gesondert und für diese Posten ins­
gesamt angegeben, in welcher Höhe Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit 
von bis zu einem Jahr und Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr 
als einem Jahr enthalten sind.) 

1. Anleihen, davon konvertibel. 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

3. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen, soweit diese nicht vom Posten 
„Vorräte“ gesondert abgesetzt werden. 

4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen. 

5. Verbindlichkeiten aus Wechseln. 

6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen. 

7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsver­
hältnis besteht. 

8. Sonstige Verbindlichkeiten, einschließlich Verbindlichkeiten gegenüber 
Steuerbehörden und Sozialversicherungsträgern. 

9. Rechnungsabgrenzungsposten (sofern nicht die einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften den Ausweis der Rechnungsabgrenzungsposten unter dem 
Posten D unter „Rechnungsabgrenzungsposten“ auf der Passivseite vor­
sehen). 

D. Rechnungsabgrenzungsposten 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis der Rech­
nungsabgrenzungsposten unter dem Posten C. 9 unter „Verbindlichkeiten“ auf 
der Passivseite vorsehen). 

▼B



 

02013L0034 — DE — 09.01.2024 — 005.001 — 99 

ANHANG IV 

VERTIKALE GLIEDERUNG DER BILANZ NACH ARTIKEL 10 

A. Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapital 

davon eingefordert 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis des einge­
forderten Kapitals unter dem Posten L vorsehen; in diesem Fall wird derje­
nige Teil des Kapitals, der eingefordert, aber noch nicht eingezahlt ist, 
entweder unter dem Posten A oder unter dem Posten D. II. 5 ausgewiesen.) 

B. Aufwendungen für die Errichtung und Erweiterung des Unternehmens 

wie in den entsprechenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegt 
und soweit diese eine Aktivierung gestatten. Die einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften können ebenfalls vorsehen, dass die Aufwendungen für die 
Errichtung und Erweiterung des Unternehmens als erster Posten unter „Im­
materielle Anlagewerte“ ausgewiesen werden. 

C. Anlagevermögen 

I. Immaterielle Anlagewerte 

1. Entwicklungskosten, soweit die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine Aktivierung gestatten. 

2. Konzessionen, Patente, Lizenzen, Warenzeichen und ähnliche Rechte 
und Werte, soweit sie 

a) entgeltlich erworben wurden und nicht unter dem Posten C.I.3 
auszuweisen sind oder 

b) von dem Unternehmen selbst geschaffen wurden, soweit die ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften eine Aktivierung gestatten. 

3. Geschäfts- oder Firmenwert, sofern er entgeltlich erworben wurde. 

4. Geleistete Anzahlungen. 

II. Sachanlagen 

1. Grundstücke und Bauten. 

2. Technische Anlagen und Maschinen. 

3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung. 

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

III. Finanzanlagen 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen. 

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen. 

3. Beteiligungen. 

4. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhält­
nis besteht. 

5. Wertpapiere des Anlagevermögens. 

6. Sonstige Ausleihungen. 

D. Umlaufvermögen 

I. Vorräte 

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe. 

2. Unfertige Erzeugnisse. 
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3. Fertige Erzeugnisse und Waren. 

4. Geleistete Anzahlungen. 

II. Forderungen 

(Bei den folgenden Posten ist jeweils gesondert anzugeben, in welcher 
Höhe Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr ent­
halten sind) 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen. 

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen. 

3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhält­
nis besteht. 

4. Sonstige Forderungen. 

5. Gezeichnetes Kapital, das eingefordert, aber noch nicht eingezahlt ist 
(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis 
des eingeforderten Kapitals als Aktiva unter dem Posten A vor­
sehen). 

6. Rechnungsabgrenzungsposten (sofern nicht die einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften den Ausweis der Rechnungsabgrenzungsposten 
als Aktiva unter dem Posten E vorsehen). 

III. Wertpapiere 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen. 

2. Eigene Aktien oder Anteile (unter Angabe ihres Nennbetrages oder, 
wenn ein Nennbetrag nicht vorhanden ist, ihres rechnerischen Wer­
tes), soweit die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften eine Bilanzie­
rung gestatten. 

3. Sonstige Wertpapiere. 

IV. Guthaben bei Kreditinstituten, Postscheckguthaben, Schecks und Kas­
senbestand. 

E. Rechnungsabgrenzungsposten 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis der Rech­
nungsabgrenzungsposten unter dem Posten D. II. 6 vorsehen.) 

F. Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 

1. Anleihen, davon konvertibel. 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

3. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen, soweit diese nicht von dem 
Posten „Vorräte“ gesondert abgesetzt werden. 

4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen. 

5. Verbindlichkeiten aus Wechseln. 

6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen. 

7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs­
verhältnis besteht. 

8. Sonstige Verbindlichkeiten, davon Verbindlichkeiten gegenüber Steuer­
behörden und Sozialversicherungsträgern. 

9. Rechnungsabgrenzungsposten (sofern nicht die einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften den Ausweis der Rechnungsabgrenzungsposten unter dem 
Posten K vorsehen). 
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G. Umlaufvermögen 

(einschließlich der Rechnungsabgrenzungsposten, sofern unter Posten E an­
gegeben und einschließlich der Rechnungsabgrenzungsposten, sofern unter 
Posten K angegeben). 

H. Gesamtbetrag des Vermögens nach Abzug der Verbindlichkeiten 

I. Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr. 

1. Anleihen, davon konvertibel. 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

3. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen, soweit sie nicht von den 
Vorräten gesondert abgezogen werden. 

4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen. 

5. Verbindlichkeiten aus Wechseln. 

6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen. 

7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Betei­
ligungsverhältnis besteht. 

8. Sonstige Verbindlichkeiten, davon Verbindlichkeiten gegenüber Steu­
erbehörden und Sozialversicherungsträgern. 

9. Rechnungsabgrenzungsposten (sofern nicht die einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften den Ausweis der Rechnungsabgrenzungsposten un­
ter dem Posten K vorsehen). 

J. Rückstellungen 

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen. 

2. Steuerrückstellungen. 

3. Sonstige Rückstellungen. 

K. Rechnungsabgrenzungsposten 

(Sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis der Rech­
nungsabgrenzungsposten unter dem Posten F. 9 oder I. 9 oder beiden vor­
sehen.) 

L. Eigenkapital 

I. Gezeichnetes Kapital 

(Sofern nicht einzelstaatliche Rechtsvorschriften den Ausweis des einge­
forderten Kapitals unter diesem Posten vorsehen; in diesem Fall müssen 
das gezeichnete und das eingezahlte Kapital gesondert ausgewiesen wer­
den.) 

II. Agio 

III. Neubewertungsrücklage 

IV. Rücklagen 

1. Gesetzliche Rücklage, soweit einzelstaatliche Rechtsvorschriften die 
Bildung einer derartigen Rücklage vorschreiben. 

2. Rücklage für eigene Aktien oder Anteile, soweit einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften die Bildung einer derartigen Rücklage vorschrei­
ben, unbeschadet des Artikels 24 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 
2012/30/EU. 

3. Satzungsmäßige Rücklagen. 

4. Sonstige Rücklagen, einschließlich der Zeitwert-Rücklage. 

V. Ergebnisvortrag 

VI. Ergebnis des Geschäftsjahres 
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ANHANG V 

GLIEDERUNG DER GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG – NACH 
EIGENART DER AUFWENDUNG, NACH ARTIKEL 13 

1. Nettoumsatzerlöse. 

2. Veränderung des Bestandes an fertigen und unfertigen Erzeugnissen. 

3. Andere aktivierte Eigenleistungen. 

4. Sonstige betriebliche Erträge. 

5. a) Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe. 

b) Sonstige externe Aufwendungen. 

6. Personalaufwand: 

a) Löhne und Gehälter. 

b) Soziale Aufwendungen, davon für Altersversorgung. 

7. a) Wertberichtigungen zu Aufwendungen für die Errichtung und Erweite­
rung des Unternehmens und zu Sachanlagen und immateriellen Anlage­
werten. 

b) Wertberichtigungen von Gegenständen des Umlaufvermögens, soweit 
diese die in den Unternehmen üblichen Wertberichtigungen überschreiten. 

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen. 

9. Erträge aus Beteiligungen, davon aus verbundenen Unternehmen. 

10. Erträge aus sonstigen Wertpapieren und Forderungen des Anlagevermögens, 
davon aus verbundenen Unternehmen. 

11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge, davon aus verbundenen Unternehmen. 

12. Wertberichtigungen zu Finanzanlagen und zu Wertpapieren des Umlaufver­
mögens. 

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen, davon an verbundene Unternehmen. 

14. Steuern auf das Ergebnis. 

15. Ergebnis nach Steuern. 

16. Sonstige Steuern, soweit nicht unter den Posten 1-15 enthalten. 

17. Ergebnis des Geschäftsjahres. 
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ANHANG VI 

GLIEDERUNG DER GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG – NACH 
FUNKTION DER AUFWENDUNG, NACH ARTIKEL 13 

1. Nettoumsatzerlöse. 

2. Herstellungskosten der zur Erzielung der Umsatzerlöse erbrachten Leistun­
gen (einschließlich der Wertberichtigungen). 

3. Bruttoergebnis vom Umsatz. 

4. Vertriebskosten (einschließlich der Wertberichtigungen). 

5. Allgemeine Verwaltungskosten (einschließlich der Wertberichtigungen). 

6. Sonstige betriebliche Erträge. 

7. Erträge aus Beteiligungen, davon aus verbundenen Unternehmen. 

8. Erträge aus sonstigen Wertpapieren und Forderungen des Anlagevermögens, 
davon aus verbundenen Unternehmen. 

9. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge, davon aus verbundenen Unternehmen. 

10. Wertberichtigungen von Finanzanlagen und Wertpapieren des Umlaufver­
mögens. 

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen, davon an verbundene Unternehmen. 

12. Steuern auf das Ergebnis. 

13. Ergebnis nach Steuern. 

14. Sonstige Steuern, soweit nicht unter den Posten 1-13 enthalten. 

15. Ergebnis des Geschäftsjahres. 
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ANHANG VII 

Entsprechungstabelle 

Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 
einleitende Worte 

— Artikel 1 Absatz 1Buchstabe a 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 
erster bis siebenundzwanzigster 
Gedankenstrich 

— Anhang I 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 2 — Artikel 1 Absatz 1Buchstabe b 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 2 
Buchstaben a bis aa 

— Anhang II 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 3 — — 

Artikel 1 Absatz 2 — — 

Artikel 2 Absatz 1 — Artikel 4 Absatz 1 

Artikel 2 Absatz 2 — Artikel 4 Absatz 2 

Artikel 2 Absatz 3 — Artikel 4 Absatz 3 

Artikel 2 Absatz 4 — Artikel 4 Absatz 3 

Artikel 2 Absatz 5 — Artikel 4 Absatz 4 

Artikel 2 Absatz 6 — Artikel 4 Absatz 5 

Artikel 3 — Artikel 9 Absatz 1 

Artikel 4 Absatz 1 — Artikel 9 Absatz 2 

Artikel 4 Absatz 2 — Artikel 9 Absatz 3 

Artikel 4 Absatz 3 — Artikel 9 Absatz 3- 

Artikel 4 Absatz 4 — Artikel 9 Absatz 5 

Artikel 4 Absatz 5 — — 

Artikel 4 Absatz 6 — Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h 
und Artikel 6 Absatz 3 

Artikel 5 Absatz 1 — — 

Artikel 5 Absatz 2 — Artikel 2 Nummer 14 

Artikel 5 Absatz 3 Artikel 2 Nummer 15 

Artikel 6 Artikel 9 Absatz 6 

Artikel 7 — Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe g 

Artikel 8 — Artikel 10- 

Artikel 9 Buchstabe A — Anhang III Posten A 

Artikel 9 Buchstabe B — Anhang.III Posten B- 

Artikel 9 Buchstabe C — Anhang III Posten C 

Artikel 9 Buchstabe D — Anhang III Posten D 

Artikel 9 Buchstabe E — Anhang III Posten E 
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Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 9 Buchstabe F — — 

Passiva 
Artikel 9 Buchstabe A 

— Passiva 
Anhang III Posten A 

Artikel 9 Buchstabe B — Anhang III Posten B 

Artikel 9 Buchstabe C — Anhang III Posten C 

Artikel 9 Buchstabe D — Anhang III Posten D 

Artikel 9 Buchstabe E — — 

Artikel 10 — Anhang IV 

Artikel 10a — Artikel 11 

Artikel 11 Unterabsatz 1 — Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 14 
Absatz 1 

Artikel 11 Unterabsatz 2 — — 

Artikel 11 Unterabsatz 3 — Artikel 3 Absatz 9 Unterabsatz 1 

Artikel 12 Absatz 1 — Artikel 3 Absatz 10 

Artikel 12 Absatz 2 — Artikel 3 Absatz 9 Unterabsatz 2 

Artikel 12 Absatz 3 — Artikel 3 Absatz 11 

Artikel 13 Absatz 1 — Artikel 12 Absatz 1 

Artikel 13 Absatz 2 — Artikel 12 Absatz 2 

Artikel 14 — Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe d 

Artikel 15 Absatz 1 — Artikel 12 Absatz 3 

Artikel 15 Absatz 2 — Artikel 2 Nummer 4 

Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe a — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe b — — 

Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe c — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a 
Ziffer i 

Artikel 15 Absatz 4 — — 

Artikel 16 — Artikel 12 Absatz 4 

Artikel 17 — Artikel 2 Absatz 2 

Artikel 18 — — 

Artikel 19 Artikel 2 Absatz 8 

Artikel 20 Absatz 1 — Artikel 12 Absatz 12 Unterabsatz 
1 

Artikel 20 Absatz 2 — Artikel 12 Absatz 12 Unterabsatz 
2 

Artikel 20 Absatz 3 — Artikel 12 Absatz 12 Unterabsatz 
3 

Artikel 21 — — 

Artikel 22 Unterabsatz 1 — Artikel 13 Absatz 1 

Artikel 22 Unterabsatz 2 — Artikel 13 Absatz 2 

Artikel 23 Ziffern 1 bis 15 — Anhang V Ziffern 1 bis 15 

Artikel 23 Ziffern 16 bis 19 — — 

Artikel 23 Ziffern 20 und 21 — Anhang V Ziffern 16 und 17 
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Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 24 — — 

Artikel 25 Ziffern 1 bis 13 — Anhang VI Ziffern 1 bis 13 

Artikel 25 Ziffern 14 bis 17 — — 

Artikel 25 Ziffern 18 und 19 — Anhang VI Ziffern 14 und 15 

Artikel 26 — — 

Artikel 27 Unterabsatz 1 einlei­
tende Worte 

— Artikel 3 Absatz 3 

Artikel 27 Unterabsatz 1 Buchsta­
ben a und c 

— Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben a 
und b 

Artikel 27 Unterabsatz 1 Buchsta­
ben b und d 

— — 

Artikel 27 Unterabsatz 2 — Artikel 3 Absatz 9 Unterabsatz 1 

Artikel 28 — Artikel 2 Nummer 5 

Artikel 29 — — 

Artikel 30 — — 

Artikel 31 Absatz 1 — Artikel 6 Absatz 1 einleitende 
Worte und Buchstaben a bis f 

Artikel 31 Absatz 1a — Artikel 6 Absatz 5 

Artikel 31 Absatz 2 — Artikel 4 Absatz 4 

Artikel 32 — Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i 

Artikel 33 Absatz 1 einleitende 
Worte 

— Artikel 7 Absatz 1 

Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben a 
und b und zweiter und dritter Un­
terabsatz 

— — 

Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe c — Artikel 7 Absatz 1 

Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe a 
Unterabsatz 1 und Artikel 33 Ab­
satz 2 Buchstaben b, c und d 

— Artikel 7 Absatz 2 

Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe a 
Unterabsatz 2 

— Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 33 Absatz 3 — Artikel 7 Absatz 3 

Artikel 33 Absatz 4 — Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer ii 

Artikel 33 Absatz 5 — — 

Artikel 34 — Artikel 12 Absatz 11 Unterabsatz 
4 

Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a — Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i 

Artikel 35 Absatz 1 Buchstaben b — Artikel 12 Absatz 5 

Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe c Artikel 12 Absatz 6 

Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe d Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 35 Absatz 2 — Artikel 2 Nummer 6 

Artikel 35 Absatz 3 — Artikel 2 Nummer 7 
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Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 35 Absatz 4 — Artikel 12 Absatz 8 und Arti­
kel 17 Absatz 1 Buchstabe a Zif­
fer vi 

Artikel 36 — — 

Artikel 37 Absatz 1 — Artikel 12 Absatz 11 Unter­
absätze 1, 3 und 5 

Artikel 37 Absatz 2 — Artikel 12 Absatz 11 Unter­
absätze 1 und 2 

Artikel 38 — — 

Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a — Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i 

Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe b — Artikel 2 Absatz 7 Unterabsatz 1 

Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe c — — 

Artikel 39 Absatz 1 Buch­
stabe d 

— Artikel 12 Absatz 7 Unterabsatz 
2 

Artikel 39 Absatz 1 Buch­
stabe e 

— Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 39 Absatz 2 — Artikel 2 Nummer 6 

Artikel 40 Absatz 1 — Artikel 12 Absatz 9 

Artikel 40 Absatz 2 — — 

Artikel 41 — Artikel 12 Absatz 10 

Artikel 42 Absatz 1 — Artikel 12 Absatz 12 Unterabsatz 
3 

Artikel 42 Absatz 2 — — 

Artikel 42a Absatz 1 — Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 42a Absatz 2 — Artikel 8 Absatz 2 

Artikel 42a Absatz 3 — Artikel 8 Absatz 3 

Artikel 42a Absatz 4 — Artikel 8 Absatz 4 

Artikel 42a Absatz 5 — Artikel 8 Absatz 5 

Artikel 42a Absatz 5a — Artikel 8 Absatz 6 

Artikel 42b — Artikel 8 Absatz 7 

Artikel 42c — Artikel 8 Absatz 8 

Artikel 42d — Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe c 

Artikel 42e — Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 42f — Artikel 8 Absatz 9 

Artikel 43 Absatz 1 einleitende 
Worte 

— Artikel 16 Absatz 1 einleitende 
Worte 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 1 — Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 2 
Unterabsatz 1 

— Artikel 17 Buchstabe g Unter­
absatz 1 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 2 
Unterabsatz 2 

— Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe k 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 3 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe h 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 4 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe i 
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Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 5 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe j 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 6 — Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe g 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 7 — Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe d 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 7a — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe p 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 7b — Artikel 2 Absatz 3 und Artikel 17 
Absatz 1 Buchstabe r 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 8 — Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 9 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe f 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 10 — — 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 11 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe f 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 12 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d 
Unterabsatz 1 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 13 — Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe e 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 14 
Buchstabe a 

— Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c 
Ziffer i 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 14 
Buchstabe b 

— Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c 
Ziffer ii 

Artikel 43 Absatz 1 Nummer 15 — Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b 
und Artikel 18 Absatz 3 

Artikel 43 Absatz 2 — — 

Artikel 43 Absatz 3 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d 
Unterabsatz 2 

Artikel 44 — — 

Artikel 45 Absatz 1 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe g 
Unterabsatz 2 
Artikel 28 Absatz 3 

Artikel 45 Absatz 2 — Artikel 18 Absatz 2 

Artikel 46 — Artikel 19 

Artikel 46a — Artikel 20 

Artikel 47 Absätze 1 und 1a — Artikel 30(1) und (2) 

Artikel 47 Absatz 2 — Artikel 31 Absatz 1 

Artikel 47 Absatz 3 — Artikel 31 Absatz 2 

Artikel 48 — Artikel 32 Absatz 1 

Artikel 49 — Artikel 32 Absatz 2 

Artikel 50 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe o 

Artikel 50a — — 

Artikel 50b — Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 50c — Artikel 33 Absatz 2 

Artikel 51 Absatz 1 — Artikel 34 Absatz 1 

Artikel 51 Absatz 2 — — 

Artikel 51 Absatz 3 — — 
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Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 51a — Artikel 35 

Artikel 52 — — 

Artikel 53 Absatz 2 — Artikel 3 Absatz 13 

Artikel 53a — Artikel 40 

Artikel 55 — — 

Artikel 56 Absatz 1 — — 

Artikel 56 Absatz 2 — Artikel 17 Absatz 1 Buchstaben l, 
m und n 

Artikel 57 — Artikel 37 

Artikel 57a — Artikel 38 

Artikel 58 — Artikel 39 

Artikel 59 Absatz 1 — Artikel 9 Absatz 7 Buchstabe a 

Artikel 59 Absätze 2 bis 6 Buch­
stabe a 

— Artikel 9 Absatz 7 Buchstabe a 
und Artikel 27 

Artikel 59 Absatz 6 Buchstaben b 
und c 

— Artikel 9 Absatz 7 Buchstaben b 
und c 

Artikel 59(7) und (8) — Artikel 9 Absatz 7 Buchstabe a 
und Artikel 27 

Artikel 59 Absatz 9 — — 

Artikel 60 — — 

Artikel 60a — Artikel 51 

Artikel 61 — Artikel 17 Absatz 2 

Artikel 61a — — 

Artikel 62 — Artikel 55 

— Artikel 1 Absatz 1 Artikel 22 Absatz 1 

— Artikel 1 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe f 

— Artikel 1 Absatz 2 Artikel 22 Absatz 2 

— Artikel 2 Absätze 1, 2 
und 3 

Artikel 23 Absätze 3, 4 und 5 

— Artikel 3 Absatz 1 Artikel 22 Absatz 6 

— Artikel 3 Absatz 2 Artikel 2 Nummer 10 

— Artikel 4 Absatz 1 Artikel 21 

— Artikel 4 Absatz 2 — 

— Artikel 5 — 

— Artikel 6 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 2 

— Artikel 6 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 8 

— Artikel 6(3) Artikel 3 Absatz 9 Unterabsatz 2, 
Artikel 3 Absätze 10 und 11 

— Artikel 6 Absatz 4 Artikel 23 Absatz 2 

— Artikel 7 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 3 

— Artikel 7 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 4 

Artikel 7 Absatz 3 Artikel 23 Absatz 3 einleitende 
Worte 
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Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

— Artikel 8 Artikel 23 Absatz 5 

— Artikel 9 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 6 

— Artikel 9 Absatz 2 — 

— Artikel 10 Artikel 23 Absatz 7 

— Artikel 11 Artikel 23 Absatz 8 

— Artikel 12 Absatz 1 Artikel 22 Absatz 7 

— Artikel 12 Absatz 2 Artikel 22 Absatz 8 

Artikel 12 Absatz 3 Artikel 22 Absatz 9 

Artikel 13 Absätze 1 
und 2 

Artikel 2, Nummer 16 und Arti­
kel 6 Absatz 1 Buchstabe j 

Artikel 13 Buchstabe 2a Artikel 23 Absatz 10 

— Artikel 13 Absatz 3 Artikel 23 Absatz 9 

— Artikel 15 — 

— Artikel 16 Artikel 4 

— Artikel 17 Absatz 1 Artikel 24 Absatz 1 

— Artikel 17 Absatz 2 — 

— Artikel 18 Artikel 24 Absatz 2 

— Artikel 19 Artikel 24 Absatz 3 Buchstaben a 
bis e 

— Artikel 20 — 

— Artikel 21 Artikel 24 Absatz 4 

— Artikel 22 Artikel 24 Absatz 5 

— Artikel 23 Artikel 24 Absatz 6 

— Artikel 24 — 

— Artikel 25 Absatz 1 Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b 

— Artikel 25 Absatz 2 Artikel 4 Absatz 4 

— Artikel 26 Absatz 1 Artikel 24 Absatz 7 

— Artikel 26 Absatz 1 — 

— Artikel 26 Absatz 2 — 

Artikel 26 Absatz 3 Artikel 6 Absatz Buchstabe j 

— Artikel 27 Artikel 24 Absatz 8 

— Artikel 28 Artikel 24 Absatz 9 

— Artikel 29 Absatz 1 Artikel 24 Absatz 10 

— Artikel 29 Absatz 2 Artikel 24 Absatz 11 

— Artikel 29 Absatz 3 Artikel 24 Absatz 12 

— Artikel 29 Absatz 4 Artikel 24 Absatz 13 

— Artikel 29 Absatz 5 Artikel 24 Absatz 14 

— Artikel 30 Absatz 1 Artikel 24 Absatz 3 Buchstabe c 
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Richtlinie 78/660/EWG Richtlinie 83/349/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 30 Absatz 2 

— Artikel 31 Artikel 24 Absatz 3 Buchstabe f 

— Artikel 32Absätze 1 und 2 Artikel 26 

Artikel 32 Absatz 3 — 

— Artikel 33 Artikel 27 

— Artikel 34 einleitende 
Worte und Artikel 34 Ab­
satz 1 einleitender Satz 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a 
und Artikel 28 Absatz 1 

— Artikel 34 Absatz 1 Satz 2 — 

— Artikel 34 Absatz 2 Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe a 

— Artikel 34 Absatz 3 Buch­
stabe a 

Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe b 

— Artikel 34 Absatz 3 Buch­
stabe b 

— 

— Artikel 34 Absatz 4 Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe c 

— Artikel 34 Absatz 5 Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe d 

— Artikel 34 Absatz 6 Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe g 
und Artikel 28 Absatz 1 

— Artikel 34 Absatz 7 Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe d 
und Artikel 28 Absatz 1 

— Artikel 34 Absatz 7a Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe p 

— Artikel 34 Absatz 7b Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe r 

— Artikel 34 Absatz 8 Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a 

— Artikel 34 Absatz 9 Buch­
stabe a 

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe e 

— Artikel 34 Absatz 9 Buch­
stabe b 

Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b 

— Artikel 34Absatz 10 — 

— Artikel 34Absatz 11 Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe f 
und Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 24 Absätze 12 und 
13 

Artikel Buchstabe c 
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